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Sie lesen in dieser Ausgabe

Wenn plötzlich und uner-
wartet in das Räderwerk un-
serer perfekten Lebensorga-
nisation eingegriffen wird,
müssen wir uns schlicht in
Geduld üben. Dies hat uns
der unvermittelte Ausbruch
eines Vulkans mit unaus-
sprechlichem Namen auf ei-
ner Insel im Nordmeer in al-
ler Deutlichkeit gezeigt.
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Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Mehr Wissen setzt Energie frei. Am 24. Juni ist es wieder
soweit: Die Bayerische GemeindeZeitung lädt in Zusam-
menarbeit mit Bayerischem Gemeindetag und Bayeri-
schem Städtetag zum großen Info-Tag für Kommunen
am 24. Juni 2010. Im Garchinger Bürgerhaus treffen die
Profis der Kommunalpolitik auf die Profis der Energie-
Branche. Bitte merken Sie den Termin schon heute vor.

Vormerken
!

24. Juni

2010

KPV-Landesversammlung in Erlangen:

Stabilisator
der CSU

Vorsitzender Rößle im Amt bestätigt
Joachim Herrmann als Festredner

„Die KPV ist in die CSU hervorragend integriert,
Kommunen sind und bleiben die starke Kraft in der
CSU.“ Mit dieser erfreulichen Botschaft wartete der
mit großer Mehrheit wieder gewählte Landesvorsit-
zende der Kommunalpolitischen Vereinigung der
CSU, Stefan Rößle (Landrat Donau-Ries), bei der
Jahrestagung in Erlangen auf. Kommunalpolitik sei
der Stabilisator der CSU. „Für ein starkes Bayern
brauchen wir starke Kommunen auch in schwierigen
Zeiten“, bemerkte Rößle.

Die Arbeit mit der Bundes-
KPV wertete der Landesvorsit-
zende in seinem Rechenschafts-
bericht als äußerst positiv. Die
KPV-Bayern sei fest integriert,
in allen Ausschüssen gut vertre-
ten und stets in Entscheidungs-
prozesse eingebunden.

Wichtige Akzente gesetzt

In den vergangenen Jahren sei-
en wichtige Themen behandelt
und Akzente gesetzt worden,
fuhr der Vorsitzende fort. Wich-
tigste Themen waren hierbei der
Kommunale Finanzausgleich mit
u. a. dem Ergebnis einer Steige-
rung des Kommunalanteils am
Steuerverbund auf 12 Prozent
trotz Steuerminderung im bayeri-
schen Haushalt, die Landesent-
wicklung und Regionalplanung,

das Bündnis beste Bildung, das
Konjunkturpaket II, Breitband-
versorgung und Digitalfunk so-
wie Kinderbetreuung, Dienst-
recht, AK Große Städte und Jeki
(„Jedem Kind ein Instrument“).

Als eine der aktuellen Heraus-
forderungen bezeichnete Stefan
Rößle das Thema Kommunalfi-
nanzen. Einsparungen im Ausga-
benbereich seien hier ebenso er-
forderlich wie eine Neustrukturie-
rung der Einnahmenseite. In der
Diskussion um die Gewerbesteu-
er sei für KPV der CSU klar: „So-
lange es keine bessereAlternative
gibt, werden wir an ihr festhal-
ten.“ Auch der Vorschlag, für
Kommunen einen Hebesatz auf
die Einkommensteuer zu ermög-
lichen, ist aus KPV-Sicht „sehr
bedenklich und kei-
ne Alter-

Deutscher Städtetag:

Appell zu mehr
Bürgernähe

Präsidium tagte in Brüssel
Nach einer Präsidiumssitzung des Deutschen Städte-
tags in Brüssel wies die Präsidentin des kommunalen
Spitzenverbandes, Frankfurts Oberbürgermeisterin
Petra Roth darauf hin, dass die deutschen Städte ho-
he Erwartungen mit der Umsetzung des Lissabon-
Vertrages der Europäischen Union verbinden. Sie ap-
pellierten an die Europäische Kommission, den Rat
und das Europäische Parlament, die durch den Ver-
trag gestärkte Rolle der Kommunen nun durch eine
kommunalfreundliche Gesetzgebung mit größerer
Bürgernähe zum Ausdruck zu bringen. In den vom
Deutschen Städtetag vertretenen Städten leben rund
51 Millionen EU-Bürger.

„Die europäische Union hat mit
dem Lissabon-Vertrag erstmals
die kommunale Selbstverwaltung
anerkannt. Diesen Quantensprung
im Verhältnis zwischen Kommu-
nen und EU gilt es jetzt entschlos-
sen auch in der Praxis zu verwirk-
lichen. Das neue EU-Vertrags-
werk erlaubt kein ‚Weiter so’. Es
eröffnet die große Chance, Europa
den Bürgerinnen und Bürgern vor
Ort besser vermitteln zu können
und dieAkzeptanz der EU bei den
Menschen in den Städten zu stär-
ken“, betonte Roth. Deshalb hät-
ten die Städte den Vertrag vonAn-
fang an unterstützt.

Subsidiaritätsprinzip

In dem am 1. Dezember 2009
in Kraft getretenen Lissabon-Ver-
trag wird erstmals in der Ge-

schichte der EU die kommunale
Selbstverwaltung in den rechtli-
chen Grundlagen der Union er-
wähnt. Aufgewertet wird auch
das offizielle Organ der kommu-
nalen und regionalen Interessen-
vertretung in der EU, der Aus-
schuss der Regionen, der ein Kla-
gerecht bei möglichen Verstößen
gegen das Subsidiaritätsprinzip
erhält. Außerdem wird die regio-
nale und lokale Ebene ausdrück-
lich in die Geltung des Subsi-
diaritätsprinzips einbezogen, so
dass die EU-Organe die kommu-
nale Kompetenzordnung der Mit-
gliedstaaten berücksichtigen und
die kommunalen Spitzenverbände

(Fortsetzung auf Seite 4)

Das Podium der KPV-Landesversammlung (v. l.): Gerhard
Weber, Dr. Siegfried Balleis, Stefan Rößle, Peter Götz, Georg
Huber und Heinrich Lenz. Bild: DK

Jahrespressekonferenz des bayerischen Wirtschaftsministers:

Zeil sieht die
Rezession überwunden

1,5 Prozent Wachstum in 2010 erwartet

„Die schwerste Rezession der Nachkriegszeit liegt
hinter uns. Trotz harter Einbußen haben wir die Kri-
se gut gemeistert. Die Konjunktur hat sich zuletzt
spürbar stabilisiert und die Wirtschaft ist gut ins neue
Jahr gestartet. Für 2010 bin ich verhalten optimi-
stisch und erwarte in diesem Jahr einen Anstieg der
Wirtschaftsleistung in Bayern real um gut 1,5 Pro-
zent.“ Dies waren die Kernaussagen des bayerischen
Wirtschaftsministers Martin Zeil in seiner Jahres-
pressekonferenz.

Zugleich aber warnte Zeil vor
voreiliger Euphorie. Der Auf-
schwung sei nach wie vor labil
und keineswegs bereits selbst
tragend. Krisenmanagement und
Konjunkturpakete seien 2009
notwendig gewesen und seien
auch 2010 noch notwendig, um
die Konjunktur zu stabilisieren.
Auch wenn die Wirtschaft wie-
der wie im Durchschnitt der ver-
gangenen zehn Jahre wachsen
sollte, würde es in Bayern min-
destens bis 2013 und in Deutsch-
land bis 2014 dauern, bis das Ni-
veau von 2008 erreicht wäre,
schränkte der Minister seine ins-

gesamt optimistische Grundhal-
tung etwas ein.

Neue Wachstumsdynamik

Der Absturz sei Tief gewesen.
Es gelte, viel aufzuholen und in
Bayern eine neue Wachstumsdy-
namik anzustoßen. Der Freistaat
sei aber für den Aufschwung
gerüstet und werde auch nach
der Rezession einer der attraktiv-
sten, innovativsten und leitungs-
stärksten Wirtschaftsstandorte in
Europa sein. Unter dem Motto
„Neues schaffen, die Chancen
nutzen“ werde Bayern im kom-

menden Aufschwung mit an der
Spitze stehen, denn die bayeri-
sche Wirtschaftspolitik sei kon-
sequent auf neues Wachstum
ausgerichtet. Die Krise werde
den strukturellen Wandel spürbar
beschleunigen. Jetzt werde über
die Arbeitsplätze und das Wachs-
tum der Zukunft entschieden.
Gegen die Krise, so Zeil, hülfen

(Fortsetzung auf Seite 4)

zen. Handlungsfähige Kommu-
nen seien notwendig, um Lebens-
qualität vor Ort zu sichern. Für
die CSU seien stabile Kommu-
nalfinanzen auch in Zukunft und
auch in schwierigen Zeiten von
entscheidender Bedeutung.

Herzkammer der CSU

Der Oberbürgermeister der
105.000 Einwohner-Stadt Erlan-
gen, Dr. Siegfried Balleis, beton-
te in seinem Grußwort mit Blick
auf die Kommunalwahlen 2014,
dass die Landesversammlung in
eine Zeit der Vorbereitung strate-
gischer Ziele falle. Die Kommu-
nalvertreter sollten stets daran
denken, „dass der Wurm dem
Fisch schmecken muss und nicht
dem Angler“. Faktoren wie
Fleiß, Sympathie und Kompe-
tenz müssten gemeinsam unter
die Lupe genommen werden.
Die KPV bezeichnete Balleis als
„Herzkammer der CSU“.

Das „Geheimnis der Kommu-
nalpolitik“ bestehe darin, einer-
seits für harte Standortfaktoren
(z. B. Schaffung von Arbeitsplät-
zen) zu sorgen und andererseits
die Kommunen so attraktiv zu
gestalten, dass sie lebenswert
sind, erläuterte Balleis. Er plä-
dierte dafür, Standards zu redu-
zieren, um kommunale Haushal-
te besser entlasten zu können.
Wegen ihrer schlechten Finanzla-
ge benötigten die Kommunen ein
Entlastungsgesetz des Bundes.

Strukturelle Veränderungen

In den nächsten Jahren dürfe
man sich freilich nicht allein dar-
auf konzentrieren, die Einnahme-
situation der Kommunen zu be-
klagen, so der OB. Die eigentli-
che Herausforderung bestehe dar-
in, strukturelle Veränderungen
in der Wirtschaft - und damit
bei den Gewerbesteuerzahlern -

(Fortsetzung auf Seite 4)

native“. Rößle zufolge wird die
KPV-Bayern die Kommissions-
arbeit intensiv begleiten und den
Mitwirkenden „auf die Finger
schauen“.

Stabile Kommunalfinanzen

In punkto Sparhaushalt vertrat
der Vorsitzende folgende Mei-
nung: „Schuldenbremse ja, aber
stabile Kommunalfinanzen vor
weiteren Steuersenkungen!“
Rößle dankte dem Freistaat für
dessen Kommunalfreundlichkeit
und die Entlastung der bayeri-
schen Sparkassen bei der Eigenka-
pitalerhöhung für die Bayerische
Landesbank durch die Übernahme
der gesamten 10 Mrd. Euro.

Laut Landesvorsitzendem er-
folgen 60 Prozent aller öffentli-
chen Investitionen über die Kom-
munen. Ein Sparhaushalt mache
es erforderlich, Prioritäten zu set-
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Bürgermeister
Ludwig Diepold

85098 Großmehring
am 6.5.

Bürgermeister Paul Nagler
87752 Holzgünz

am 8.5.

Bürgermeister
August Voit

83123 Amerang
am 9.5.

Bürgermeisterin
Edigna Keneder
84337 Schönau

am 9.5.

Bürgermeister
Jürgen Pirner

95704 Pullenreuth
am 15.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Eduard Obermeier
93186 Pettendorf

am 7.5.

Oberbürgermeister
Henry Schramm
95326 Kulmbach

am 15.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Stefan Taglang

89441 Medlingen
am 13.5.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Jürgen Gilg
86462 Langweid a. Lech

am 12.5.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Werner Grünwedel

91798 Höttingen
am 14.5.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Daiber
83233 Bernau am Chiemsee

am 8.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Willi Dürr

93351 Painten
am 4.5.

Landrat Walter Eichner
86899 Landsberg am Lech

am 6.5.

Bürgermeister
Reinhold Sontheimer

87645 Schwangau
am 8.5.

Bürgermeister Anton Altkofer
83483 Bischofswiesen

am 11.5.

Bürgermeister
Dr. Herbert Kränzlein

82178 Puchheim
am 14.5.

Bürgermeister Johann Pfister
96120 Bischberg

am 15.5.

Bürgermeister Peter Helmuth
94481 Grafenau

am 16.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Anton Schwarzmeier
92726 Waidhaus

am 4.5.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

CSU-Landtagsfraktion:

Kinder im Fokus
der Politik

Kinderkommission legt Arbeitsprogramm vor
Staatliche Förderung soll angepasst werden

Die Förderung von Kindergärten im ländlichen Raum im Rah-
men der Landkindergartenregelung gezielt zu verbessern, hat
die CSU-Landtagsfraktion beschlossen. Damit trotz der demo-
graphischen Entwicklung in ganz Bayern nach dem Grundsatz
„kurze Beine, kurze Wege“ auch in kleinen Gemeinden Kinder-
gärten weiter betrieben werden können, soll die Staatsregierung
die Förderung anpassen. Rechtliche Grundlage bleibt das
Bayerische Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz (BayKiBiG).

Mit dieser Erklärung haben
Fraktionsvorsitzender Georg
Schmid und Sozialarbeitskreis-
vorsitzender Joachim Unterländer
als Wortführer die zuständige So-
zialministerin Christine Hadert-
hauer in die Pflicht genommen.
Hintergrund waren Misstöne, als
die interfraktionelle neue Kinder-
gartenkommission des Landtags

kurz zuvor ihr Arbeitsprogramm
beschloss. Die Ministerin hatte
dem nach Bundesvorbild geschaf-
fenen, auf Länderebene noch ein-
zigartigen Gremium mit je einer
Abgeordneten pro Fraktion in
einer Presseerklärung einige
Merksätze zukommen lassen. Die
Kommission müsse die Kinder in
den Mittelpunkt der Familien-

und Bildungspolitik rücken. Ha-
derthauer empfahl dazu auch das
von der CSU geforderte, umstrit-
tene Betreuungsgeld für Familien.

Die Kommissionsvorsitzende
Petra Dettenhöfer (CSU) fand bei
Vorstellung des über alle partei-
politischen Unterschiede hinweg
zusammen gestellte Arbeitspro-
gramm die Presseerklärung
„nicht sehr hilfreich“. Die Kom-
mission rücke die Kinder seit Ar-
beitsbeginn vor fünf Monaten in
den Mittelpunkt. Brigitte Meyer
(FDP) kritisierte die Forderung
nach Betreuungsgeld als eindeuti-
ge Parteipolitik.

Elternkompetenz

Noch schärfer äußerten sich
die Oppositionsabgeordneten.
Simone Strohmayr (SPD) kom-
mentierte, „wir brauchen keine
Nachhilfe“. Eva Gottstein (Freie
Wähler) forderte Frau Hadert-
hauer auf, Mitglied in der Kom-

mission zu werden. Claudia
Stamm (Grüne) sprach von mi-
nisterieller Doppelzüngigkeit.

In der CSU-Fraktionssitzung
kam es zur persönlichenAusspra-
che zwischen Haderthauer und
Dettenhöfer. Man sei sich völlig
einig, versicherte die Ministerin
auf Nachfrage. Der Kommissi-
onsärger habe keine Rolle mehr
gespielt. Die Themenschwer-
punkte ihrer Arbeit in dieser Le-
gislaturperiode sind laut Detten-
hofer frühkindliche Bildung, Kin-
der- und Jugendhilfe, Kinder und
Gewalt, Kinder und Mobilität.
Schlüssel dazu sei die Stärkung
der Elternkompetenz. Die fünf
Abgeordneten versicherten, sie
wurden sich bemühen, die partei-
politischen Unterschiede zu über-
brücken, was aber nicht ganz ein-
fach sei. Dass nur Frauen von den
Fraktionen in die Kinderkommis-
sion gewählt wurden, sei Zufall,
bedauerte die Vorsitzende. Das
solle sich ändern. rm

Kabinettssitzung in Kempten:

Erstmals in
Allgäu-Metropole

Bayerns Staatsregierung will im Allgäu ein Kompetenzzentrum
für Lebensmittel- und Verpackungstechnologie von internationa-
ler Bedeutung etablieren. Das beschloss das Kabinett bei seiner
Sitzung in Kempten. Unter der Leitung von Ministerpräsident
Horst Seehofer beriet der Ministerrat zudem über schwäbische
Zukunftsperspektiven etwa bei der Bildungsentwicklung, Ver-
kehrsinfrastruktur, Tourismusförderung und Landwirtschaft.

Die Tourismusbranche habe
von der Mehrwertsteuersenkung
für Beherbergungsbetriebe profi-
tiert. Sie nutze die Chance der
verbesserten Wettbewerbsbedin-
gungen, um zu investieren und ih-
re Kunden an die Tourismusregi-
on Schwaben zu binden, lobte
Seehofer.

Auch bei den zahlreichen Ver-
kehrsprojekte in Schwaben gehe es
voran. In das Autobahnnetz seien
bereits Investitionen in dreistelliger
Millionenhöhe geflossen, erläuter-
te Innenminister Joachim Herr-
mann. Des Weiteren setze sich die
Staatsregierung mit Nachdruck für
die Belange der Bergbauern ein.
Neben den bereits bestehenden
Maßnahmenbündeln sei ein eigen-

ständiges Bergbauernprogramm
geplant, kündigte Landwirtschafts-
minister Helmut Brunner an.

Auf eine flächendeckende und
möglichst wohnortnahe Schul-
versorgung setzt Kultusminister
Ludwig Spaenle. Das mittlere
Allgäu diene als Modellregion
für eine ganzheitliche Schulent-
wicklung. Auch die Förderung
besonders begabter Schüler wer-
de gegenwärtig ausgebaut, be-
tonte der Minister.

Als den bayerischen Schwer-
punkt für Naturschutzgroßprojek-
te sieht Umweltminister Markus
Söder Schwaben. Sein Ziel sei es,
die wertvolle Moor- und Auen-
landschaft als Naturerbe Europas
zu erhalten und zu sichern.

Prävention soll vor Verbot stehen:

Uneins im Kampf
gegen Alkoholmissbrauch

FDP bremst CSU beim Verkaufsverbot ab 22 Uhr

Ein Alkoholverkaufsverbot ab 22 Uhr wird es in Bayern zumin-
dest heuer nicht geben. Gesetzentwürfe der SPD-Fraktion zur Än-
derung des Gaststätten- und des Ladenschlussgesetzes mit stren-
gen Verboten wurden vom Landtagsplenum zwar an den Wirt-
schaftsausschuss federführend überwiesen, jedoch in der Ersten
Lesung von der FDP strikt abgelehnt. Die CSU zeigte zwar Sym-
pathie für die SPD-Initiative, stellte diese aber mit Rücksicht auf
den Koalitionspartner zurück. In einem gemeinsamen Dringlich-
keitsantrag wird auf Prävention und freiwillige Selbstverpflich-
tungen von Gaststätten, Tank- und Verkaufsstellen abgestellt. Bis
Herbst soll die Staatsregierung über Ausmaß und Anstieg des Al-
koholkonsums von Jugendlichen und Kindern berichten.

Auch die Grünen waren gegen Verschärfung der Gesetze. Lud-
wig Hartmann meinte, das helfe nichts, wenn schon die jetzige
Fassung nicht eingehalten werde. Dr. Andreas Fischer (FDP)
sprach gleichfalls von einem Vollzugsdefizit. Wirtschaftsminister
Martin Zeil (FDP) konstatierte zwar die erschreckende Zunahme
des Alkoholismus, auch in schulischen Einrichtungen, doch Ver-
bote seien ein Akt der Hilflosigkeit. Es gelte, die familiären und
gesellschaftlichen Probleme zu lösen. Fraktionsvorsitzender Tho-
mas Hacker betonte, was die CSU als vermeintliche Verbesserung
anstrebe, sei ein Angriff auf die persönliche Freiheit.

Innenminister Joachim Herrmann (CSU) nannte Zahlen: Letz-
tes Jahr registrierte die Polizei 9000 Gewalttaten unter Alkoho-
leinfluss, allerdings nicht nur von Jugendlichen. Das seien 41% al-
ler Gewalttaten. Mitte der neunziger Jahre seien es etwa 25% ge-
wesen. Er wolle nicht ruhen bis eine zufrieden stellende Lösung
eines Verkaufsverbots gefunden sei. Für die CSU unterstützten ihn
Fraktionsvize Thomas Kreuzer und Markus Blume, der Vorsit-
zende der Jungen Gruppe der Fraktion. Kreuzer setzte auf weitere
Verhandlungen mit dem Koalitionspartner. Klaus Stöttner versi-
cherte, die CSU wolle keinen Überwachungsstaat.

Die SPD-Abgeordnete Helga Schmitt-Bussingen warf der Ko-
alition vor, die Kommunen alleine zu lassen und ihnen die Proble-
me vor die Tür zu kippen. Die FDP-Abgeordnete Brigitte Meyer
bestätigte das aus ihrer Erfahrung als Bürgermeisterin. Aber die
Gesetze gäben schon jetzt Möglichkeiten, den Alkoholverkauf
einzuschränken. rm

Volksentscheid
am 4. Juli

Landtag macht den Weg frei
im Kampf um das Rauchverbot

Wie erwartet, hat sich der Landtag mit klarer Mehrheit gegen
das Volksbegehren „Für echten Nichtraucherschutz“ ausgespro-
chen. Binnen drei Monaten, kommt es also zum Volksentscheid,
ob das totale Rauchverbot auch für Gaststätten und Festzelte gilt,
für die im Juli 2008 von der CSU/FDP-Koalition eine Lockerung
des 2007 noch von der CSU-Alleinregierung beschlossenen Ge-
sundheitsschutzgesetzes in Kraft gesetzt wurde. Als Termin für
das Plebiszit hat die Staatsregierung den 4. Juli festgesetzt.

Die frühere Gesundheitsmini-
sterin Christa Stewens (CSU)
verwies darauf, dass quer durch
alle Fraktionen unterschiedliche
Meinungen vorhanden seien. Das
von der außerparlamentarischen
ÖDP initiierte Volksbegehren ha-
be zwar die 10% Hürde mit 14%
klar genommen, aber 86% der
Bürgerinnen und Bürger noch
nicht. Deswegen sei es richtig
und demokratisch, das ganze
Volk entscheiden zu lassen. Das
Volksbegehren-Gesetz habe ent-
scheidende Lücken. So würden
Tür und Tor geöffnet für Rau-
cherclubs in Jugendeinrichtun-
gen, Sportstätten und Freizeitein-
richtungen.

Nun entscheidet das Volk
über Nichtraucherschutz

Darauf gingen SPD und Grüne
nicht näher ein. Kathrin Sonnen-
holzner (SPD) und Theresa
Schopper (Grüne) betonten, der
Gesundheitsschutz für Nichtrau-
cher habe oberste Priorität. Nach-
weislich sei Passivrauchen eine

Ursache für so manchen vorzeiti-
gen Tod. Die Oppositionsspre-
cherinnen warfen der Koalition
vor, sich zu Lobbyisten der Ta-
bakindustrie zu machen, die die
Nein-Kampagne zum Volksbe-
gehren finanziell unterstütze.

Tobias Thalhammer, FDP-
Fraktionsgeschäftsführer, wies
den Verdacht zurück, die Tabakin-
dustrie sei treibende Kraft für das
Nein. Seine Partei werde im Qua-
si-Wahlkampf vor dem Volksent-
scheid klarmachen, wie vernünf-
tig das geltende Recht sei. Der
Volksbegehren-Gesetzentwurf ha-
be entscheidende Mängel.

Für die Freien Wähler sagte
Fraktionsvorsitzender Hubert Ai-
wanger, wo man sich an das Ge-
setz halte, seien alle zufrieden;
aber man solle jetzt das Volk ent-
scheiden lassen. Mit CSU und
FDP lehnte die FW-Fraktion das
Volksbegehrengesetz, praktisch
die Rückkehr zum CSU-Gesetz
von 2007, ab. Auch aus der SPD
gab es eine Ablehnung. Dagegen
votierten drei CSU-Abgeordnete
für das Volksbegehren. rm

Ein liberales
Versammlungsrecht

Landtag stärkt Bürgerrechte im Landesgesetz
Das im Sinne der Bürgerrechte liberalisierte bayerische Ver-
sammlungsgesetz von 2008 ist vom Landtag zum 1. Juni 2010 in
Kraft gesetzt worden. Wie schon im Rechtsausschuss beschlos-
sen, stimmten CSU und FDP zu, die Opposition lehnte trotz
grundsätzlicher Zustimmung wegen einzelner Neuerungen ab.
Abzuwarten bleibt eine Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts, das wegen der Bußgeldvorschriften letztes Jahr
zunächst Teile des Landesgesetzes außer Kraft gesetzt hatte.

Bayern bekomme das liberalste
Gesetz auf deutschem Boden,
kommentierte Dr.Andreas Fischer
(FDP) in der abschließenden Plen-
ardebatte. „Wir treffen den nöti-
gen Ausgleich zwischen Freiheit
und Sicherheit“ und „haben einem
obrigkeitsstaatlichen Gesetz die
Giftzähne gezogen“. Petra Gut-
tenberger (CSU) hob hervor, dass
die Rechte der Versammlungslei-
ter gestärkt und die Pflichten der
Behörden für Genehmigung und
Kontrolle von Versammlungen im
Saal und unter freiem Himmel ge-
klärt werden.

Der Rechtsausschussvorsitzen-
de Franz Schindler (SPD) hielt
das Gesetz bei aller Zustimmung
zu einem freiheitlichen Ver-
sammlungsrecht für radikal über-

flüssig. Das 1953 beschlossene
Bundesgesetz sei durch die stän-
dige Rechtsprechung so ausge-
legt und ergänzt worden, dass
auch radikale Störungen verhin-
dert werden können. Leider habe
die Föderalismusreform den
Ländern die Kompetenz zu eige-
nen Gesetzen gegeben.

Anzeigefristen verkürzt

Christine Stahl (Grüne) meinte,
auch beim neuen bayerischen
Landesgesetz werde es zahlrei-
cher Gerichtsentscheide brau-
chen, um Gesetzeslücken zu
schließen. Florian Streibl (Freie
Wähler) war nicht einverstanden,
dass das Vermummungsverbot
nicht mehr strafbedroht sei, son-
dern zur Ordnungswidrigkeit ab-
gestuft werde.

Zu den Kernpunkten des neuen
Gesetzes gehört, dass die Anzei-
gefrist für Versammlungen unter
freiem Himmel nun - auch telefo-
nisch - von 72 auf 48 Stunden
verkürzt wird. Der Versamm-
lungsleiter muss eine Veranstal-
tung nicht abbrechen, falls er sich
nicht durchsetzen kann. Bild- und
Tonaufnahmen der Polizei dürfen
nicht mehr verdeckt gemacht und
müssen nach kurzer Zeit gelöscht
werden. In geschlossenen Räu-
men dürfen polizeiliche Überwa-
chungseinrichtungen nicht mehr
heimlich installiert werden. Ge-
nehmigt werden müssen sie
durch eine gerichtliche Kammer,
nicht mehr durch den Einzelrich-
ter. Das Militanzverbot wird auf
paramilitärisches Auftreten be-
schränkt. Unverändert bleibt das
Verbot von Neonaziaufmärschen
an „historisch vorbelasteten Or-
ten“. (s. GZ Nr. 7/ 01.04.10) rm

Hanns-Seidel-Stiftung wählte Führungsspitze
Staatsminister a.D. Hans Zehetmair (rechts neben Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer) ist von der Mitgliederversammlung der
CSU-nahen Hanns-Seidel-Stiftung in seinemAmt als Vorsitzender
einstimmig bestätigt worden, ebenso seine beiden Stellvertreter
Alois Glück und Ursula Männle. „Ich sehe das Votum als deutli-
che Bestätigung unserer erfolgreichen Arbeit in den vergangenen
Jahren“, erklärte Zehetmair nach seiner Wiederwahl.

Mehr Geld für Bayerns Feuerwehren
Bayerns Gemeinden und ihre Feuerwehren bekommen dem-
nächst mehr Geld vom Staat für Neu- und Erweiterungsbauten
von Feuerwehrgerätehäusern.

„In Zeiten zunehmend ange-
spannter Haushaltslage der Kom-
munen ist das ein ermutigen-
des Zeichen“ sagte Gemeinde-
tagspräsident Dr. Uwe Brandl. Das
Präsidium des Bayerischen Ge-
meindetags begrüßte auf seiner
Sitzung in München die beabsich-
tigte Änderung der Bayerischen
Förderrichtlinie einstimmig.

Mehr Förderung
pro Stellplatz

Das Bayerische Innenministeri-
um beabsichtigt, den ersten und
zweiten Stellplatz in einem Feuer-
wehrgerätehaus statt bislang mit
40.000 Euro künftig mit je 46.500
Euro zu bezuschussen. Der dritte,
vierte und fünfte Stellplatz soll mit
je 57.000 Euro gefördert werden,
der sechste, siebte, achte und neun-
te Stellplatz sogar mit je 70.000
Euro. Ab dem zehnten Stellplatz
zahlt der Freistaat künftig je
80.000 Euro zu den Baukosten
dazu. Brandl hierzu: „Das ist ganz
in unserem Sinn. Das dicht ge-
webte Netz von knapp 8.000 Feu-

erwehren in Bayern kann damit
zum Schutz unserer Bürgerinnen
und Bürger erhalten bleiben.“
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Liebe Leserinnen
und Leser,

zur unerfreulichen Bilanz
des abgelaufenen Jahres
gehört auch die Tatsache, dass
wir wieder einen neuen Rekord
an Gesetzen, Vorschriften und
ergänzenden Ausführungsbe-
stimmungen aufgestellt haben.
Das Bundesgesetzblatt 2009
umfasst sage und schreibe
4.000 Seiten und füllt in gebun-
dener Form bereits einen klei-
nen Aktenschrank. Zugegeben,
für jede Regelung gibt es nachvollziehbare Grün-
de. Aber würde es bei genauer Betrachtung nicht
ausreichen, mehr auf die Einhaltung der bereits
bestehenden Normen und Richtlinien zu achten?

Zu Vieles ist heute schon mit kaum noch be-

herrschbaren Verwaltungs- und Genehmigungs-
verfahren überzogen. Die Regulierungswut auf
allen Ebenen legt die Rathausverwaltungen
lahm, hemmt die Entwicklung in Wirtschaft und
Gesellschaft sowie die persönliche Gestaltungs-
bzw. Handlungsfreiheit. Zudem erfordert die Um-
setzung jeder neuen Norm zusätzliche Aufwen-
dungen in räumlicher, personeller und sächlicher
Hinsicht, Ressourcen, die nicht mehr in ausrei-
chendem Maße zur Verfügung stehen.

Laut einer Mittelstandsforschung belaufen
sich die Bürokratiekosten in Deutschland bereits
auf die gigantische Summe von rd. 40 Mrd. €.
Auch ist der permanente Versuch des Staates, sei-
ne schützende Hand über individuelle Risiken zu
halten, nicht unbedingt mit mehr Einzelfallge-
rechtigkeit gleichzusetzen. Diese gelingt auch
den Heerscharen an Anwälten, rechtsberatenden
Berufen und Richtern immer weniger (Anzahl ist
von 60 Tsd. im Jahre 1990 auf 150 Tsd. 2009 ge-
stiegen). Schon mehrfach wurde deshalb der Ver-
such unternommen, den undurchdringlich ge-
wordenen Paragraphendschungel auf nationaler
und europäischer Ebene zu lichten. Leider verge-
bens! Wer kann schon auf Anhieb sagen, was aus
den Vorschlägen der Henzlerkommission in Bay-
ern geworden ist, was hier tatsächlich deregu-
liert oder nicht aufgegriffen werden konnte, weil
der Bund oder die EU für die Entscheidung zu-
ständig wären? Beispiele: Personenstandsrecht,
Arbeitsrecht, steuerliche Bilanzierungspflichten
oder Vergaberichtlinien.

Häufig war im Zwischenbilanzbericht der

Kommission zu lesen: „Bisher
fand der Gesetzesantrag auf
Bundesebene jedoch nicht die
erforderlichen Mehrheiten.“
Was bringt uns die Abschaffung
oder fakultative Ausgestaltung
des Widerspruchverfahrens -
Widerspruch oder gleich Kla-
ge - in Bayern? Weniger Büro-
kratie oder lediglich eine Ver-
schiebung der Probleme von ei-
ner Ebene auf die andere (vom
bisherigen Vorverfahren direkt
auf die Verwaltungsgerichte)?
Wie soll der prominent be-
setzten „Highlevel-Group“ in

Brüssel, bestehend aus 15 „Papierkriegern“, der
große Wurf auf europäischer Ebene gelingen,
wenn sie in den eigenen Ländern nicht in der La-
ge sind (oder waren), gründlich auszumisten?

Die Kommissionen werden bei genauer Be-
trachtung immer noch mit zu vielen Bürokraten
besetzt, mit Personen, die oft ihr ganzes Leben
nichts anderes gearbeitet haben, als Paragra-
phen und Vorschriften zu produzieren. Es fehlt ih-
nen ganz offensichtlich die langjährige Erfah-
rung von Praktikern und der Mut, Vorschriften-
monster zu Fall zu bringen.

Ich behaupte, dass wir in Deutschland minde-
stens ein Viertel aller Vorschriften komplett strei-
chen könnten, ohne dass es zu anarchischen oder
chaotischen Verhältnisse käme. Hier wäre der
Kahlschlag, den wir gerade bei den Gemeindefi-
nanzen erleben, angebracht und ohne negative
Folgen. Das ist aber nur eine Seite der Medaille.
Zu den Bergen an Vorschriften kommen auch noch
kiloweise Hochglanzbroschüren aus allen Mini-
sterien, die sich im Laufe des Jahres zu meterho-
hen Stapeln anhäufen. Alle Informationen stehen
gleichzeitig vollumfänglich über das Internet zur
Verfügung. Was soll diese Porto- und Papierver-
schwendung? Ich frage mich, wer auf diese
Drucke tatsächlich angewiesen ist, noch die Zeit
hat, sich die Inhalte zu erschließen? Man könnte
diesen Aktionismus auch als „Infoterror“ be-
zeichnen! Nach dem Motto „Weniger ist Mehr“
sollte auch hier deutlich abgespeckt werden.

Ein kritischer Zeitgeist, den diese Fehlentwick-
lung nervt, hat herausgefunden, dass das Vater-
unser aus 56 Wörtern besteht, die Zehn Gebote
und die amerikanische Unabhängigkeitser-
klärung mit 300 Wörtern auskommen, aber die
neue EU-Richtlinie über den Import von Kara-
mellprodukten stolze 26.911 Wörter aufweisen
kann. Auch das ist ein Paradebeispiel für über-
bordende Bürokratie. Von Johann Wolfgang v.
Goethe stammt der Satz: „Es ist nicht genug et-
was zu wollen, man muss es auch tun!“

Ihr Heinrich Lenz

KolumneGZ Heinrich Lenz

Bürokratieabbau
zwischen Anspruch
und Wirklichkeit

EU-Kommission:

Europäische Bürgerinitiative
ist auf dem Weg

Die Europäische Kommission hat eine Verordnung vorgeschla-
gen, die es den EU-Bürgern erstmals ermöglichen soll, direkt an
der Gesetzgebung der EU mitzuwirken. Mit der Europäischen
Bürgerinitiative, die auf eine neue Bestimmung im Vertrag von
Lissabon zurückgeht, können mindestens eine Million Bürger
aus mindestens einem Drittel der EU-Mitgliedstaaten die EU-
Kommission auffordern, Rechtsetzungsvorschläge in den unter
ihre Zuständigkeit fallenden Bereichen vorzulegen.

In dem jetzt vorgelegten Vor-
schlag ist unter anderem ausge-
führt, wieviele Unterstützungsbe-
kundungen in jedem Land ge-
sammelt werden müssen. Ferner
schlägt die Kommission vor, dass
sie nach Sammlung von 300.000
Unterstützungsbekundungen aus
drei Mitgliedstaaten prüft, ob eine
Initiative zulässig ist.

Ein Jahr zum
Unterschriften sammeln

Die Mindestzahl der erforder-
lichen Unterstützungsbekundun-
gen soll laut Kommission berech-
net werden, indem man die Zahl
der Mitglieder dieses Mitglied-
staats im Europäischen Parlament
mit einem Faktor von 750 multi-
pliziert. Das Mindestalter zur
Teilnahme an der Bürgerinitiati-
ve soll dem Alter des aktiven
Wahlrechts bei Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament entspre-
chen. Geplante Initiativen sollen
ferner in einem Online-Register
registriert werden. Die Registrie-
rung könne aber verweigert wer-

den, wenn die Initiative eindeutig
gegen die grundlegenden Werte
der EU gerichtet ist.

Die Art und Weise, wie die
Unterstützungsbekundungen zu
sammeln sind, unterliegt aber
laut Kommissionsvorschlag an-
sonsten keinen Beschränkungen.
Allerdings haben die nationalen
Stellen zu prüfen, ob die auch
möglichen Online-Sammlungs-
systeme bestimmten Sicherheits-
und technischen Anforderungen
genügen. Die Organisatoren ha-
ben laut Kommissionsvorschlag
ein Jahr für die Sammlung der
erforderlichen Unterstützungs-
bekundungen.

Behandlung der
Bürgerinitiative

Sobald 300.000 Unterstüt-
zungsbekundungen aus drei Mit-
gliedstaaten gesammelt sind,
wird die Kommission eigenen
Angaben zufolge auf Antrag des
Organisators die Zulässigkeit der
Initiative prüfen. Innerhalb von
drei Monaten wird sie darüber

befinden, ob die Initiative in ihren
Befugnisbereich gehört und ob in
diesem Bereich Rechtsvorschrif-
ten erlassen werden können. Wird
die Initiative für zulässig erachtet,
stehen der Kommission nach
Überprüfung der Unterstützungs-
bekundungen wiederum vier Mo-
nate zur Verfügung, um die Initia-
tive selbst zu untersuchen. Die
Kommission hat dann darüber
zu beschließen, ob sie einen
Rechtsetzungsvorschlag einbringt,
die Sache mit einer Studie weiter-
verfolgt oder auf weiteres Han-
deln verzichtet. Die Kommission
muss ihre Gründe öffentlich dar-
legen.

Hintergrund

Angesichts der Bedeutung der
Bürgerinitiative und der Komple-
xität einiger der Fragen hatte die
Kommission mit der Annahme
eines Grünbuchs am 11.11.2009
eine breit angelegte öffentliche
Konsultation eingeleitet. 330Ant-
worten gingen ein, die bei der
Ausarbeitung des Vorschlags
berücksichtigt wurden. Im Febru-
ar veranstaltete die Kommission
eine öffentlicheAnhörung und sie
trug auch der Entschließung des
Europäischen Parlaments zu die-
ser Frage Rechnung.

Quelle: beck-aktuell-
Redaktion, Verlag C. H. Beck.

Bayerisches Kabinett:

Maßnahmenpaket zur ärztlichen
Versorgung im ländlichen Raum

Gesundheitsminister Söder: „Eine flächendeckende
und wohnortnahe Betreuung dauerhaft sicherstellen“

Die medizinische Versorgung in Bayern muss insbesondere im
ländlichen Raum auf hohem Niveau erhalten bleiben. Auf In-
itiative von Dr. Markus Söder, Gesundheitsminister, hat der Mi-
nisterrat dazu ein entsprechendes Gesamtkonzept beschlossen.
„Wir wollen auch künftig junge Ärztinnen und Ärzte als Haus-
und Fachärzte auf dem Land gewinnen. Dazu sind strukturelle
Initiativen, eine weiter verbesserte medizinische Aus- und Wei-
terbildung und finanzielle Maßnahmen notwendig“, so Söder.

Derzeit ist das ambulante Ver-
sorgungsniveau in Bayern sehr
hoch: Über 90 Prozent der Pla-
nungsgebiete sind überversorgt,
die übrigen regelversorgt. In 14
bayerischen Landkreisen jedoch
ist im Vergleich zu 2007 die Zahl
der Hausärzte stark zurückgegan-
gen - teilweise um 20 Prozent und
mehr. Der Altersdurchschnitt der
bayerischen Ärzte liegt inzwi-
schen bei knapp 50 Jahren. Viele
gehen in den nächsten Jahren in
den Ruhestand und haben keinen
Nachfolger für ihre Praxis. Zu-
dem wird es infolge des demogra-
fischen Wandels zu einem deutli-
chen Anstieg der Patientenkon-
takte kommen. „Um die flächen-
deckende und wohnortnahe Ver-
sorgung dauerhaft sicherzustel-
len, sind vorausschauende und
frühzeitige Maßnahmen aller Be-
teiligten im Gesundheitswesen
unerlässlich“, so Söder.

Veränderte Lebensplanung

Berücksichtigt werden sol-
len dabei auch die veränderten
Ziele in der Berufs- und Lebens-
gestaltung von jungen Ärztinnen
und Ärzten. Zwei Drittel der Stu-
dienanfänger der Humanmedizin
an bayerischen Universitäten sind
Frauen. Gerade junge Ärztinnen
wünschen sich eine verbesserte
Planbarkeit ihrer Tätigkeit sowie
familienfreundlicheArbeitsbedin-
gungen. Die Möglichkeiten hierzu
sind dort größer, wo derArztberuf
gemeinsam mit anderen ausgeübt
wird, zum Beispiel in einer Ge-
meinschaftspraxis.

Das Konzept stützt sich auf
folgende Maßnahmen:

Strukturelle Initiativen

Verbesserung der Bedarfs-
planung

Die Bedarfsplanung der Selbst-
verwaltung muss weiterentwickelt
werden. Sie soll verhindern, dass
es an einer Stelle zu viele, an der
anderen zu wenig niedergelassene
Ärzte gibt. Die Planung darf sich
nicht nach einem reinen Arzt-
Einwohner-Verhältnis richten,
sondern muss u. a. kleinräumiger
werden und die Arztgruppen de-
taillierter abbilden.

Angemessene Honorierung
Junge Mediziner gehen bei ei-

ner Praxisgründung ein hohes fi-
nanzielles Risiko ein. Der Frei-
staat setzt sich ein für eine lei-
stungsgerechte Vergütung, die re-
gionale Besonderheiten berück-
sichtigt. Der Bund muss die ver-
tragsärztliche Honorierung den
Vorgaben des Koalitionsvertrags
entsprechend transparent und ver-
lässlich ausgestalten. Auch die
Gebührenordnung für privatärztli-
che Leistungen (GOÄ) soll aktua-
lisiert werden.

Bürokratieabbau/Arbeits-
entlastung

Der Bund muss die Vorausset-
zungen dafür schaffe, dass Ärzte
mehr Zeit für Patienten bekom-
men und weniger Zeit mit Formu-
laren verbringen müssen. Für die
„sprechende Medizin“ braucht es
mehr Freiräume.

Filialpraxen
Gemeinsam betriebene Filial-

praxen benachbarter Vertragsärzte
können zu einer dauerhaften
wohnortnahen Versorgung beitra-
gen. Insbesondere geeignet sind
Kooperationen von Ärzten mit
ähnlicher Praxisausstattung. In
den Filialpraxen könnten die Ärz-
te jeweils tageweise praktizieren.
Die Kassenärztliche Vereinigung
Bayerns soll geeignete Ärzte hier-
auf gezielt aufmerksam machen.

Praxis auf Zeit
Ärzten soll die Übernahme einer

Praxis auf Zeit ermöglicht werden.
Denn vielfach schrecken Ärzte vor
Selbständigkeit zurück, weil sie
das wirtschaftliche Risiko nicht ab-
schätzen können. Die Kassenärzt-
liche Vereinigung könnte dazu in
weniger gut versorgten Regionen
Bewerbern eine ausgestattete Pra-
xis zur Verfügung stellen.

Verbesserung der Aus-
und Weiterbildung

Weiterbildung für Allge-
meinmediziner fördern

Die Weiterbildung zum Fach-
arzt für Allgemeinmedizin muss
verbessert werden. Dazu sollen
regionale Verbünde geschaffen
werden, die die Weiterbildung
im stationären und ambulanten
Bereich koordinieren.

Verzahnung von Ausbil-
dung und Praxis

Schon im Medizinstudium sol-
len Studenten mit dem Berufsbild
des niedergelassenen Arztes um-
fassend vertraut werden. Das Ka-
binett schlägt der Bayerischen
Landesärztekammer vor, ver-
mehrt Praktika in Arztpraxen -
insbesondere bei Allgemeinmedi-
zinern in ländlichen Regionen -
und Veranstaltungen mit Studen-
ten anzubieten.

Stärkung der Allgemein-
medizin

Um das hohe Qualitätsniveau
der Ausbildung zu erhalten,

braucht es mehr Studienplätze für
Allgemeinmedizin. In Bayern soll-
ten an allen medizinischen Fakul-
täten Lehrstühle fürAllgemeinme-
dizin eingerichtet werden. Der er-
ste bayerische Lehrstuhl fürAllge-

meinmedizin wurde 2009 an der
Technischen Universität München
eingerichtet. In Erlangen und
Augsburg sind weitere Lehrstühle
fürAllgemeinmedizin geplant. Zu-
dem muss die Allgemeinmedizin

Pflichtfach im Praktischen Jahr
werden. Das Bundesgesundheits-
ministerium wurde bereits im No-
vember 2008 aufgefordert, dieAp-
probationsordnung für Ärzte ent-
sprechend zu ändern.

Modellprojekt-Auftakt in Landshut:

„Flexible Grundschule“
„Flexible Grundschule“ nennt sich das neue Modellprojekt der
Stiftung Bildungspakt Bayern in Kooperation mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Unterricht und Kultus. Bei der
dreitägigen Auftaktveranstaltung in der Landshuter Sparkas-
senakademie stellten knapp 100 Teilnehmer – darunter Schullei-
tungen und koordinierende Lehrkräfte der 19 Modellschulen,
Vertreter von Regierungen und Schulämtern, Mitarbeiter der
Stiftung Bildungspakt Bayern, des Kultusministeriums und des
Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungsforschung ISB -
die Weichen für das innovative Konzept.

Laut Staatssekretär Dr. Marcel
Huber ist es Ziel des Schulver-
suchs, das erste schulische Ange-
bot verstärkt an die individuelle
Entwicklung des einzelnen Kin-
des anzupassen. Die ersten beiden
Jahrgangsstufen der bayerischen
Grundschule sollen in einer Fle-
xiblen Eingangsstufe organisiert
werden, in der Klassen jahrgangs-
kombiniert gebildet werden. Die-
se können die Schülerinnen und
Schüler entsprechend ihrer Bega-
bung, ihrer Entwicklung und ihrer
Vorbildung in einem individuel-
len Tempo zwischen einem und
drei Jahren durchlaufen. Die un-
terschiedliche Verweildauer in
der Eingangsstufe soll dabei kei-
ne Auswirkungen auf die Schul-
pflicht haben. Sie ist auch nicht
mit dem traditionellen „Sitzen-
bleiben“ gleichzusetzen.

Am Ende der Eingangsstufe

soll gewährleistet sein, dass jedes
Kind, ob nach einem oder nach
drei Jahren, flüssig lesen und
schreiben kann sowie die Grund-
rechenarten im Zahlenraum bis
100 beherrscht. „Wenn unsere
Kinder in der Schule positive Lern-
erfahrungen machen, erwerben
sie Vertrauen in ihre eigenen Ta-
lente und Fähigkeiten. Dies ist die
Basis für eine erfolgreiche Schul-
laufbahn“, bemerkte Huber.

Individueller Prozess

Prof. Dr. Dr. Werner Wiater von
der Universiät Augsburg stellte in
seinem Vortrag Bildung deutlich
als einen individuellen Prozess
der Ko-Konstruktion dar. Dr.
Hermann Fußstetter, Vertreter der
Wirtschaft im Vorstand der Stif-
tung Bildungspakt Bayern, hob
seinerseits den Innovationscha-

rakter des Schulversuchs hervor
und bedankte sich bei den Anwe-
senden für ihren Mut und die Be-
reitschaft, aktiv an der Weiterent-
wicklung der bayerischen Grund-
schule mitzuarbeiten.

Prof. Dr.Angelkia Speck-Ham-
dan von der LMU München gab
einen Überblick über verschiede-
ne nationale Konzepte der Flexi-
bilisierung der Eingangsstufe.

Der Modellversuch basiert auf
derArbeit in jahrgangsgemischten
Klassen. Die Wirkungen auf
Lehrkräfte und Schülerinnen und
Schüler zeigten Prof. Dr. Andreas
Hartinger und Dr. Eva Lang von
der Universität Augsburg auf. Pe-
tra Hiebl, Akademie für Lehrer-
fortbildung und Personalführung
in Dillingen, und Jochen Mayr,
Grundschule Hochzoll-Süd in
Augsburg, berichteten über die
praktischeArbeit in der Jahrgangs-
mischung.

Zwischen den Vorträgen wurde
an allen drei Tagen in denArbeits-
kreisen zu den Themen „Bil-
dungsprozesse“, „Methodik und
Didaktik, Leistungserhebung, Dia-
gnose und Individuelle Förde-
rung“ sowie „Schulorganisation
und Elternarbeit“ intensiv gearbei-
tet und diskutiert. DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
wahrzunehmen und daraus Kon-
sequenzen für das eigene politi-
sche Kalkül zu ziehen. Vor allem
gehe es aber darum, die schwieri-
geAusgabensituation in den Griff
zu bekommen.

Balleis, seit 14 Jahren Rathaus-
chef, verwies abschließend auf die
hervorragende Positionierung Er-
langens im Vergleich mit anderen
Städten. Ihre Bedeutung als Wirt-
schafts- und Arbeitsplatzzentrum
mit einer niedrigen Arbeitslosen-
quote von 4,8 Prozent (Stand:
März 2010) spiegle sich auch in
den Pendlerbeziehungen wider.

Der Bundesvorsitzende der
KPV, MdB Peter Götz, bedankte
sich in einem weiteren Grußwort
zunächst für die „gute Zusam-
menarbeit im Bundesvorstand“.
„Wenn wir zusammenstehen,
sind wir eine geballte Kraft in-
nerhalb unserer Parteien CDU
und CSU. Unsere Stimmen wer-
den dann auch gehört“, zeigte
sich der Vorsitzende überzeugt.

Götz zufolge gibt es eine Reihe
von Themen, „die uns auch in Zu-
kunft beschäftigen werden“. Frei-
lich seien die Probleme in den
Städten und Gemeinden höchst
unterschiedlich, räumte er ein.
Deutschland habe sich vorgenom-
men, gestärkt aus der Krisensitua-

tion hervorzugehen. In diesem
Zusammenhang verwies der Vor-
sitzende darauf, „dass nur starke
Städte und Gemeinden dafür Sor-
ge tragen, „dass wir auch ein star-
kes Land sind und bleiben“. Es
gelte, die kommunale Selbstver-
waltung aufrechtzuerhalten. Als
oberstes Ziel gab er die Stärkung
der Kommunalfinanzen vor. Dar-
über hinaus plädierte Götz für ei-
ne wirtschaftsbezogene Besteue-
rung der Unternehmen.

Neue rechtliche Grundlage

Neben dem Thema Konjunk-
turpaket II ging Götz auf die Neu-
organisation des SGB II ein - „ei-
ne Entscheidung, auf die wir mas-
siv hingearbeitet haben“. Die 6,8
Millionen Hartz-IV-Empfän-
ger sollen weiterhin mit einerAn-
laufstelle umfassend betreut wer-
den. Im Vorfeld hatten sich Union,
FDP und SPD auf einen Kompro-
miss für die so genannte Jobcen-

(Fortsetzung von Seite 1)
in einen regelmäßigen Dialog
und in Anhörungen einbeziehen
müssen.

„Die neuen Bestimmungen
müssen nun konsequent ange-
wandt werden. Wir gehen davon
aus, dass die Kommunen in Zu-
kunft bei der Entstehung europäi-
scher Regelungen intensiv einge-
bunden werden“, so die Städte-
tagspräsidentin. Da EU-Gesetze
von den Städten umzusetzen sei-
en, garantiere ihre frühzeitige
Einbeziehung praxistaugliche
Regelungen, die auch von den
Bürgerinnen und Bürgern nach-
vollzogen werden können.

Folgenabschätzung nötig

In diesem Zusammenhang un-
terstützten die Städte auch den auf
EU-Ebene eingeschlagenen Weg,
das EU-Recht zurückzubauen und
zu vereinfachen. „Wer die eu-
ropäische Gesetzgebung verbes-
sern will, muss auch eine wirksa-
me Folgenabschätzung der Geset-
ze betreiben“, forderte Petra Roth.
Dabei müsse auch geklärt werden,
ob die Umsetzung in den Städten

(Fortsetzung von Seite 1)
nur die Regeln und Institutionen
der sozialen Marktwirtschaft. Bis-
her aber sei gegen künftige Krisen
kaum etwas Konkretes getan wor-
den. „Die Politiker gipfeln durch
die Gegend, aber vom Notwendi-
gen umgesetzt wird viel zu we-
nig“, kritisierte Bayerns Wirt-
schaftsminister.

Es gelte, dieWirtschaft nachhal-
tig zu erneuern. Allerdings sei da-
bei zu beachten, dass Instrumente,
die befristet zur Abfederung einer
akuten Krise geeignet waren, auf
Dauer eingesetzt auch schädliche
Nebenwirkungen haben könnten.

Die Wirtschaftskrise hat nach
Zeils Darstellung vor allem die
Bundsländer mit starker Industrie
getroffen. Deshalb seien 2009 für
Bayern die Ausfuhren, die dem
Freistaat jahrelang hohe Wachs-
tumsraten beschwert hatten, als
Wachstumsquelle ausgefallen. „Es
wäre jedoch falsch, das erfolgrei-
che Geschäftsmodell Bayern des-
wegen in Frage zu stellen.“, beton-
te der Minister.

Weit über Durchschnitt

Im vergangenen Jahr ist das
Bruttoinlandsprodukt in Bayern
wie im Bund um real 5 Prozent auf
nominal 429,9 Milliarden Euro
eingebrochen. Damit liegt Bayern
nach wie vor hinter Hessen auf
Platz 2 der Flächenländer „und
weit über dem Bundesdurch-
schnitt. Die Ausfuhren sind 2009
um 20,4 Prozent auf 124 Milliar-
den Euro eingebrochen. Einziger
Lichtblick war China, das mittler-
weile auf Platz 6 der wichtigsten
Kunden Bayerns rangiert, denn
der Absatz in das Reich der Mitte
nahm um 6,8 Prozent auf 7,2 Mil-
liarden Euro zu. Kräftige Ein-
bußen mit einem Minus von 17,4
Prozent hatte auch die Industrie zu
tragen. Immerhin schnitt sie etwas
besser ab als die deutsche Industrie
im Durchschnitt, die ein Minus
von 18,2 Prozent hinnehmen mus-
ste. Schwächer fielen die Verluste
bei den stärker binnenorientierten
Wirtschaftszweigen aus, also im
Handwerk, im Baugewerbe, im
Einzelhandel, im Gastgewerbe
und im Tourismus. Zeil: „Der Mit-
telstand hat sich also erneut als be-
sonders stabile Säule unserer Wirt-
schaft erwiesen.“

Als sehr robust hat sich trotz ho-
her Umsatzeinbußen in der Wirt-
schaft 2009 der Arbeitsmarkt ge-
zeigt. Die Zahl der Beschäftigten
lag Ende 2009 wie im Bund um
0,3 Prozent niedriger als im De-
zember 2008. Wesentlich stärker
betroffen als Bayern waren die
Länder mit ebenfalls hoher Indu-
striedichte wie Baden-Württem-
berg, Nordrhein-Westfalen und das

terreform und die geplante Grund-
gesetzänderung verständigt.

Mit dem Beschluss der Union
geführten Bundesregierung sei die
Schaffung einer neuen rechtlichen
Grundlage für die Betreuung von
Langzeitarbeitslosen eingeleitet.
Die bisherige erfolgreiche Ar-
beitsvermittlung aus einer Hand
werde in eine verfassungsgemäße
Form überführt. Der Kompromiss
stelle dabei sicher, dass auch die
kommunale Option auf eine zu-
kunftsfeste verfassungsrechtliche
Grundlage gestellt wird. Die be-
stehenden 69 Optionskommunen,
die Arbeitslose in Eigenregie be-
treuen, blieben erhalten. 41 weite-
re Kommunen dürften neu hinzu-
kommen.

Dauerthema Gewerbesteuer

Das Gesetzgebungsverfahren
müsse nun zügig umgesetzt wer-
den, forderte der Bundesvorsit-
zende. Neben den Arbeitsuchen-
den und ihren Familien hätten
auch die Mitarbeiter in den Ver-
waltungen Anspruch auf Klar-
heit und Sicherheit. Insbesonde-
re optionswillige Kommunen
müssten schnell rechtssicheren
und nachvollziehbaren Options-
bedingungen und Aufnahmever-
fahren gegenüberstehen.

„Staat und Kommunen -Allianz
auch in schwieriger Zeit“ lautete
dasThema desVortrags von Kom-
munalminister Joachim Herr-
mann, MdL. Herrmann machte
zunächst auf die Gestaltungsmög-
lichkeiten der Kommunen auf-
merksam: „Der Impuls für neue
Ideen muss von ihnen ausgehen.
Je größer die Probleme sind, umso
mehr muss eine Persönlichkeit
ran, die mit Kampfkraft und Idea-
lismus etwas bewirken kann.“

„Die Gewerbesteuer bleibt und
wird nicht abgeschafft. Es gibt der-
zeit keine Alternative zur Gewer-
besteuer“, hob Herrmann zudem
hervor. Die CSU werde nichts ge-
gen den Willen der Kommunen
unternehmen und setze sich für ei-
ne Stärkung der Kommunalfinan-
zen ein. Ziel sei es, Wege zu fin-
den, die Volatilität der kommuna-
len Einnahmen zu verringern. Da-
mit soll eine verlässliche Planung
der Kommunalfinanzen ermög-
licht und die finanzielle Situation
der Kommunen insgesamt ge-
stärkt werden.

Als „einvernehmliche Lösung,
mit der die Kommunen gut leben
können“ wertete Herrmann den
erzielten Kompromiss beim The-
ma Aufbau des Digitalfunks in
Bayern. „Polizei, Feuerwehren
und Rettungsdienste werden
künftig ein einheitliches und dem
aktuellen Stand der Technik ent-
sprechendes Funknetz nutzen. Die
Kommunen haben zugestimmt,
sich an dessen Mitfinanzierung zu
beteiligen. Wir werden jetzt den
Aufbau des Digitalfunks in Bay-
ern mit voller Kraft vorantreiben.
2013 müssen Polizei, Feuerwehr
und Rettungsdienste gemeinsam
digital funken können.“

Die Kommunen zahlen zum ei-
nen als Mitfinanzierungsbeitrag
einen Festbetrag von drei Millio-
nen Euro jährlich an den Staats-

haushalt. Zum zweiten stellen die
Kommunen mietfrei Antennen-
standorte zur Verfügung; diese
Leistung wird mit weiteren drei
Millionen Euro Jahresbetrag be-
wertet. Die Kostenbeteiligung der
Kommunen beginnt im Jahr
2013, spätestens jedoch mit der
vollständigen bayernweiten Be-
reitstellung des Digitalfunknetzes.
Im Jahr 2024 wird über die kom-
munale Betriebskostenbeteiligung
für die Folgejahre im Lichte des
dann gültigen Standes der Digital-
funktechnik neu entschieden.

Als „praxisnahe, unbürokrati-
sche Regelung mit positiven Aus-
wirkungen auf die Kommunen“
bezeichnete der Innenminister die
Einführung des Feuerwehr-Füh-
rerscheins. Die Führerscheine be-
ruhen auf der seit Juli 2009 gülti-
gen Ausnahmeregelung für Mit-
glieder der Rettungsdienste, der
technischen Hilfsdienste und des
Katastrophenschutzes. Demnach
müssen sich die Kandidaten ledig-
lich einer praktischen Ausbildung
und Prüfung unterziehen, um eine
Fahrberechtigung von Einsatz-
fahrzeugen mit einem Gesamtge-
wicht von 4,75 bis 7,5 Tonnen zu
erlangen. Für das Fahren kleinerer
Einsatzfahrzeuge mit einem Ge-
samtgewicht zwischen 3,5 und
4,75 Tonnen ermöglicht die Rege-
lung eine organisationsinterne
Ausbildung und Prüfung nach
Landesrecht. In beiden Fällen dür-
fen solche Fahrzeuge jedoch aus-
schließlich zu Hilfszwecken ge-
nutzt werden.

Trotz des Widerstands des Ko-
alitionspartners FDP pocht Herr-
mann auf einen härteren Kurs
beim Vorgehen gegen übermäßi-
gen Alkoholkonsum. Spätestens
im Herbst müsse es konkrete Ent-
scheidungen etwa zu einem
nächtlichen Verkaufsverbot für
Schnaps an Tankstellen geben. Er
werde nicht ruhen, bis es hier eine
zufrieden stellende Lösung gebe.
Herrmann warnte, es gebe eine
deutliche Zunahme von Gewaltta-
ten unterAlkoholeinfluss bei Her-
anwachsenden. Deshalb müsse
verhindert werden, dass hochpro-
zentigerAlkohol rund um die Uhr
gekauft werden könne.

Die Tatsache, dass Spielhallen
wie Pilze aus dem Boden
schießen, war ebenso Thema der
Landesversammlung. Die Zahl
dieser Einrichtungen hat sich in
Bayern zwischen 2000 und 2008
mehr als verdoppelt. Ganz verhin-
dern könne man die Ansiedlung
dieser Spielhallen zwar nicht,
meinte Herrmann, doch wolle
man versuchen, den Städten mit
einer eventuellen Besteuerung un-
ter die Arme zu greifen. Bislang
gebe es diese Möglichkeit in Bay-
ern nicht, doch der Minister zeigte
sich aufgeschlossen dafür, dies im
Landtag zu diskutieren. DK

Die KPV in
Zahlen

Die KPV ist eine der größten
Arbeitsgemeinschaften der CSU
mit 15.282 Mitgliedern.

Bayernweit gibt es 10 Be-
zirksverbände und 87 Kreisver-
bände.
Beeindruckend ist auch die
Zahl an Kommunalpolitikern:

1014 Oberbürgermeister und
Bürgermeister (das entspricht
einem Anteil von 49 Prozent)

8728 Stadt- und Gemein-
deräte

46 Landräte bei 71 Land-
kreisen (64 %)

1944 Kreisräte
alle 7 Bezirkstagspräsidenten
89 Bezirksräte. DK

Der neue KPV-
Landesvorstand

Vorsitzender: Stefan Rößle
Drei Stellvertreter: Für die

Landkreise Georg Huber, für
die Städte Gerhard Weber, für
die Gemeinden Heinrich Lenz

Repräsentant der Bezirke:
Manfred Hölzlein

Zwei Schriftführer: Chri-
stoph Göbel und Dr. Klemens
Gsell

Zehn weitere Mitglieder:
Heinrich Bachmann, Robert
Brannekämper, Hans Loy, Ger-
hard Lunz, Gerhard Preß, Alois
Rainer, Prof. Dr. Ulrich Reuter,
Alois Scherer, Gertrud Schmidt-
Podolsky, Johann Stadler.

Zehn weitere Mitglieder im
Hauptausschuss: Birgit Hainz,
Stephan Gawlik, Herbert Hof-
mann, Josef Lamperstorfer,
Kaspar Rager, Ilse Weiß, Josef
Zimmermann, Matthias Dießl,
Kurt Höller, Josef Bauer, Ulrich
Tetzner, Roswitha Nöbauer, To-
bias Zech, Katharina Ben, Cor-
nelia Trinkl. DK

Saarland. Der starke und weniger
exportlastige Dienstleistungssektor
habe sich für Bayern als stabilisie-
render Faktor erwiesen, kommen-
tiere Zeil die Entwicklung.

Der wirtschaftliche Aufstieg ge-
staltet sich laut Zeil langwierig und
ist mit Risken behaftet. Immerhin
liegen die Umsätze im verarbeiten-
den Gewerbe wieder über Vorjah-
resniveau und die Auftragseingän-
ge in der Industrie aus dem In- und
Ausland legen seit November wie-
der zu. Der ifo-Konjunkturtest
Bayern ist in fast allen Branchen
sprunghaft angestiegen. Dennoch
könnederAufschwung insStocken
geraten, „wenn ein steigender Kre-
ditbedarf auf zunehmende Finan-
zierungsengpässe stößt“.

Wirtschaftspolitisch sei es ihm
2009 zunächst darum gegangen,
die Finanzierung des Mittelstan-
des zu sichern und die Betriebe
und ihre Investitionen zu stabilisie-
ren. Mit Genugtuung verwies Zeil
in diesem Zusammenhang auf
dem „Bayerischen Mittelsands-
schirm“, unter dem die LfA För-
derbank Bayern Bürgschaften und
Haftungsfreistellungen gewährt
und 2009 Risiken in Höhe von
360 Millionen Euro abgesichert
hat. Verbessert wurde auch das
Mittelstandskreditprogramm, das
Darlehen von 266 Millionen Euro
gewährt und Investitionen von 818
Millionen Euro ermöglicht hat.
Damit wurden laut Zeil 21.000Ar-
beitsplätze gesichert und 3.600
neue geschaffen. Hervorgehoben
wurde auch die Regionalförde-
rung, die mit Zuschüssen von 150
Millionen Euro Investitionen von
1,1 Milliarden Euro ermöglicht
hat, was 20.000 Stellen gesichert
und 3.000 neue geschaffen habe.

Des Weiteren zählte Zeil zu den
erfolgreichen Maßnahmen das
Sonderprogramm Tourismus, das
Strukturprogramm für Nürnberg
und Fürth in Höhe von 115 Millio-
nen Euro und die Bemühungen um
Unternehmensansiedlungen. Über
dieGesellschaft „Invest inBavaria“
habe man für Bayern 68 Investi-
tionsprojekte an Land ziehen kön-
nen, wodurch 1100 neue Arbeits-
plätze geschaffen worden seien.

Zu den wichtigen Zielen der
Wirtschaftspolitik zählt die Breit-
bandförderung in der Fläche, die
inzwischen auf Hochtouren laufe.
Investitionsvorhaben für 261 Ge-
meinden seien bewilligt, für 781
Gemeinden werden Machbarkeits-
studien und Planungsarbeiten ge-
fördert. Insgesamt wurden 17,6
Millionen Euro Fördergelder be-
willigt. Eine zentrale Rolle soll
auch der Gesundheitstourismus
und die berufliche Bildung spielen.
Ziel sei, an allen bayerischen Schu-
len ein eigenständiges Lehrfach
„Wirtschaft“ zu etablieren. dhg

leistbar ist. Die EU-Luftqualitäts-
rahmenrichtlinie - Stichwort Fein-
staubbelastung - und die EU-
Umgebungslärmrichtlinie zeigten
zum Beispiel, dass bisher die Um-
setzbarkeit zu wenig beachtet
werde: „Wenn die EU lediglich
Grenz- oder Zielwerte für Luft-
schadstoffe oder zur Lärmredu-
zierung beschließt und meint, dass
die Mitgliedstaaten und die
Kommunen diese schon irgend-
wie durchsetzen, greift das zu
kurz. Die EU-Gesetzgebung darf
sich in solchen Fällen nicht scheu-
en, zeitgleich Maßnahmen wie
zum Beispiel verschärfte Abgas-
standards für PKW und LKW
vorzugeben, die die Belastung der
Menschen verringern.“

Die EU sollte, so die Präsiden-
tin weiter, zudem mehr Mut ha-
ben, Gesetze für eine befristete
Zeit zu beschließen und ihre
Wirksamkeit und ihren Sinn nach
Ablauf der Frist kritisch zu hinter-
fragen.Auch das gehöre zu einem
wirksamen Bürokratieabbau.

Stichwort EU-Förderung für
Stadtentwicklung: Nach den Wor-
ten von Vizepräsident Christian
Ude spricht sich der Deutsche

Städtetag dafür aus, die Struktur-
förderung der Europäischen Uni-
on unbedingt auch für den Be-
reich regionale Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung bei-
zubehalten. In den bereits begon-
nenen Beratungen über den EU-
Finanzrahmen 2014 bis 2020 dür-
fe die sog. Ziel-2-Förderung nicht
zur Disposition gestellt werden.

„Städte sind in der Europäi-
schen Union Motoren der regio-
nalen Entwicklung. In den städti-
schen Räumen der EU leben etwa
80 Prozent der Bevölkerung.
Nachhaltige Stadtentwicklung,
die zum Ziel-2-Programm der
Strukturfonds gehört, muss des-
halb auch in Zukunft von der EU
aktiv unterstützt werden“, hob
Ude hervor. Die Städte betrachte-
ten mit Sorge, dass zumindest in
Teilen der EU-Kommission der
europäische Mehrwert der Ziel-2-
Förderung in Frage gestellt werde.

„Gerade in den städtischen Bal-
lungsräumen können zum Bei-
spiel Maßnahmen für eine Klima
schonende Energieerzeugung und
zur Bekämpfung derArbeitslosig-
keit besonders wirksam sein“, so
Münchens Oberbürgermeister. In
Deutschland stünden in der lau-
fenden Förderperiode 2007 bis
2013 aus dem Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung
und dem Europäischen Sozial-
fonds 26,3 Milliarden Euro zur
Verfügung. Darin enthalten seien
auch die Mittel für das Ziel-2-Pro-
gramm.

Der Deutsche Städtetag appel-
lierte außerdem an die EU-Kom-
mission, in der nächsten Förder-
periode der Strukturfonds die
„städtische Dimension“ stärker zu
verankern. In der laufenden För-
derperiode wurde erreicht, dass
die Städte an den Förderprogram-
men unmittelbar beteiligt werden,
allerdings nur als Option. Durch
diese Regelung würden die ein-
zelnen Mitgliedstaaten sehr unter-
schiedlich berücksichtigt, be-
merkte Ude. Deshalb empfehle
der Städtetag eine Mindestquote
für die nachhaltige Stadtentwick-
lung, für die die EU-Kommission
in der Debatte um die geltenden
Regeln ebenfalls eingetreten sei.

Christian Ude äußerte sich auch
zu den für die deutschen Städte be-
sonders bedeutsamen Fragen der
kommunalen Daseinsvorsorge für
die Bevölkerung - etwa im Be-
reich des öffentlichen Personen-
nahverkehrs, der Energieversor-
gung und der Abfallentsorgung.
Der Lissabon-Vertrag gehe hier er-
freulicherweise von weitem Er-
messenspielraum der nationalen,
regionalen und lokalen Behörden
aus, wie sie Dienste von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse für
die Nutzer mit hoher Qualität zur
Verfügung stellen, in Auftrag ge-
ben und organisieren.

Gestaltungsspielräume

„Diese Aussagen des EU-Ver-
trages zur Daseinsvorsorge gilt es
mit Leben zu erfüllen. Dazu muss
das europäische Vergaberecht an-
gemessene Gestaltungsspielräu-
me ermöglichen“, forderte Ude.
Positiv wertete er die jüngsten Ur-
teile des Europäischen Gerichts-
hofs zur interkommunalen Zu-
sammenarbeit und zur Frage der
Ausschreibungspflicht im Zusam-
menhang mit städtebaulichen Ver-
trägen. Dadurch seien viele kom-
munale Sorgen in Deutschland
beseitigt worden.

Spielräume im Vergaberecht
hätten für die deutschen Städte ei-
nen hohen Stellenwert, weil die
öffentliche Infrastruktur in kaum
einem anderen EU-Staat so dicht
und qualitativ hochwertig ausge-
baut sei wie in Deutschland. „Die
Städte verantworten bei uns nicht
nur einen guten ÖPNV oder eine
gute Stromversorgung, sondern
erbringen in vielen Fällen diese
Leistungen auch selbst oder durch
eigene Unternehmen. Die Chance
dazu wollen wir für die Menschen
erhalten, und deshalb darf die EU
den Städten dabei nicht unnötig
Fesseln anlegen“, stellte Ude ab-
schließend fest. DK

MdB Peter Götz, KPV-Bundesvorsitzender (l.) und Erlangens
Oberbürgermeister Dr. Siegfried Balleis. Bild: DK
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Stromsparen beim Pumpen
In Deutschland gibt es rund 10.000 kommunale Kläranlagen.
Nach Angaben des Umweltbundesamts (UBA, Dessau) benöti-
gen sie jährlich fast 4.400 Gigawattstunden Strom, was der Jah-
resleistung eines modernen Kohlekraftwerks entspricht. Die
Behörde schätzt, dass etwa 20 Prozent dieser Energie eingespart
werden kann durch effizientere Belüftung, verbesserte Steue-
rung der Aggregate sowie den Einsatz von Motoren und Pum-
pen der höchsten Energieeffizienzklasse.

„Bei der Belüftung gibt es bei
allen Einzelkomponenten Ein-
sparmöglichkeiten – vom Ver-
dichter über die Verteilung bis
hin zu den Belüftungselementen
selbst“, weiß Dr. Gerhard Sei-
bert-Erling, Niederlassungsleiter
des auf Energieoptimierung,
Elektro-, Maschinen- und Ver-
fahrenstechnik, spezialisierten
Beratungsunternehmens John
Becker Ingenieure (Kerpen).

Verbrauchswerte als
zentraler Punkt

„Die jährlichen Stromkosten ei-
nes Verdichters im Dauerbetrieb
sind bei den heutigen Stromprei-
sen oft höher als die Anschaf-
fungskosten“, rechnet Dr. Seibert-
Erling vor. „Es lohnt sich also, bei
der Beschaffung einesAggregates
die Verbrauchswerte zu einem
wesentlichen Punkt der Kaufent-
scheidung zu machen.“

Der von den Verdichtern bereit-
gestellte Luftsauerstoff wird über
Belüfter in die biologische Reini-

gungsstufe eingeblasen. Auch
hier können die Betreiber viel für
die Energieeffizienz tun. Martin
Wirsching von der auf Kläranla-
genoptimierung spezialisierten
Passavant-Intech GmbH (Rim-
par) nennt einige Ansatzpunkte:
„Neben dem Einsatz von hochef-
fizienten Membranbelüftern re-
duzieren auch deren gleichmäßi-
ge und flächendeckende Vertei-
lung im Belebungsbecken sowie
eine optimale Beaufschlagung
den Energieverbrauch maßgeb-
lich.Allerdings ist selbst die beste
Sauerstoffausnutzung nur ein Tei-
lerfolg, wenn zu viel oder zu lan-
ge Sauerstoff ins System einge-
tragen wird. Erst eine zusätzliche
dynamische und belastungsab-
hängige Regelung der Belüftung
ermöglicht es, das gesamte Eins-
parpotenzial zu nutzen.“

Aggregate anpassen

Abwasser und Schlamm müs-
sen in einer Kläranlage auf vieler-
leiArten bewegt und transportiert

werden. Bei den hierfür einge-
setzten Motoren und Pumpen ist
der Stromverbrauch abhängig
von ihrem Wirkungsgrad, vom
Durchfluss und der Förderhöhe.
„Je häufiger die Pumpe im Dau-
erbetrieb ist, umso wichtiger ist
es, dass sie neben einer hohen Be-
triebssicherheit auch eine hohe
Energieeffizienz aufweist“, sagt
Dr. Seibert-Erling. Außerdem
müssen die Aggregate möglichst
genau an die tatsächlich auftre-
tenden Betriebszustände ange-
passt werden. „Das betrifft zum
einen die richtige Bemessung der
Pumpen hinsichtlich Volumen-
strom und Förderhöhe, zum an-
deren ihre optimierte Steuerung,
zum Beispiel durch den Einsatz
paralleler Pumpen mit unter-
schiedlicher oder variabler För-
derleistung“, erläutert Bernd Ko-
the vom Pumpenhersteller KSB
Aktiengesellschaft (Frankenthal).
Wichtig seien dabei vor allem
auch Erfahrung mit dem Förder-
medium und seinen Fließeigen-
schaften sowie prozesstechnische
Kenntnisse.

Optimierung

In den Belebungsbecken muss
das Belebtschlamm-Abwas-
ser-Gemisch ständig umgewälzt
werden, um ein Absetzen des
Schlamms zu verhindern. „Nach-
dem die Hersteller von Rührwer-
ken wohl so ziemlich alle techni-

schen Effizienzsteigerungsmög-
lichkeiten ausgereizt haben, geht
es jetzt darum, in den Kläranla-
gen die uneffizienten Rührwerke
ausfindig zu machen und durch
moderne, hocheffiziente Aggre-
gate zu ersetzen“, erläutert Dr.
Seibert-Erling. Außerdem sei es
möglich, durch strömungstechni-
sche Untersuchungen und Si-
mulationen die Gestaltung der
Becken zu verbessern, dieAnord-
nung der Aggregate zu optimie-
ren und den Betrieb von Belüf-
tung und Umwälzung genauer
auf einander abzustimmen. „Oft
können als Ergebnis solcherAna-
lysen sogar einzelne Rührwerke
eingespart werden“, unterstreicht
der Experte.

Potenziale erkannt

Auch die Politik hat die in
den kommunalen Kläranlagen
schlummernden Potenziale bei
der Energieeffizienz und damit
für den Klimaschutz erkannt. Bei-
spielsweise werden in Nordrhein-
Westfalen schon seit dem Jahr
1999 Energieanalysen in Kläran-
lagen mit 70 Prozent der Gutach-
terkosten gefördert. In Bayern er-
halten die Kläranlagenbetreiber
seit dem vergangenen Jahr vom
Umweltministerium des Frei-
staats jeweils bis zu 10.000 Euro
an Fördermitteln für eine Ener-
gieanalyse durch ein externes In-
genieurbüro. In Baden-Württem-
berg übernimmt das Land im
Rahmen der „Förderrichtlinien
Wasserwirtschaft 2009“ die Hälf-
te der Kosten von Analysen, die
der Verbesserung der Energieeffi-
zienz in Kläranlagen dienen.

Bürgermeister Josef Mederer überzeugt sich vor Ort von den
Verlegearbeiten der Druckleitung.

Musterbeispiel für interkommunale Zusammenarbeit:

Abwasserbeseitigung
in Schwabhausen

Ein Vorzeigebeispiel für interkommunale Zusammenarbeit im
Bereich der Abwasserbeseitigung wurde in der Gemeinde
Schwabhausen (Landkreis Dachau) erfolgreich abgeschlossen.
„Mit dem Kanalanschluss der 6300-Einwohner-Gemeinde an die
Kläranlage der Großen Kreisstadt Dachau konnte gleichzeitig
die wirtschaftlich und ökologisch beste Abwasserlösung erreicht
werden“, betonte Bürgermeister Josef Mederer bei der Inbe-
triebnahme der Druckleitung. Damit wird auch die Empfehlung
des Bayerischen Gemeindetages, unter anderem im Bereich der
Abwasserbeseitigung zur Nutzung von Synergien interkommu-
nal zusammen zu arbeiten, erfolgreich umgesetzt.

Die Entscheidung zum Bau
der Druckleitung wurde durch
eine Wirtschaftlichkeitsberech-
nung des Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverbandes unter-
mauert. Damit ist sichergestellt,
dass das gesetzliche Gebot zur
wirtschaftlichen und sparsa-
men Haushaltsführung und ein
sorgsamer Umgang mit Steuer-
mitteln beachtet wird.

Ideallösung

Der bisher als Vorfluter die-
nende Rothbach war für die Auf-
nahme von großen Mengen ge-
reinigten Abwassers aus der
Kläranlage Schwabhausen
grundsätzlich ungeeignet. Be-
grüßt wird die Entscheidung,
künftig die Abwässer der Ge-
meinde in der Dachauer Anlage
klären zu lassen, deshalb vor al-
lem auch von der Wasserwirt-
schaftsverwaltung. „Der An-
schluss nach Dachau ist für den
Rothbach die Ideallösung aus
gewässertechnischer Sicht“, so

ein Vertreter des zuständigen
Wasserwirtschaftsamtes.

Entlang der 7,8 Kilometer lan-
gen Leitung wurden alle rund 700
Meter Schächte zum Be- und
Entlüften sowie auch zur Lei-
tungszugängigkeit errichtet. Die
Lebensdauer der Leitung wird
mit ca. 50 Jahren angegeben. An
schwierigen Stellen wie beispiels-
weise der Querung von Straßen,
einer Bahnlinie oder von Bächen
wird ein Einspül- oder Press-
Bohrverfahren angewandt. Die
Bauzeit betrug rund ein Jahr, die
Kosten werden sich auf ca. 2,6
Millionen Euro belaufen.

Ein weiteresArgument aus Um-
weltgesichtspunkten ist, dass aus
dem Schwabhauser Klärschlamm
rund 70.000 KW/h Strom und aus
den Motoren über eine Kraftwär-
mekopplung nochmals umgerech-
net ca. 110.000 KW/h erzeugt
werden können. Diese zukunfts-
weisende Entscheidung musste
politisch gegenüber Verfechtern
einer eigenen Kläranlage hart er-
kämpft werden.

Terbuthylazin soll
verboten werden
Resolution der ARGE Trinkwasserschutz

Oberpfälzer Jura wurde vorgestellt

Mit einem offenen Brief, in dem ein Verbot des Pflanzen-
schutzmittelwirkstoffes Terbuthylazin gefordert wird, wendet
sich die ARGE Trinkwasserschutz Oberpfälzer Jura an die
Staatsregierung sowie an das Landwirtschafts- und Umwelt-
ministerium. Mitte April stellten Max Knott, der 1. ARGE-
Vorsitzende, sowie die seit 2004 hier mit verschiedenen Aufga-
ben betrauten Dr. Karl Heinz Prösl und Dr. Georg Eiblmeier
nähere Details beim Wasserzweckverband Laber-Naab vor.

Auf die Atrazin-Problematik
verwies Knott - zur Lösung mus-
ste eine Aktivkohlefilteranlage
gebaut werden. Da auch Terbut-
hylazin in Bodenproben nachge-
wiesen wurde, ist für Knott „ein
Verbot angebracht“, auch weil
sich die kleineren der sechs in
der ARGE vereinten Verbände
eine Filteranlage nicht leisten
können.

Trinkwasser-Image

Von einer schleichenden Ver-
wendung von Terbuthylazin
sprach Hydrogeologe Dr. Karl-
Heinz Prösl, der für die ARGE
als Sachverständiger und Gut-
achter arbeitet. Er empfahl, in
Karstgebieten grundsätzlich den
Einsatz dieses Wirkstoffes zu un-
tersagen. „Wir gehen bis zum
Äußersten, wir wollen das Ver-
bot“, forderte Prösl. 24 von 28
dazu angesprochenen Wasser-
versorgern aus Ostbayern sind
für die Resolution. „Es soll nicht
wieder passieren, dass wir da-
nach den Schadstoff rausfiltern
müssen. Es geht auch um das
gute Image unseres Trinkwas-
sers. Wenn wir die Struktur der
Wasserversorgung erhalten wol-
len, dann hat dieser Wirkstoff bei
uns nichts zu suchen“, machte
der Hydrogeologe deutlich.

Landwirtschaftliche
Aspekte

Agraringenieur Dr. Georg Eibl-
meier zeigte die landwirtschaftli-
chen Aspekte auf. Terbuthylazin
wird primär bei Mais eingesetzt,
und Mais ist für Biogasanlagen
ein wichtiger Rohstoff. Da Ter-
buthylazin auch in Wasserschutz-
gebieten verwendet werden darf,

rechnet Eiblmeier wegen des
hohen Maisanteils im Jura und
der Zunahme von Biogasanla-
gen mit einer hohen Terbuthyla-
zinbelastung. Den Landwirten
rät er, alternative, nicht schädli-
che Mittel zu verwenden und
sich mit dem Thema zu befas-
sen. Nach Analysen im Ober-
pfälzer Jura konnte der Terbut-
hylazineinsatz verringert wer-
den. „Es ist aber nur eine frei-
willige Vereinbarung, und das
ist nicht ausreichend“, bilan-
zierte der Agraringenieur auch
vor dem Faktum, dass es Mittel
mit Terbuthylazin im Handel
immer noch gibt.

Die Staatsregierung, die Was-
serwirtschaft und die Ministe-
rien vertrat Dr. Jürgen Seibold
vom Sachgebiet Wasserbau und
Wasserwirtschaft bei der Regie-
rung der Oberpfalz. Als „vom
Grundsatz her gute Initiative“
sah er die Resolution, als Pro-
blem nannte er die Freiwillig-
keit in vielen Bereichen. „Uns
würde ein Verbot von Terbuthy-
lazin entgegenkommen. Doch
die Frage ist, ob es auf nationa-
lem oder EU-Recht geklärt wird
und wie die Industrie reagiert“,
relativierte er.

Problematik erkannt

Die sechs Mitglieder der AR-
GE Trinkwasserschutz Ober-
pfälzer Jura jedenfalls haben die
Problematik erkannt und die
Resolution unterschrieben. „Wir
hoffen, dass das Verbot zügiger
zu realisieren ist, ehe Terbuthy-
lazin im Trinkwasser nachge-
wiesen wird. Denn vorbeugen
ist allemal besser als hinterher
zu reinigen“, fasste Knott zu-
sammen. Markus Bauer



WASSER . ABWASSER6 GZ29. 04. 2010

Volles Programm von Diringer&Scheidel:

Kanalsanierungsarbeiten
in Erftstadt

Die im Rahmen der Selbstüberwachungsverordnung Kanal
(Süw V Kan) durchgeführten Kamerabefahrungen im Erftstäd-
ter Stadtteil Lechenich zeigten ein eindeutiges Ergebnis: Viele der
alten Regenwasser- und Abwassersammler wiesen die dem Alter
und der Nutzungsdauer entsprechenden Schäden auf. Aber auch
nicht fachgerecht eingebundene Hausanschlussleitungen und
starker Wurzeleinwuchs machten Sanierungsarbeiten dringend
erforderlich. Nicht zuletzt aufgrund der nötigen aufwendigen
Wasserhaltung entschied sich der Auftraggeber, die Stadtwerke
Erftstadt, gegen eine Sanierung in offener Bauweise. Auch der
Umstand, dass während der Sanierungsarbeiten der Busverkehr
zu einem nahe gelegenen Schulzentrum aufrecht erhalten werden
musste, trug zu dieser Entscheidung bei.

Den Auftrag für die Sanierung
von rund 1,5 km Leitungsnetz
erhielt die Diringer&Scheidel
Rohrsanierung. Dabei wur-
den hauptsächlich Haltungen
in Nennweitenbereichen von
DN 200 bis DN 600 mit
Schlauchlinern ausgekleidet.
Hinzu kam ein Stauraumkanal
im Kölner Ring mit der Nenn-
weite 1000/1500.

„Entsprechend der seit 1996 in
Kraft getretenen Verordnung zur
Selbstüberwachung von Kanali-

sationen und Einleitungen von
Abwasser aus Kanalisationen im
Mischsystem und im Trennsy-
stem führen wir regelmäßig Ka-
merabefahrungen im städtischen
Kanalnetz durch“, erläutert Dipl.-
Ing. Lutz Halfen, Techn. Abtei-
lung Abwasser, Stadtwerke Erft-
stadt. „Entsprechend der Ergeb-
nisse und der Schadensbilder ent-
steht hieraus eine Prioritätenliste,
nach der wir dann die anstehen-
den Sanierungsarbeiten in Auf-
trag geben.“

Bei den Tiefbaumaßnahmen
im Stadteil Lechenich entschied
sich der Auftraggeber aus mehre-
ren Gründen für eine so genannte
grabenlose Ausführung. „Neben
einer sehr aufwendigen und da-
mit auch kostspieligen Wasser-
haltung spielte vor allem eine
Rolle, dass auch während der
Bauzeit der Straßenverkehr so
wenig wie möglich gestört wer-
den sollte“, erinnert sich Halfen.
„Deshalb haben wir uns für den
Einbau von Schlauchlinern ent-
schieden.“

Eine Entscheidung, die darüber
hinaus auch dazu beigetragen hat,
dass sich die Belästigungen der
Anwohner in dem überwiegend
durch Wohnbebauung gekenn-
zeichneten Stadtteil in überschau-
baren Grenzen hielt. Zudem habe
sich das Verfahren auch unter
rechnerischen Aspekten als das
wirtschaftlichste erwiesen, so
Halfen weiter.

Verschiedene Techniken
im Einsatz

In den diversen Haltungen ka-
men verschiedene Inliner-Syste-
me aus der breit gefächerten
D&S-Produktpalette zum Ein-
satz: „So wurden zum Beispiel
Nadelfilz-Liner und GFK-Liner
eingebaut“, fasst Bauleiter Dipl.-
Ing. Jens Wahr, Diringer&Schei-
del Rohrsanierung GmbH&Co.
KG, NL Herne, zusammen. „Dar-
über hinaus haben wir partielle
Sanierungen im KA-TE-Ver-
press- oder Spachtelverfahren
durchgeführt, Stutzen mit dem
KA-TE-Roboter neu angebunden
und Abzweige mit Hutprofilen
saniert.“

Bei der Auskleidung des Stau-
raumkanals im Kölner Ring fiel
die Wahl auf den D&S-PolyLi-
ner. „Hierbei handelt es sich um
einen mit Polyester-Harz getränk-
ten Nadelfilzschlauch“, erklärt
Wahr. Nach dem Transport des
im Werk unter definierten Qua-
litätsstandards konfektionierten
und getränkten Inliners, wird der
Schlauch mit Wasserdruck im In-
versionsverfahren in die vorberei-
tete Haltung eingebracht. Der
Druck der Wassersäule sorgt dann

dafür, das sich der Inliner aufstellt
und formschlüssig an die Wan-
dung des alten Kanals – am Köl-
ner Ring ein Betonrohr mit Eipro-
fil in der Nennweite 1000/1500 –
anpasst.

Durch Aufheizen des bei der
Inversion genutzten Wassers er-
folgt die Aushärtung des Poly-
esterharz-Systems. Das Verfahren
eignet sich für die Sanierung de-
fekter Rohrleitungen im Nenn-
weitenbereich von DN 100 bis
DN 1600 einschließlich vielfälti-
ger Sonderprofile. „Das Ergebnis
ist ein Produkt, dessen Standard
und Qualität allenAnforderungen
in puncto Dichtheit, statischer
Tragfähigkeit und hydraulischem
Abflussverhalten gerecht wird“
betont Wahr.

Stutzen ebenfalls saniert

Vor dem Einbau des Schlauch-
liners sind wichtige Vorarbeiten
auszuführen. „Hierzu zählen un-
ter anderem die Vorbereitung der
Haltungen mit dem KA-TE-Ro-
boter, einem hydraulischen Fräs-
roboter, der den Kanal von einra-
genden Scherben oder Ablage-
rungen und anderen Hindernissen
befreit. Im gleichen Arbeitsgang
werden noch einmal Lage und
Position der vorhandenen Ab-
zweige bzw. Stutzen ermittelt, um
sie nach Einbau und Aushärten
des Liners problemlos mit dem
Fräsroboter öffnen zu können.

Dichtheitskontrolle von
Leitungen und Schächten

„Beschädigte Hausanschluss-
stutzen wurden bei der Sanie-
rungsmaßnahme gleich mit repa-
riert, da das Leitungsnetz bis zur
Grundstücksgrenze in den Ver-
antwortungsbereich der Stadtwer-
ke fällt“, erklärt Lutz Halfen,
auch mit Blick auf 2015. Bis zu
diesem Datum ist nach DIN
1986-30 in Verbindung mit § 18 b
Wasserhaushaltsgesetz bundes-
weit eine Dichtheitskontrolle
sämtlicher Grundstücksentwässe-
rungsleitungen und Schächte
durchzuführen.

„Falls diese dann saniert wer-
den müssen, braucht die Straße
nicht mehr aufgerissen zu werden
und die Eigentümer können auf
Wunsch ein Unternehmen wie
die Diringer&Scheidel Rohrsa-
nierung beauftragen, um eine
fachgerechte Sanierung auch auf
den privaten Grundstücken si-
cherzustellen“, schaut Halfen in
die Zukunft.

V. l.: Dr.-Ing. Helmuth Friede, Dipl.-Ing., Dipl.-Kfm. Carl-
Friedrich Thymian, Dipl.-Ing. Dieter Jacobi und der neue Ob-
mann des Güteausschusses, Dipl.-Ing. Uwe Neuschäfer.

Eine zuverlässige
Verbindung

Mitglieder des Güteschutz Kanalbau
trafen sich in Warnemünde

Die 23. Mitgliederversammlung der RAL-Gütegemeinschaft Gü-
teschutz Kanalbau fand in diesem Jahr in Warnemünde statt. Im
Mittelpunkt der Veranstaltung standen die Berichte des Vor-
standsvorsitzenden der Gütegemeinschaft, Dipl.-Ing., Dipl.-Kfm.
Carl-Friedrich Thymian, des Obmanns des Güteausschusses,
Dipl.-Ing. Rüdiger Prestinari, des Beiratsvorsitzenden, Dipl.-Ing.
Rudolf Feickert M.A. sowie des Geschäftsführers, Dr.-Ing. Hel-
muth Friede.

Außerdem wurde gewählt:
Dipl.-Ing. Michael Ilk ist neues
Vorstandsmitglied. Er löst Dipl.-
Ing.Arnulf Gekeler ab, der für ei-
ne erneute Wahl nicht mehr zur
Verfügung stand. Neben Dipl.-
Ing. Uwe Neuschäfer und Dipl.-
Ing. Gerhard Würzberg wurden
Rainer Dilg, Dipl.-Ing. Karl-
Heinz Flick sowie Dipl.-Ing.
Claus-Jürgen Michalzik in den
Güteausschuss wiedergewählt.
Neu dabei sind Dipl.-Ing. Mi-
chael Daehn und Dipl.-Ing. Ul-
rich Döpper. Zudem wurde Uwe
Neuschäfer zum neuen Obmann
des Güteausschuss gewählt.

Für die Zukunft gut gerüstet

In seiner Begrüßungsrede ging
Vorstandsvorsitzender Thymian
auf die Entwicklung der Gütege-
meinschaft ein. Die positive Bi-
lanz: Die Zahl der Mitglieder er-
höhte sich von 3.134 auf 3.184.
Für Thymian ein positives Signal
– „trotz der nach wie vor schlech-
ten (bau-)wirtschaftlichen Lage“,
wie der Vorstandsvorsitzende fest-
stellte. In Bezug auf den Güte-
schutz Kanalbau konnte Thymian
mit weiteren beeindruckenden
Zahlen aufwarten: 435 Gütezei-
chenanträge wurden 2009 ge-
stellt. 4.798 Auftraggeber und In-
genieurbüros hatten Ende des
Jahres die Anforderungen der
Gütesicherung RAL-GZ 961 in
ihre Ausschreibungen aufgenom-
men. 911 Auftraggeberbesuche,
40 Auftraggeber-Fachgespräche,
1.823 Firmenbesuche sowie 20
Messe- und Kongressbeteiligun-
gen dokumentieren die Tätigkeit
der Mitarbeiter in der Geschäfts-
stelle und der vom Güteausschuss
beauftragten Prüfingenieure. Die-
se besuchten 3.343 Baustellen im
Rahmen der Gütesicherung.

DerAufgabenbereich der Güte-
gemeinschaft umfasst die Beur-
teilung der Eignung von Firmen,
deren Zertifizierung mit dem
RAL-Gütezeichen sowie die
Überwachung der Herstellung
und Instandhaltung von Abwas-
serleitungen und -kanälen im
Rahmen der Fremdüberwachung
der Firmen und Baumaßnahmen.

Damit setzt die Gütegemein-
schaft um, was Auftraggeber und
Mitglieder fordern. Eine Top-Lei-
stung, für die Thymian allen Be-
teiligten seinen Dank aussprach –
von der Geschäftsstelle über die
Prüfingenieure bis hin zu den
Gremien der Gütegemeinschaft.
Dazu zählen neben der Mitglie-
derversammlung der Vorstand,
der Geschäftsführer, der Güteaus-
schuss und der Beirat. Letzterer
versteht sich „als Interessenver-
treter und Mittler des Güteschutz-
gedankens“, wie der Beiratsvor-
sitzende Feickert betonte. Er be-

zeichnete die Verbesserung von
Qualität und Langlebigkeit im
Kanalbau als gemeinsameAufga-
be von Auftragnehmern und Auf-
traggebern und bekräftigte das
Anliegen der Gütezeicheninha-
ber, sich von unqualifizierten
Wettbewerbern abheben zu wol-
len. Zugleich verband er seine
Aussage mit der Hoffnung, dass
das Engagement der Unterneh-
men von Auftraggeberseite ent-
sprechend honoriert wird.

Engagement gewürdigt

Zum 14. und letzten Mal berich-
tete Rüdiger Prestinari als Ob-
mann über die Arbeit im Güteaus-
schuss. Prestinari wurde zuvor
vom Vorstandsvorsitzenden Thy-
mian für sein langjähriges und
durch hohe Fachkompetenz ge-
kennzeichnetes Engagement für
die Belange der Gütesicherung ge-
würdigt. Zudem wurde Prestinari
die Ehrenmitgliedschaft der Güte-
gemeinschaft Kanalbau verliehen,
ebenso wie Dipl.-Ing. Wolfgang
Becker, der für eineWiederwahl in
den Güteausschuss ebenfalls nicht
mehr zur Verfügung stand.

„5.376 Vorgänge sind 2009 von
den Prüfingenieuren vorgelegt
und im Güteausschuss behandelt
worden“, so Prestinari. Hieraus
resultierten u. a. 370 neue Beur-
kundungen nach Erstprüfungen.
Auch wurden Änderungen im
Satzungswerk vorgenommen und
die Güte- und Prüfbestimmungen
sowie die Durchführungsbestim-
mungen redaktionell überarbeitet
und angepasst, so unter anderem
für denAusführungsbereichABV
(Ausschreibung und Bauüberwa-
chung bei der grabenlosen Verle-
gung und Prüfung vonAbwasser-
leitungen und -kanälen). „Die von
Auftraggebern, Bauunternehmen
und Ingenieurbüros gestellten
Aufgaben wurden umgesetzt“,
zog auch Geschäftsführer Hel-
muth Friede ein positives Fazit.

Funktionierendes System

Dass das System Gütesicherung
funktioniert, belegte er mit einer
Reise durch die Zahlen & Fakten
2009. Der Faktencheck zeigt u.a.
das Vergabeverhalten der Auf-
tragnehmer in Mecklenburg-Vor-
pommern: 839 von 872 Kommu-
nen fordern die RAL-Gütesiche-
rung Kanalbau in ihrenAusschrei-
bungen. Für Friede ist das Zusam-
menspiel vonAuftraggebern,Auf-
tragnehmern und Gütegemein-
schaft Kanalbau eine glückliche
Verbindung. Das soll auch in Zu-
kunft so bleiben – so sein Anlie-
gen. Deshalb sind in 2010 viele
Aktivitäten des Güteschutz Kanal-
bau auf diese Aufgabenstellung
ausgerichtet.

Gemeinsam handeln –
Erfolg teilen

Eine der stabilsten, aber gleichzeitig auch sehr sensiblen Einrich-
tungen jeder Gemeinde ist die öffentliche Wasserversorgung. Ihre
Größe spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle, egal ob Dorf
oder Großstadt. Im Rahmen der Daseinsvorsorge obliegt es der
Gemeinde dafür Sorge zu tragen, dass das Lebensmittel Trink-
wasser in bester Qualität, zu jeder Zeit, in ausreichender Menge
jedem Bürger zur Verfügung steht.

Die Verantwortung dafür liegt
beim Bürgermeister oder bei den,
für die Wasserversorgung verant-
wortlichen Fachleuten. Nach dem
Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
ist zum einen eine „nachhaltige
Gewässerbewirtschaftung Vor-
aussetzung, die Gewässer als Be-
standteil des Naturhaushalts, als
Lebensgrundlage des Menschen,
als Lebensraum für Tiere und
Pflanzen sowie als nutzbares Gut
zu schützen“.

Eckpunkte

Außerdem gilt, dass „der Was-
serbedarf der öffentlichen Was-
serversorgung vorrangig aus orts-
nahen Wasservorkommen zu
decken ist“, es sei denn, dass „ei-
ne Versorgung aus ortsnahen
Wasservorkommen nicht in aus-
reichender Menge oder Güte,
oder nicht mit vertretbarem Auf-
wand sichergestellt werden
kann“. Damit sind die Eckpunkte
für eine geordnete Wasserwirt-
schaft gelegt. Das bedeutet aber
auch, dass man sich mit zahlrei-
chen nachgeordneten Fragen aus-
einanderzusetzen hat, die über-
wiegend einen wirtschaftlichen
Bezug haben.

Es kann festgestellt werden,
Wasserquelle und Versorgungs-
netze sind ortsgebundene Ein-
richtungen. Ihre Bewirtschaftung
hingegen lässt aber durchaus
Spielraum für verschiedene Vari-
anten zu.

Personal und Technik

Eine einmal installierte Technik
muss unterhalten, Instand gehal-
ten, erneuert werden und den ak-
tuellen Anforderungen an Hygie-
ne und Technik entsprechen. Vor-
aussetzung hierzu ist die Vorhal-
tung von qualifiziertem Personal
und geeigneter Technik. Der
Wasserpreis oder die Wasserge-
bühr sind Kosten deckend zu kal-
kulieren.

Der Bürger ist oft der Auffas-
sung, zu viel für das Lebensmittel
Wasser zahlen zu müssen. Er hat
das Recht auf Aufklärung, wofür
sein Geld verwendet wird. Hier
ist Transparenz angebracht.

Gegen Abweichungen von eu-

ropäischen oder nationalen Rege-
lungen wird zunehmend von
übergeordneten Stellen Rechen-
schaft gefordert.

Folgt man der Argumentation
des BDEW, so ist zu erwarten,
dass auch geringfügige Nichtein-
haltungen europäischer Verord-
nungen ( dies gilt auch für kleine-
re und kleinste Versorgungen)
zukünftig zumAnlass genommen
werden, stärkere Regulierungen
und Kontrollen einzuführen.

Es kann aber nicht im Interesse
der deutschen Wasserwirtschaft
liegen, dass das Lebensmittel
Trinkwasser wie eine beliebige
Ware vermarktet und dass ein re-
gulierter Wassermarkt entsteht.
Die Begründungen dafür, Intrans-
parenz, Ineffizienz, Wasser wie
Energie einzuordnen oder Ko-
stensenkungspotentiale werden
häufig genannt und sind hinrei-
chend bekannt. Im Ergebnis ist
bei Verwirklichung dieses Szena-
rios mit Zwangsausschreibungen
oder dem Verlust der Gestal-
tungsoptionen der Kommunen zu
rechnen.

Mehr Zusammenarbeit

Leider gibt es nicht den Zau-
bertrank, der die Krieger des klei-
nen gallischen Dorfes so stark ge-
macht hat, sich immer wieder er-
folgreich gegen die römische
Übermacht zu wehren. Es gibt
aber die Möglichkeit, sich durch
gezielte Zusammenarbeit und ge-
genseitige Unterstützung gegen
anstehende Herausforderungen
zu wappnen.

Seit Jahren rufen der Bayeri-
sche Gemeindetag, die Fachver-
bände und die Bayerische Staats-
regierung über Benchmarking
(EffWB) und andereAngebote zu
mehr Zusammenarbeit auf, um
sich gegen die Behauptung der
Unwirtschaftlichkeit durch struk-
turelle Anpassungen zu stärken.

Neben den Qualitätszielen
muss es Ziel für jeden Verant-
wortlichen in der Wasserwirt-
schaft sein, seine Aufgaben wirt-
schaftlich zu erfüllen. Das gelingt
aber nur, wenn man nicht die Au-
gen verschließt und meint, alles
allein machen zu können.

Dazu sollten die verschiedenen

Formen der Zusammenarbeit,
beginnend beim organisierten
Erfahrungsaustausch über eine
objektive ggf. vergleichende
Bestandsaufnahme von Netz
und Anlagen (EffWB oder An-
lagenüberprüfung), gemeinsa-
me Aufgabenerledigung oder
die Ausnutzung vorhandener
Synergiepotenziale bewusst
eingesetzt werden.

Es ist sicher auch an der Zeit,
gegenseitig gepflegte Vorurteile
zu überwinden. Kleine Wasser-
versorger fühlen sich oft bevor-
mundet behandelt, wenn der
„große“ benachbarte Wasserver-
sorger der Kreisstadt Angebote
zur Zusammenarbeit macht. Um-
gekehrt muss auch der „Große“
lernen, dass erfolgreiche Zusam-
menarbeit nur in einer Begeg-
nung auf „gleicher Augenhöhe“
geschehen kann.

Kirchturmpolitik ist
eine Sackgasse

EinenAnsatz zu mehr Gemein-
samkeit haben gerade die Wasser-
versorger im Landkreis Freising
gestartet, wo sich eine Arbeitsge-
meinschaft der Wasserversorger
im Landkreis Freising formiert
hat. Sicher waren die ersten
Schritte noch etwas unbeholfe-
nen. Inzwischen ist aber eine Ver-
trauensbasis entstanden, die die
Akteure mehr und mehr zusam-
menschweißt.

Neben der gegenseitigen fach-
lichen Information, der gemein-

samen Organisation des Stö-
rungsmeldewesens, stehen die
gegenseitige fachliche Unterstüt-
zung in Spezialfällen, Maßnah-
men der Aus- und Fortbildung
und der gemeinsamen Öffentlich-
keitsarbeit auf dem Programm.

Gemeinsamkeit ist auch hin-
sichtlich der Beurteilung der
Auswirkungen des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) auf die
Wirtschaftlichkeit insbesondere
kleinerer Versorger von großer
Bedeutung. Das betrifft in erster
Linie die Ausgleichspflicht nach
Artikel 32 BayWG. Es muss
zukünftig mit einer Erweiterung
derAusgleichsansprüche auch für
neue landwirtschaftliche Betriebs-
anlagen in Wasserschutzgebieten
gerechnet werden.

Gebührenbelastungen
systematisch erfassen

Gerade vor dem Hintergrund,
dass dieses Gesetz zunächst nur
für zwei Jahre beschlossen wurde,
ist es bedeutsam, daraus resultie-
rende Gebührenbelastungen sy-
stematisch zu erfassen und recht-
zeitig verfügbar zu machen. Die
Wasserwirtschaft darf nicht zu ei-
ner gesellschaftlichen Einrich-
tung zweiter Klasse und damit
den Interessen anderer Nutzer
nachgeordnet werden.

Unter dem Motto „Gemeinsam
handeln – Erfolg teilen“ stellt
man sich den wachsenden Anfor-
derungen aus Politik und Tech-
nik. Jörg Schuchardt



Für einen europagerechten
Ausbau der Verkehrswege
in Bayern

„Europa wächst zusammen. Seit dem 1. Mai 2004 liegt
Bayern mitten im neuen Zentrum der EU. Aber die
Mobilität stößt immer noch auf alte Grenzen. Doch erst
neue Mobilität macht die Osterweiterung sinnvoll.“
Senator E.h. Gerhard Hess,
Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes

„Die Verkehrswege des Freistaates brauchen die enge
Vernetzung mit denen unserer Nachbarländer. Engpässe
müssen rasch beseitigt werden.“
Prof.Thomas Bauer,
Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbandes

www.bauindustrie-bayern.de

Bayerns Verkehrswege mit Europa vernetzen:
auf der Straße, auf der Schiene, auf der Donau.

Mobilität braucht Infrastruktur
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Unternehmertag 2010 der Bayerischen Bauindustrie:

„Bau mobiles Leben“
Beim diesjährigen Unternehmertag der Bayerischen Bauindustrie
in Oberschleißheim nahm Verbandspräsident Prof. Dipl.-Kfm.
Thomas Bauerunterdem Leitthema „Bau mobiles Leben“ Stellung
zurSituation derBauwirtschaft, zurherausragenden Bedeutung ei-
ner modernen Verkehrsinfrastruktur sowie zu weiteren wichtigen
gesellschaftspolitischen Themen. Vor rund 300 Gästen aus Unter-
nehmen, Politik, Wirtschaft und Wissenschaft ging Bundesminister
Dr. Peter Ramsauer auf das verkehrspolitische Konzept der Bun-
desregierung und die besondere Bedeutung der Bauindustrie ein.

„Die Bauwirtschaft hat die Fi-
nanzkrise deutlich zu spüren be-
kommen, auch wenn die öffentli-
chen Konjunkturprogramme viel
geholfen haben“, hob Bauer ein-
gangs hervor. Der Rückgang der
gesamten Bauaufträge in Bayern
um 4,6 Prozent sage gerade in ei-
nem so gewaltigen Krisenjahr nur
wenig aus: Diese Zahl setze sich
zusammen aus einem zweistelli-
gen Einbruch im Wirtschaftsbau
um 15,8 Prozent sowie einem
Plus von 3,5 Prozent im Woh-
nungsbau und im Öffentlichen
Bau von 4 Prozent. „Diese Zu-
wächse haben wir den Konjunk-
turprogrammen zu verdanken.
Die Zahlen zeigen aber auch, wie
heterogen die Situation ist. Viele
Betriebe leiden gewaltig, anderen
geht es dagegen recht gut“, kon-
statierte der Verbandschef.

Anhaltende Krise

2009 konnte die Beschäftigung
am Bau insgesamt noch fast stabil
gehalten werden, stellte Bauer

fest: ein Prozent Beschäftigungs-
rückgang sei ein Erfolg. Jedes
Unternehmen habe versucht, sei-
ne Mannschaft und seine Spezia-
listen zu halten. Eine Gewähr,
dass dies auch in diesem Jahr und
vor allem in 2011 so bleiben wird,
könne niemand geben. Die Krise
sei noch nicht vorbei.

Mindestinvestitionsquote

Bauer forderte, es endlich zur
Regel zu machen, „dass Investi-
tionen in allen Öffentlichen Haus-
halten vorrangig behandelt wer-
den“. In jeder staatlichen Haus-
haltsordnung müsse festgeschrie-
ben werden, dass zuerst eine Min-
destinvestitionsquote von 15 Pro-
zent erfüllt werden muss. „Erst
danach kommen die übrigen An-
sprüche“, so der Verbandschef.

Restgröße

Viel zu lange seien Investitio-
nen in den Öffentlichen Haushal-
ten vernachlässigt und als Rest-

größe behandelt worden, be-
klagte er. „Immer werden erst
die feststehenden Ausgaben wie
Zinsen oder die Erfordernisse
der Leistungsgesetze bedient.
Am Schluss kommen die Inve-
stitionen an die Reihe, wenn
überhaupt etwas übrig bleibt.“
Dies müsse endlich umgekehrt
werden. Gerade jetzt sei der
richtige Zeitpunkt. Denn nur so
könne verhindert werden, dass
der durch die Finanzkrise stark
angewachsene Schuldenberg
wieder zu Lasten der Investitio-
nen abgebaut wird.

Höhere Folgeschäden drohen

„An Investitionen, vor allem an
Bauinvestitionen zu sparen, ist
aber gerade das Gegenteil von
Sparen“, machte Bauer deutlich.
Durch unterlassene Bauinvesti-
tionen drohten höhere Folgeschä-
den. Dies gelte sowohl für unter-
lassene Erhaltungsinvestitionen,
wenn sich dadurch die Schäden
vergrößerten und vermehrten als
auch für unterlassene Ausbau-
maßnahmen. „Wenn wir unse-
re Verkehrsinfrastruktur nicht auf
den zukünftigen Bedarf hin aus-
bauen, können wir unseren Wohl-
stand nicht halten. Insbesondere
verstoßen wir so gegen das Gebot
der Nachhaltigkeit“, betonte der
Präsident.

Bei Nachhaltigkeit gehe es
nicht nur um die Natur, um Tiere
und Bäume. Nachhaltigkeit habe
das Ziel, „dass die Generationen
nach uns genauso viele Chancen
haben wie wir und dass sie bei
entsprechender eigener Anstren-
gung genauso gut leben können
wie wir“. Dazu zähle auch Wohl-
stand durch eine arbeitsteilige
Wirtschaft, die viele Warenströ-
me verursache sowie Mobilität
auf guten Verkehrswegen.

Leistungsfähiger Verkehr

Bauer plädierte in diesem Zu-
sammenhang u. a. für leistungs-
fähige West-Ost-Verbindungen
auf der Schiene, eine europäische
Schienentransversale von Süd-
West nach Nord-Ost sowie für ei-
nen verstärkten Schienen-Güter-
transport. Zu einem effizienten
Güterverkehrskonzept Bayern
gehöre auch die Vollendung des
Donauausbaus. Darüber hinaus
gelte es, den Flughafen München
II weiter auszubauen und ihn aus-
reichend an das bayerische Schie-
nennetz anzubinden.

Unsinnige Gesetzgebung

Mit Blick auf die Ordnungspo-
litik in Deutschland gibt es nach
Bauers Auffassung „vieles, was
einen derzeit daran zweifeln lässt,
ob unser Regierungshandeln noch
den Regeln der Vernunft und der
Verantwortlichkeit folgt“.Als „ab-
solutes Spitzenbeispiel für unsin-
nige Gesetzgebung“ bezeichnete
er das Bauforderungssicherungs-
gesetz, das von den Bauunterneh-
men verlangt, für jedes Baupro-
jekt alle eingehenden Zahlungen
auf gesonderten Konten abzule-
gen und damit ausschließlich die
damit verbundene Leistung zu be-
zahlen. Für jeden Verstoß hafteten
dagegen die Bauunternehmer und

ihre Führungskräfte persönlich.
In der Praxis sei dieses Gesetz

nicht umsetzbar. Man habe die
Wahl, entweder gegen das HGB
zu verstoßen, das periodisierte
Buchungen verlange (Aufwand
und Ertrag) oder gegen das Bau-
forderungssicherungsgesetz, das
eine Kassenbuchhaltung verlange
(Ein- bzw. Auszahlungen). Beide
Verstöße seien strafbewehrt.

Bilanzverschlechterung
vermeiden

Damit sich die Finanzkrise
nicht zur Unternehmensfinanzie-
rungskrise ausweite, forderte
Bauer, den mittleren und kleinen
Unternehmen, die ihre Rech-
nungslegung nach HGB bzw.
BilMog (Bilanzrechtsmoderni-
sierungsgesetz) führen, auch die
Möglichkeit zu geben, Abschrei-
bungen auszusetzen und so eine
weitere Bilanzverschlechterung
zu vermeiden.

Abschreibungsraten

Weil viele Unternehmen durch
die drastischen Auftragseinbrü-
che ihre Anlagen nur wenig aus-
lasten konnten, haben sich diese
auch weniger abgenutzt. Daher
sollten nach Bauers Auffassung
auch geringere Abschreibungsra-
ten angesetzt werden. Das aber ist
derzeit nicht erlaubt. Von der Po-
litik forderte der Verbandschef
daher, schnellstens die Möglich-
keit zu schaffen, in solchen Fällen
die dafür anzusetzenden, unrea-
listisch hohen Abschreibungen
zumindest vorläufig aussetzen zu
können, denn: „Davon betroffen
sind gerade die innovativsten und
dynamischsten Unternehmen, die
in den guten Jahren hohe Investi-
tionen getätigt haben.“

Von den Banken und Ratingor-
ganisationen forderte der Präsi-

dent, ihre Ratingsysteme krisen-
adäquat zu gestalten. Die Banken
seien jetzt in der Pflicht, zu helfen,
denn „ihnen wurde in schwierig-
sten Zeiten von allen geholfen“.

Bundesbauminister Peter Ram-
sauer würdigte anschließend die
Bedeutung der Bauwirtschaft für
die Zukunft der Gesellschaft. Sie
spiele die Schlüsselrolle für eine
zukunftsfähige, moderne Infra-
struktur. Auch ehrgeizige Ziele
beim Klimaschutz seien ohne die
Bauwirtschaft nicht zu erreichen,
erklärte Ramsauer.

Erfolgreich am Markt

Die deutsche Bauwirtschaft be-
haupte sich mit Umwelt- und Ef-
fizienztechnologien erfolgreich
am Markt. Durch ihre Vorreiter-
rolle würden auch andere zu den
notwendigen Anstrengungen an-
gespornt. Im doppelten Sinne sei
die Bauwirtschaft damit wichtige
Klimaschutzbranche, so der Mi-
nister.

Mit Hilfe von in Deutschland
entwickelten Spitzentechnologi-
en ließen sich diese Potentiale im
In- und Ausland erschließen. Die
Bauindustrie sei hierfür gut auf-
gestellt. Dies bewiesen Projekte
wie der Bau von Offshore-Wind-
parks in Nord- und Ostsee, der
Bau von Geothermiekraftwerken
zum Beispiel in Kirchstockach
bei München und das Plus-Ener-
giehaus.

Nachhaltigkeit rechnet sich

Von entscheidender Bedeutung
für den Erfolg sei es, auch private
Bauherren und gewerbliche In-
vestoren zu überzeugen, machte
Ramsauer abschließend deutlich:
Nachhaltigkeit sei nicht nur ein
wünschenswertes gesellschaftli-
ches Ziel, sondern rechne sich
auch betriebswirtschaftlich. DK

Die vorhandene Baukultur achten
Erste Infoveranstaltung zum Thema „Bauen im Regensburger Land“

Auf reges Interesse stieß die erste Info- und Vortragsveranstal-
tung des Landkreises Regensburg zum Thema „Bauen im Re-
gensburger Land“ im Bürgersaal des Zehentstadels. Dabei
sollten Leitlinien für die künftige Bauentwicklung vorgestellt
werden. Nicht nur mit Fragen des Bauwesens befasste Markt-,
Gemeinde- Stadt- und Kreisräte der Kommunen des westli-
chen Landkreises Regensburg fanden sich ein, sondern auch
viele mit diesen Themenfeldern beauftragte Mitarbeiter der
Gemeindeverwaltungen sowie auch Interessierte von Vereinen
und Verbänden aus diesen oder auch benachbarten Dunstkrei-
sen. Nach den Vorträgen von Landrat Herbert Mirbeth und
der seit einem halben Jahr tätigen Kreisbaumeisterin Urte
Kelm bestand ausreichend Gelegenheit zur Diskussion.

In seiner Einführung erläuter-
te Landrat Mirbeth zunächst die
neue Aufteilung in der Bauab-
teilung mit der technischen Lei-
tung (Kreisbaumeisterin Urte
Kelm) und der rechtlichen Ab-
teilung (Bauamtsleiter Herbert
Straubmeier) sowie die seit ein-
einhalb Jahren laufende Kam-
pagne zum Bauen im Regens-
burger Land. Auch die letzt-
jährigen Regionaltage waren
diesem Thema gewidmet.

Stadtflucht

„Wir wollen damit die wert-
volle Arbeit der Bürgermeister
und Gemeinderäte unterstüt-
zen“, stellte der Landkreischef
fest und verwies auf die Ein-
führung der Baulandbörse und
den Wettbewerb zwischen der
Stadt und dem ländlichen Raum
in Sachen Bauen. Den heute
wieder deutlicher feststellbaren
Trend zurück in die Stadt be-
gründete Mirbeth mit der demo-
graphischen Entwicklung, wo-
nach Paare ohne Kinder oder
Singles heute weniger aufs
Land ziehen oder wegen des
Angebots, der Infrastruktur und
der Versorgung in die Stadt zu-
rückkehren.

Harter Wettbewerb

Mirbeth prophezeite für die
nächsten Jahre einen „harten
Wettbewerb zwischen der Stadt
und der grünen Wiese“, doch
dieser Herausforderung müsse
sich der Landkreis stellen. Und
das auch vor dem Hintergrund
vieler Vorteile wie der geringe-
ren Gewaltbereitschaft, der stär-
keren und dichteren Sozialkon-
takte (Vereine, Ehrenamt), der
schönen Landschaften, der gün-

stigen Grundstückspreise und
der tollen Betreuungsangebote
(vor allem Kindergärten). Ver-
besserungen sind laut Mirbeth
im öffentlichen Personennah-
verkehr nötig.

„Attraktivität
durch Vielfalt“

Zum Thema Baukultur stellte
er fest, dass auf dem Land mit ge-
wachsenen, historischen Orten
wertvolle Strukturen vorhanden
seien. Mit diesem Erbe müsse
aber verantwortungsvoll umge-
gangen werden. Beim Wettbe-
werb mit der Stadt dürfe sich der
Landkreis nicht „aufweichen las-
sen“, trotz der Lockerungen
durch den Gesetzgeber ist für
den Landkreischef die Disziplin
wichtig.

„Attraktivität durch Vielfalt“
gab er daher als Motto aus, wobei
immer ein Ausgleich zwischen
den Interessen des Einzelnen und
der Allgemeinheit herzustellen
sei. Angesichts der Bevölke-
rungsentwicklung schlug Mirbeth
den Bau eines Mehrgenerationen-
hauses vor und riet, kritisch an
Bebauungs- und Flächennut-
zungspläne bzw. Stellungnahmen
heranzugehen.

Gemeinsamer Auftrag

Mit vielen Bildbeispielen illu-
strierte Kreisbaumeisterin Urte
Kelm ihren Vortrag zum Thema
„Bauen im Regensburger Land
– ein gemeinsamer Auftrag“.
Als Basis sieht sie, die Attrakti-
vität im Regensburger Land zu
sichern und zu gewinnen. Dies
könne etwa durch das Setzen
von Entwicklungsschwerpunk-
ten oder im Erkennen, Nutzen
und Stärken räumlicher Poten-

ziale geschehen. Ein weiterer
Aspekt ist für sie die Sicherung
und Entwicklung der Qualität
und Identität des Ortes etwa
durch dessen kulturgeschichtli-
che Bedeutung, bauliche Prä-
gung, Verkehrsanbindung oder
auch durch Konzepte für Leer-
stände und Brachflächen.

Als zentralen Begriff führte
Kelm „Baukultur“ ein. „Bau-
kultur achten bedeutet heute,
sich mit dem Bauvorhaben in
die bestehende naturnahe und
bebaute Umwelt zu integrieren.
Dabei sind die Identität prägen-
den Merkmale des Ortes aufzu-
nehmen bzw. zu interpretie-
ren“, führte Kelm aus. In einem
weiteren Abschnitt ihres Refe-
rates ging sie auf bauplanungs-
rechtliche Steuerungsvereinfa-
chungen und deren Folgen für
das Bauen im Regensburger
Land sowie auf allgemeine
Qualitätskriterien für die Ort-
schaft, den öffentlichen Raum
bzw. Wohngebiete sowie für
Gebäude ein. „Erfolgverspre-
chende Wege in die Zukunft
setzen eine Bestandsbeschrei-
bung der Gegenwart voraus“,
forderte die neue Kreisbaumei-
sterin abschließend.

Möglichst frühzeitige
Gespräche mit Bauherrn

In der anschließenden Aus-
sprache wurden viele der ange-
sprochenen Themen, aber auch
weitere Aspekte angerissen und
zum Teil durchaus kontrovers
diskutiert: interkommunale Zu-
sammenarbeit bei Wohn- bzw.
Gewerbesiedlungen, regenerati-
ve Energien (verfügbare Flä-
chen, Landschaftsschutzgebie-
te, Optik der Häuser), Baustile
(Oberpfälzer bzw. Jurahaus vs.
Toscanahaus) und deren Funk-
tionalität, Lärmschutz, Ausbau
des Bahn-, Straßen- und DSL-
Netzes. Grundsätzlich rieten
Landrat Mirbeth sowie seine
Mitarbeiter Kelm und Straub-
meier den Vertretern aus den
Kommunen, möglichst frühzei-
tig - und auch kritisch - mit den
Bauherrn deren Vorhaben zu be-
sprechen, und so den Aspekt
„Baukultur“ von Anfang an zu
betonen. Markus Bauer



KOMMUNALE BAUPOLITIK8 GZ29. 04. 2010

Maria“ ist eines von 66 Projek-
ten, die von der „Ich kann was!“-
Initiative der Deutschen Tele-
kom gefördert werden.

Für mehr Chancengleichheit

Mehr als 600 Einrichtungen
hatten sich um eine Förderung
beworben. „Ich kann was!“
setzt sich für mehr Chancen-
gleichheit von Kindern und Ju-
gendlichen in Deutschland ein.
Die Initiative fördert Projekte
und Einrichtungen der Kinder-
und Jugendarbeit, die die Fähig-
keiten von jungen Menschen
aus schwierigen wirtschaftli-
chen und sozialen Verhältnissen
stärken. Durch den Erwerb von
Kompetenzen sollen sie erfolg-
reicher und selbstbewusster
durch das Leben gehen.

Spatenstich für Schule
Nord in Fürstenfeldbruck

Der Oberbürgermeister der Stadt Fürstenfeldbruck, Sepp Kelle-
rer, hat im Beisein von Vertreterinnen und Vertretern der Schule
Nord, des Stadtrates, der Verwaltung, des Planungsteams und der
Regierung von Oberbayern den offiziellen Startschuss für die Bau-
maßnahmen der Schule Nord erteilt.

Das Bauvorhaben, das sowohl
mit Mitteln aus dem Konjunktur-
paket II als auch mit Fördermitteln
gemäßArt. 10 FAG realisiert wer-
den soll, wurde notwendig, um in
erster Linie zeitgemäße Standards
bei der Einsparung von Energie zu
erfüllen. Die cgmunich Projekt-
management GmbH ist mit der
Projektsteuerung (§ 205 AHO,
Projektstufen 1-5) des Bauvorha-
bens beauftragt, um von Beginn
an eine strikte Zuordnung der je-
weiligen Maßnahmen zu den Mit-
teln der Förderung zu gewährlei-
sten, damit bei den anspruchsvol-
len Bedingungen eine Doppelför-
derung ausgeschlossen werden
kann.

Die cgmunich Gruppe ist eine
unabhängige Unternehmensgrup-
pe. Die Gesellschaften der cgmu-
nich Gruppe erbringen interdis-
ziplinäre Management und Con-
sulting Leistungen rund um das
Planen, Bauen und Betreiben von

Immobilien und Standorten.
Zu den Klienten der cgmunich

Gruppe gehören namhafte natio-
nale und internationale institutio-
nelle Immobilien- und Kapitalan-
lagegesellschaften, Industrie-Un-
ternehmen, Banken, Versicherun-
gen und die öffentliche Hand auf
Bundes-, Länder- und kommuna-
ler Ebene. Darüber hinaus vermö-
gende Privatleute sowie Dienstlei-
stungsunternehmen aus der Bau-
und Bewirtschaftungs-Branche.
Gemeinsam ist unseren Klienten,
dass Sie über gewerblich genutz-
tes Immobilieneigentum verfügen
oder für den wirtschaftlichen Be-
trieb und den Ertrag von Immobi-
lien als Nutzer oder Dienstleister
verantwortlich sind.

Die cgmunich Gruppe ist
deutschlandweit aktiv. Zudem
führt sie etwa 10 % ihrer Projekte
in anderen europäischen Ländern
durch.
Infos : www.cgmunich.de

Münchner Jugend auf den
Spuren von Christoph Kolumbus
„Ich kann was!“-Initiative der Deutschen Telekom AG fördert Jugendprojekt
Schiffbau-Projekt „Santa Maria“ des Abenteuerspielplatzes Hasenbergl ABIX

setzt sich bundesweit gegen 600 Mitbewerber durch

In den nächsten Monaten wird es auf dem Abenteuerspielplatz
ABIX im Hasenbergl geschäftig zugehen: Insgesamt 150 Kinder
und Jugendliche zwischen neun und 13 Jahren bauen unter pro-
fessioneller Anleitung die „Santa Maria“, das Flaggschiff von
Christoph Kolumbus’ erster Amerika-Expedition, im Maßstab
1:2,5 nach.

In unterschiedlichen Gruppen
arbeiten die Mädchen und Jun-
gen als Zimmerleute, Schreiner,
Segelmacher und Maler an
ihrem Schiff. Neben handwerkli-
chen Fähigkeiten erlernen sie so
eigenverantwortliches Arbeiten
und erweitern ihre sozialen
Kompetenzen. Von der Planung
bis zur Fertigstellung entdecken
die Kinder ihre Talente, können
sich spielerisch entfalten und
kreativ einbringen.

Potenzial nutzen

Die Deutsche Telekom AG
unterstützt das Projekt im Rah-
men der „Ich kann was!“-Initia-

tive mit Fördermitteln in Höhe
von 10.000 Euro. „Wir können
es uns einfach nicht leisten, das
Potenzial unserer Kinder und
Jugendlichen brach liegen zu
lassen, nur weil ihnen der Weg
zu Bildung und Kompetenzer-
werb verbaut ist“, betont René
Obermann, Vorstandsvorsitzen-
der der Deutschen Telekom AG
und Vorsitzender des Beirats der
„Ich kann was!“-Initiative. „Wir
brauchen alle! Jeden einzelnen
von Ihnen!“

Selbstbewusstsein und
Teamfähigkeit stärken

Die Initiatoren des Projekts

haben sich zum Ziel gesetzt,
das Selbstbewusstsein und die
Teamfähigkeit der Teilnehmer
zu stärken. Da der Schiffbau
insgesamt 36 Monate dauern
wird, sind gute Organisation
und Durchhaltevermögen gefor-
dert.

Insgesamt 66 Projekte

Das Unternehmen „Santa

Wenn du ein Schiff
bauen willst …

„Den ganzen Sommer über werden wieder alle hämmern
und an ihren Häusern arbeiten“, erläuterte der 13-jährige
Marco dem GZ-Team bei einer „Privatführung“ auf dem
ABIX-Gelände. Auf dem Grundstück verteilt stehen ca. 35
Holzhütten, die Kinder kostenlos „mieten“ und nach eige-
nen Vorstellungen verändern und gestalten können.

Eine lange Seilbahn, eine Feuerstelle, ein Sand- und
Matschbereich sowie hügeliges Gelände bieten vielfältige
Spiel-, Beschäftigungs- und Bewegungsanreize. Dazu kommt
jetzt die „Arbeit“ an der Santa Maria unter der fachkundigen
Anleitung und Betreuung durch Christian Fichtel. „Wir freuen
uns alle schon sehr drauf“, versicherte uns Marco. Unser Ge-
sprächspartner ist Halbwaise. Als er zwei Jahre alt war, ver-
unglückte sein Vater mit knapp 20 Jahren tödlich. Die Mutter
war damals 18.

Marco fühlt sich wohl im ABIX. „Es ist prima“, sagt er; „wir
werden bei den Hausaufgaben betreut, können ganz toll spielen,
wir haben eine Fußballmannschaft, jeden Abend um sechs spie-
len wir Räuber und Gendarm, wir haben Tanz- und Bastelgrup-
pen und bekommen sogar was zu essen.“ Das Zusammensein
ist sehr klaren Regeln unterworfen und in ihrer eigenen Rats-
versammlung lernen die Kinder permanent, wie Demokratie
funktioniert. Schauspieler will Marco einmal werden. Wenn das
nicht klappt, ist es nicht schlimm, dann wird er nämlich Lackie-
rer. Darauf kann er sich jetzt schon im ABIX vorbereiten.

Attraktive Entfaltungs- und Lernräume

Der Abenteuerspielplatz Hasenbergl ABIX ist eine städtische
Freizeitstätte für Kinder von 6 bis 13 Jahren in Trägerschaft des
Kreisjugendrings München-Stadt. Der ABIX befindet sich in
einem großen Park in der Nachbarschaft von Schulen und
Sportanlagen. Das 12.000 Quadratmeter große, naturbelassene
und mit großen Bäumen bewachsene Gelände bietet den Kin-
dern attraktive Entfaltungs- und Lernräume.

Der offene Baubereich sowie der tägliche kostenlose Mittags-
tisch für bis zu 50 Kinder und die Kinderkantine (Kinder ko-
chen für Kinder) am Samstag sind die Schwerpunkte des ABIX.
Weitere Angebote sind Ferienfahrten, spezielle Programm-
punkte für Jungen bzw. Mädchen und die tägliche Hausaufga-
benbetreuung. Im geräumigen, 2007 neu errichteten Spielhaus
können Kinder bei jeder Witterung und Jahreszeit aktiv sein:
Kicker, Tischtennis, Bücher und Brettspiele, Spiel- und Sport-
geräte und ein Toberaum mit Riesenhängematte und Polstern
stehen für die jungen Besucherinnen und Besucher bereit.
Infos unter: www.asp-hasenbergl.de

Der Spielplatz wird von Diplom-Sozialpädagoginnen und -
pädagogen betreut, die auch Ausflüge (Museum, Kino,
Schwimmen usw.), Ferienfahrten, Mal- und Bastelprojekte so-
wie Übernachtungsaktionen anbieten. Wie sagte doch Antoine
de Saint-Exupéry so schön: „Wenn Du ein Schiff bauen willst,
so trommle nicht Männer zusammen, um Holz zu beschaffen,
Werkzeuge vorzubereiten, Aufgaben zu vergeben und die Ar-
beit einzuteilen, sondern lehre die Männer die Sehnsucht nach
dem weiten endlosen Meer.“ Was eignet sich da besser, als mit
der Santa Maria auf dem ABIX-Gelände die große Fahrt vor-
zubereiten!

Öffentliches Bauen
mit Holz

Bauen für die Zukunft: Holz ist der Baustoff der Zukunft und hat
neben dem privaten inzwischen auch den öffentlichen Raum er-
obert. Bauen mit Holz ist schnell, günstig und sicher und für nahe-
zu alle öffentlichen Bauaufgaben geeignet. Zudem ist die Verwen-
dung von Holz ein aktiver Beitrag zum Klimaschutz und sichert
Arbeitsplätze in der Region.

Bayern ist das Waldland Nr. 1
in Deutschland. Ein Drittel der
Gesamtfläche Bayerns ist mit
Wald bedeckt. Das sind circa 2,45
Millionen Hektar, rund ein Milli-
arde Kubikmeter Holz. Und: Jede
Sekunde wächst bayernweit ein
Kubikmeter Holz nach. Die Forst-
und Holzwirtschaft ist eine der
wirtschaftlich und gesellschaftlich
wichtigsten Branchen in Bayern.
Der Umsatz des Sektors Forst und
Holz liegt bei jährlich über 300
Milliarden Euro und damit an
zweiter Stelle der verarbeitenden
Gewerbe, gleich nach dem Ma-
schinen- und noch vor dem Fahr-
zeugbau! Wer mit Holz baut,
übernimmt Verantwortung für die
Menschen in der Region und si-
chert die Existenz von Betrieben
undArbeitsplätzen.

Den Kinderschuhen
längst entwachsen

Lange jedoch wurde Holz als
Baumaterial lediglich mit traditio-
nellen Bauwerken im privaten
Bereich in Verbindung gebracht.
Die Verwendung für öffentliche
und mehrstöckige Gebäude er-
schien nicht möglich. Dabei ist
Holz als Baustoff den Kinder-
schuhen inzwischen längst ent-
wachsen. Enorme technisch-kon-
struktive Entwicklungen, neue
Holzwerkstoffe und modernste
Verarbeitungstechniken ermögli-
chen zusammen mit den überlie-
ferten und seit Jahrhunderten
bewährten Methoden des traditio-
nellen Holzbaus eine beein-
druckende Bandbreite an Mög-
lichkeiten, auch und besonders im
Bereich des öffentlichen Bauens.

Ob Gemeindezentren, Verwal-
tungsgebäude, Brücken, Schulen
oder soziale Einrichtungen. Fast
alle öffentlichen Bauaufgaben las-
sen sich heute ganz oder teilweise
in Holz verwirklichen. Und: Wer
mit Holz baut, baut klimafreund-
lich, günstig, sicher und schnell.

Unsere Wälder sind Kohlendio-
xid-Senken, da Bäume bei Ihrem
Wachstum CO2 aufnehmen und
dauerhaft im Holz speichern.
Holz das geerntet wird verrottet
nicht, sondern behält auch im ver-
arbeiteten Zustand seine Speicher-
wirkung bei. An Stelle der alten
Bäume wachsen in bewirtschafte-
ten Wäldern junge nach, die bei

Wachstum wiederum Kohlendio-
xid aufnehmen. Die nachhaltige
Forstwirtschaft und die stoffliche
Verwendung von Holz sind also
ein aktiver Beitrag zum Klima-
schutz. Holz zeichnet sich durch
hohe Festigkeit und Tragkraft bei
gleichzeitig niedrigem Eigenge-
wicht aus. Diese Eigenschaft
macht sich vor allem im Brücken-
bau bezahlt, ist aber auch bei an-
deren öffentlichen Bauaufgaben
von Vorteil: Durch seine Leichtig-
keit eignet sich Holz besonders
gut für mehrgeschossige Gebäu-
de: Fundamente können kleiner
veranschlagt werden, Transport-
kosten sinken und auch Probleme
mit schwierigen Baugründen sind
leichter zu bewältigen. Zudem er-
möglicht die Rahmenbauweise ei-
nen schlanken Wandaufbau und
vergrößert die Nutzfläche im In-
neren des Gebäudes. Und: Holz
hat einen extrem geringen Wär-
meleitwert, der dauerhaft geringe
Heizkosten ermöglicht.

Auch im Brandfall ist auf Holz
Verlass: Das Brandverhalten von
Holz ist genau berechenbar und
somit kontrollierbar. Man weiß al-
so, wie lange eine Konstruktion
hält, bevor sie ihre Tragkraft ver-
liert. Dies schützt im Falle eines
Falles die Menschen im Gebäude
und die Helfer.

Kosteneinsparung

Beim modernen Holzbau kön-
nen große Bauteile in Werkshallen
vorgefertigt und auf der Baustelle
schnell und exakt montiert wer-
den. Lange Austrocknungszeiten
entfallen, die Bauwerke sind so-
fort tragfähig und begehbar.
Durch die verkürzte Bauzeit kön-
nen erhebliche Kosten eingespart
werden. Öffentliches Bauen mit
Holz bietet also zahlreiche Vortei-
le und die positiven Effekte wer-
den durch die Vorbildwirkung öf-
fentlicher Gebäude noch verviel-
facht. Wer einmal gesehen hat,
was Holz im Bereich des öffentli-
chen Bauens alles zu leisten ver-
mag, wird auch für sein Eigen-
heim den Baustoff Holz in Be-
tracht ziehen. So wird Holz letzt-
lich mehr und mehr Raum im öf-
fentlichen und privaten Bauen er-
obern zum Wohle der Umwelt,
der Wirtschaft und der Menschen
in Bayern.

Einweihung auf dem Abenteuerspielplatz Hasenbergl. Marco
(2. v. l.) freut sich mit seinen Spielgefährten sowie Betreuer
Christian Fichtel und Telekom-Repräsentatin Cordelia Hiller
(beide im Hintergrund) über die tolle Unterstützung durch den
deutschen Telekommunikations-Riesen.

Hundertwasserturm in
Abensberg offiziell eröffnet

Mit einjähriger Verspätung ist im niederbayerischen Abensberg
der nach Plänen von Friedensreich Hundertwasser entstandene
Kuchlbauer-Turm der gleichnamigen Brauerei offiziell eröffnet
worden. Über 500 Gäste aus Politik und Wirtschaft, unter ihnen
Wirtschaftsminister Martin Zeil, Landrat Dr. Hubert Faltermeier
und der Abensberger Bürgermeister Dr. Uwe Brandl, folgten der
Einladung, das freudige Ereignis miteinander zu begehen.

Der Märchenturm ist eines der
letzten Projekte des berühmten
Wiener Künstlers Hundertwasser.
Er starb im Jahr 2000 mitten in
der Planungsphase. Die Realisie-
rung des Bauwerks war von viel
Ärger begleitet. Auf Druck der
Denkmalschutzbehörden musste
die ursprüngliche Höhe von 70
auf 35 Meter gekürzt werden.

Minister Zeil bezeichnete
den Turm als große touristische
Attraktion und scheute nicht
den Vergleich: „Dubai mag den
höheren Turm haben, Abens-
berg aber den schöneren!“ Das
Bauwerk zeige eindrucksvoll,
wie man mit ansprechender Ar-
chitektur und Kunst gezielt
neue Gäste für den Ländlichen
Raum begeistern könne. Für
den Bayerntourismus und das
bayerische Bier gebe es nun-

mehr ein weiteres Wahrzeichen.
Neben einem beträchtlichen

Tourismusschub für die nördli-
che Hallertau verspricht sich
Bayerns Wirtschaftsminister
auch einen Impuls für eine
noch höherwertigere Präsenta-
tion des bayerischen Biers als
weiß-blaues Nationalgetränk
und Kulturgut. „Unsere Bier-
vielfalt und -qualität ist welt-
weit einzigartig.“

Der mit Erkern, Pflanzen und
einergroßen goldenen Kuppel
verzierte Turm soll als Touris-
tenattraktion künftig jährlich
50.000 Besucher anlocken. Die-
se können den Turm im Rahmen
einer Brauereiführung besichti-
gen. Die Brauerei besitzt seit
dem Jahr 1300 die Braurechte
und gehört zu den ältesten
Brauereien der Welt. DK
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Container · Raummodule · Hallensysteme

Wirtschaftlich, flexibel und variabel präsentieren sich die
Raum-Module von Renz.

Bayerisches Bau- und Ausbaugewerbe:

Konjunktur stabil,
Ertragslage angespannt

Die Konjunktur im bayerischen Bau- und Ausbauhandwerk ist
im Frühjahr stabil. Sowohl im Bauhaupt- als auch im Ausbau-
gewerbe sprechen rund 90 Prozent der Betriebe von einer we-
nigstens befriedigenden Geschäftslage – ein ähnlich guter Wert
wie im vergangenen Herbst. Im Vorjahresvergleich ist eine
deutliche Verbesserung zu verzeichnen.

Zu diesem Ergebnis kommt
der Konjunkturbericht der Lan-
desvereinigung Bauwirtschaft
Bayern (LVB). Erfreulich ent-
wickelten sich auch die Umsät-
ze. Sie verschlechterten sich
zwar etwas im Vergleich zum
vergangenen Herbst, liegen aber
dennoch deutlich über den Wer-
ten vom Frühjahr 2009.

Überwiegende Zuversicht

Dagegen hat sich die Ertrags-
lage in der Branche nicht in
gleichem Maße positiv ent-
wickelt. Bei den Baupreisen ist
keine Entspannung zu beobach-
ten. Dennoch sind die Erwar-
tungen bezüglich Geschäftslage
und Umsätzen überwiegend op-
timistisch. Auch die Beschäfti-
gungsentwicklung wird in die-
sem Frühjahr zuversichtlich
eingeschätzt, die Mehrzahl der
Betriebe will die Zahl ihrer Ar-
beitnehmer stabil halten oder
sogar ausbauen. Auch an der
hohen Ausbildungsleistung hal-
ten die Betriebe fest und setzen
damit ein deutliches Zeichen für
die gesellschaftliche Verantwor-
tung des Mittelstands.

Deutliches Signal erwartet

Allerdings befürchtet LVB-
Sprecher Hans Auracher einen
Konjunktureinbruch im Jahr
2011: „Im vergangenen Jahr hat
uns vor allem der öffentliche
Bau gestützt. Auch in diesem
Jahr helfen die Aufträge aus den
Konjunkturpaketen vielen Un-
ternehmen, Jobs zu sichern. Un-
sere Umfrage hat ergeben, dass
etwa 25% aller Bau- und Aus-

baubetriebe von den aktuellen
Konjunkturpaketen der Bundes-
regierung profitieren. Wenn die-
se nächstes Jahr auslaufen und
sich die Haushaltssituation vie-
ler Kommunen nicht verbessert,
wird diese für den Bau so wich-
tige Konjunkturstütze wegbre-
chen, wenn die Politik nicht ge-
gensteuert. Wir erwarten des-
halb ein deutliches Investitions-
signal aus dem bayerischen
Doppelhaushalt für die beiden
vor uns liegenden schwierigen
Jahre.“

Auracher machte auch deut-
lich, dass sich der Wohnungs-
bau noch immer nicht erholt hat
und daher Maßnahmen nötig
sind, um die Baukonjunktur an-
zukurbeln, zum Beispiel verbes-
serte steuerliche und förderpoli-
tische Rahmenbedingungen.

Hoher Preisdruck

Sorgen bereitet den Betrieben
auch der anhaltend hohe Preis-
druck. Er wird von der Mehr-
zahl der Firmen als drängend-
stes Kernproblem bezeichnet,
eine Besserung sehen nur weni-
ge Unternehmen. Negativ beur-
teilen viele Betriebe darüber
hinaus den hohen Verwaltungs-
aufwand durch das neue elek-
tronische Meldeverfahren zur
Sozialversicherung, das so ge-
nannte ELENA-Verfahren.

Die Landesvereinigung Bau-
wirtschaft Bayern repräsentiert
zehn Verbände des Bau- und
Ausbauhandwerks mit etwa
300.000 Mitarbeitern in 35.000
Betrieben.
Alle Daten des Lageberichts
unter www.lvb-bayern.de.

Renz GmbH:

Partner für kreative
Raumlösungen

Von der jahrzehntelangen Erfahrung und der Kompetenz aus
unzähligen Projekten profitieren die Kunden der Renz GmbH
aus dem baden-württembergischen Althengstett. Unter dem
Motto „Der flexible Raum“ löst der Partner für kreative Raum-
lösungen jedes nur denkbare Problem. Das Unternehmen bie-
tet den umfassenden Leistungskatalog: Von der Planung über
die Lieferung der typengeprüften Statik, die Vorklärung sämt-
licher Details für den Brand-, Schall- und Wärmeschutz, dazu
die komplette Projektabwicklung bis zur schlüsselfertigen
Übergabe. Die kundenindividuelle Planung erfolgt in der Re-
gel in einem Beratungsgespräch beim Kunden vor Ort.

Das Produktportfolio umfasst
neben Lagercontainern, Mini-
und Kompaktlagerhallen und
Stahlbau-Systemhallen auch
sog. Raummodule für Büro-,
Sanitär- und Unterkunftsräume.
Vorteile dieser Module sind laut
Anbieter die vielfältigen Mög-
lichkeiten der Raumaufteilung
und der individuellen Zusam-
menstellung. Vom Einzelcontai-
ner in Standard-Ausführung bis
zur maßgeschneiderten Modul-
anlage mit mehreren tausend
Quadratmetern sind viele Aus-
stattungsvarianten realisierbar.
Dabei handelt es sich im Prinzip
um frei tragende, koppelbare
Stahlrahmen mit auswechselba-
ren Wandelementen.

Berufskolleg Köln

Ein aktuelles Beispiel für
planbare Effizienz ist das Be-
rufskolleg Köln. Der starke
Andrang beim Berufkolleg er-
forderte ein neues Gebäude.
Glücklicherweise war Renz zu-
folge auf dem Schulgelände
ausreichend Platz dafür. Aller-
dings hätte ein in konventionel-
ler Bauweise errichtetes Gebäu-
de wegen der dafür notwendi-
gen Baustelleneinrichtung den
Schulbetrieb über einen relativ
langen Zeitraum stark gestört.

Die Stadt Köln musste sich ent-
scheiden. Die kurze Bauzeit und
nicht zuletzt auch wirtschaftli-
che Gründe gaben schließlich
den Ausschlag für den Bau mit
Raum-Modulen.

Das etwa 1.000 qm große

dungen für die Baustellenein-
richtung. Hinzu kommen die
Vorteile der Trockenbauweise,
die ein schnelles Hand-in-
Hand-Arbeiten zulässt sowie
die gute Wärmeisolierung und
Schalldämmung. Ein weiterer
wesentlicher Vorteil ist die
größere Nutzfläche bei gleicher
Grundfläche. Das entscheiden-
de Kriterium aber sind bis zu
50 % geringere Kosten - und
dies bei vergleichbarem Bauvo-
lumen und vergleichbarer Aus-
stattung.

Laut Unternehmen orientierte
sich die Ausführung an den
Schulbaurichtlinien: Wände

vier Rauchschutzaußentüren so-
wie acht schallgeschützte In-
nentüren. 44 hochwertige Kunst-
stoff-Fenster mit Klarglas-Iso-
lierverglasung Innen- und Außen
jalousien machen die Ausstat-
tung komplett.

Kinderhort Friedrichsdorf

Der ebenfalls aus Raum-Mo-
dulen zusammengesetzte Kin-
derhort Friedrichsdorf ist eine
weitere gelungene Lösung der
Renz GmbH. Durch steigende
Schülerzahlen mussten für den
Kinderhort neue Räume ge-
schaffen werden. Dieses Ge-
bäude mit ca. 220 qm Raum
in konventioneller Bauweise zu
errichten, wäre zu teuer gewe-
sen, auch hätte man den vorge-
gebenen Zeitrahmen niemals
einhalten können.

Perfekte Ausstattung

Innerhalb von sechs Wochen
entstand schließlich aus vorge-
fertigten Raum-Modulen ein
neuer Bau, dem es an nichts
mangelt. Das neue Gebäude ist
perfekt ausgestattet: Heizungs-
anlage, Sanitäranlagen, kom-
plette Elektroinstallation, ein-
schließlich aller Leuchten und
einer Brandmeldeanlage. Alle
Kunststofffenster sind mitAußen-
jalousien ausgestattet. Zudem
wurden alle gesetzlichen Vor-
schriften eingehalten.
Weitere Informationen:
Renz GmbH, Im Unteren
Ried 26, 75382 Althengstett,
Tel. 0 70 51 – 96 77 30; Fax:
0 70 51 – 96 77 33, E-Mail:
info@renz-container.com,
Internet: www.renz-container.
com DK

Schulgebäude mit acht Klassen-
zimmern, einem Lehrerzimmer
sowie einer WC-Anlage für
Jungen und Mädchen umfasst
zwei Geschosse mit innen lie-
gendem Treppenhaus. Die er-
forderliche Fluchttreppe liegt
außen.

Klare Vorteile

Realisiert wurde das Gebäude
in knapp fünf Wochen aus vor-
gefertigten Raum-Modulen. Die
Vorteile liegen auf der Hand:
Kurze Bauzeiten durch den ho-
hen Vorfertigungsgrad, die Ver-
wendung standardisierter Bau-
teile und Funktionseinheiten
wie beispielsweise Sanitärein-
heiten und Treppen, dazu die
deutlich reduzierten Aufwen-

und Decken sind in F90 bzw.
F30 mit Fermacell Feuerschutz-
platten versehen. Eine abge-
hängte Akustik-Innendecke sorgt
für den nötigen Schallschutz.
Zum schlüsselfertigen Liefer-
umfang gehörten auch die zen-
trale Elektroinstallation, der
Linoleum-Bodenbelag, Boden-
und Wandfliesen in den Sa-
nitärräumen, Aluminium-Außen-
türen mit einbruchshemmenden
Beschlägen und Bändern, dazu

Geophysik:

Mit „Röntgenbrille“
durchs Ries

Neue Messkampagne macht im Boden verborgene
Kraterstrukturen sichtbar

Augsburg. Die geophysikalische und seismische Messkam-
pagne im Ries hilft mit, Baumaßnahmen und Grundwas-
serschutz nachhaltiger umzusetzen. Dies erklärte Dr. Rich-
ard Fackler, Vizepräsident des Landesamtes für Umwelt
(LfU), in Augsburg zum Start der Messkampagne am süd-
lichen Rieskraterrand: „Unsere Geophysiker schauen quasi
mit einer „Röntgenbrille“ in den Untergrund. So lassen
sich im Boden verborgene Gesteinsrisse, Klüfte und Ver-
werfungen ebenso erkennen wie zertrümmerte Gesteine,
die durch den Meteoriteneinschlag im Nördlinger Ries bis
ins Donautal geworfen wurden.“

Wichtige Planungsgrundlage

Haus- und Straßenbauer sind auf diese Informationen als
wichtige Planungsgrundlage angewiesen. Auch über tiefer lie-
gende Grundwasservorkommen, deren Schutz, Volumen und
Förderung können zuverlässige Aussagen getroffen werden.
Fackler: „Das Nördlinger Ries zählt zu den am besten erhalte-
nen großen Meteoritenkratern der Erde. Die genaue Erfassung
des geologischen Aufbaus dient nicht nur der wissenschaftli-
chen Erforschung von Meteoriteneinschlägen; sie hilft den
Menschen in den Landkreisen Dillingen und Donau-Ries ganz
konkret.“

Dreidimensionale Erfassung

Die Geophysiker am Landesamt für Umwelt durchleuchten
mit „Geoelektrik“ und „Refraktionsseismik“ den Untergrund.
Dabei machen sie sich die unterschiedliche Dichte und Was-
sergehalte der Gesteine zunutze: Diese reagieren auf die elek-
trische und mechanische Stimulanz verschieden und senden
entsprechende Impulse an die Detektoren und Geländecompu-
ter zurück. So gelingt es, auf einer Länge von einem Kilome-
ter bis in eine Tiefe von 100 Metern die verborgenen Erd-
schichten sichtbar zu machen.

Fackler: „Die Kampagne dauert eine Woche. Über ein Kilo-
meter Kabel und 100 Detektoren werden entlang gerader Li-
nien im Gelände ausgelegt. Mit den Ergebnissen gelingt es,
den steinernen Aufbau des Rieskraters und seiner Umgebung
dreidimensional zu erfassen.“

Wertvolle Hilfe für Kommunen:

Neue Stadtrand-
Bodenkarten

Umweltstaatssekretärin Huml: Flächen können
optimal genutzt werden

Der Freistaat will den Flächenverbrauch weiter senken. Zudem
soll bei Bebauung von Stadtrandgebieten die Qualität der Böden
noch stärker berücksichtigt werden. Dies betonte Umweltstaatsse-
kretärin Melanie Huml in Hof bei der Übergabe der neuen Stadt-
rand-Bodenkarten an den Hofer OB Harald Fichtner.

Huml: „Täglich werden in
Bayern rund 16 Hektar ver-
baut. Diese Fläche wollen wir
weiter verringern.“ Der Frei-
staat hatte deshalb bereits ein
Verfahren entwickelt, wie in-
nerörtlich brachliegende Flä-
chen besser erfasst und aktiviert
werden können.

Wahrung
sensibler Standorte

Die neuartigen Karten gehen
nun einen Schritt weiter. Sie
helfen Städten und Gemeinden,
bei der Standortwahl für not-
wendige Neubaugebiete am
Ortsrand auch die Bodenqua-
lität zu berücksichtigen. „Das
bewahrt sensible Standorte und
lenkt unvermeidbare Flächen-
inanspruchnahme auf weniger
wertvolle Böden“, sagte Huml.

So schützen beispielsweise die
Ton- und Lehmböden rund um
Hof das Grundwasser besser als
Sandböden. Für die Karten wur-
den rund 300 Hektar Boden-
flächen rund um die Stadt Hof er-
fasst. Dabei wurden 45 Prozent
als robuste, belastbare Böden und
43 Prozent als sensible Böden
eingestuft. 12 Prozent der unter-
suchten Böden sind als Biotop-
standort geeignet.

Die Stadt Hof ist neben Küm-
mersbruck (Landkreis Amberg-
Sulzbach) und der Gemeinde
Moosinning (Landkreis Erding)
eine der drei Modellkommunen,
in denen das Bayerische Lan-
desamt für Umwelt die Böden
detailliert kartiert und bewertet.
Huml: „Die Erfahrungen in den
drei Modellkommunen kommen

allen bayerischen Städten und
Gemeinden zugute.“ Bei der
Aufstellung von Flächennut-
zungs- und Bebauungsplänen
ist eine Umweltprüfung vorge-
schrieben. Dabei muss auch
der Bodenschutz berücksichtigt
werden. Die Kommunen benö-
tigen deshalb aussagekräftige
Daten über den Boden mit de-
taillierter Beschreibung und Be-
wertung. Dies leisten die neuen
Stadtrand-Bodenkarten.
Weitere Informationen unter:
http://www.klima.bayern.de

http://www.bls-bayern.de
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Ingenieurbüro für Bauwesen
Bahnhofplatz 1
87435 Kempten/Allgäu
Tel. 0831-5 21 56-0
Fax 0831-5 21 56-60
Email info@kb-ke.de
Web www.kb-ke.de

Der Ansprechpartner für die
Sicherheit Ihrer Bauwerke

· Bauwerksuntersuchung
· Materialanalyse im eigenen Betonlabor
· Statische Nachrechung
· Zustandsgutachten
· Langzeitüberwachungen
· Instandsetzungsplanung
· Ausschreibung und Bauüberwachung
· Koordination nach BaustellV (SiGeKo)

Gebäudesicherheit und Werterhaltung
durch Bauwerksprüfungen

Von Dipl.-Ing. (FH) Thomas Kern, Bereichsleiter für Bauwerksprüfung und
Instandsetzung bei der Konstruktionsgruppe Bauen Kempten AG

Seit dem Einsturz der Eissporthalle in Bad Reichenhall im Ja-
nuar 2006 stehen Ingenieurbauten mit großen Spannweiten
unter verstärkter Beobachtung. Bei der Beurteilung der Stand-
sicherheit von Gebäuden wird die Tatsache, dass das Gebäude
noch steht, von vielen als ein Indikator einer ausreichenden Si-
cherheit gegen Einsturz angesehen. Dies stimmt vielleicht für
die vorangegangenen Jahre, denn häufig treten die Bemes-
sungslasten nicht auf. Aber dennoch stellt sich die Frage, ob
der nächste Winter oder der nächste Sturm die Konstruktion
nicht vielleicht doch ein wenig stärker beansprucht als die vor-
angegangenen, so dass die nach Norm geforderte Tragsicher-
heit des Gebäudes doch erforderlich wird.

Hinzu kommt, dass neben den
im Lauf der Jahre entstehenden
Schäden auch Planungsfehler,

Zugbändern aus Spannstahl,
welche Eisfläche und Tribünen
50 m überspannen. Im Rahmen

Durch diese Instandsetzungs-
maßnahme war es möglich, das
Eisstadion weiter zu nutzen, ohne
dass unverhältnismäßig große
Kosten entstanden sind. Dies
war aber nur möglich, da rechtzei-
tig eine intensive Begutachtung
des Systems durchgeführt worden
ist, bei dem die vorhandenen
Schwachstellen des Bauwerks
identifiziert werden konnten.

Begutachtung und
Instandsetzung der
Mehrzweckhalle Reutti

In den vergangenen vier Jah-
ren wurde eine systematische
Begutachtung aller Hallen der
Stadt Neu-Ulm durch die Kon-
struktionsgruppe Bauen Kemp-

ten AG durchgeführt. Eine der
begutachteten Hallen war dabei
die 1966 erbaute Mehrzweck-
halle in Reutti, deren Dachtrag-
werk aus dreiecksförmigen
Fachwerkbindern mit einer
Spannweite von 17,80 m be-
stand. Die Binder mit einer
Bauhöhe von 3,20 m waren da-
mals in Eigenregie aus 24 mm
starken Brettern zusammenge-
nagelt worden. Am Untergurt ist
eine Decke angebracht, in der
eine aufwändige Ton- und Licht-
anlage und eine Wärmedäm-
mung verlegt wurden.

Ergebnis

Die Begutachtung der Halle
und die anschließende Nach-
rechnung führten zu folgendem
Ergebnis: Die Halle war infolge
fehlender Aussteifungsverbän-
de, durchtrennter Diagonalen,
missverständlicher Pläne, feh-
lerhafter Verbindungen und dar-
aus resultierenden großen Ver-
formungen selbst unter Eigen-
gewicht nicht mehr standsicher.

Der Autor
Dipl.-Ing. Thomas Kern,
1971 in Crailsheim geboren,
hat 1999 das Bauingenieurstu-
dium an der Hochschule Bibe-
rach erfolgreich abgeschlossen.
Seit 2002 ist er als Bauinge-
nieur bei der Konstruktions-
gruppe Bauen Kempten AG in
Kempten tätig. Seit 2009 ist er
außerdem in die Liste der be-
sonders fachkundigen Personen
für Wiederkehrende Bauwerk-
sprüfungen der Bayerischen
Ingenieurkammer-Bau eingetra-
gen (www.bayika.de).

Um den Einsturz zu verhindern,
wurde die Halle gesperrt und in
einem ersten Schritt durch Not-
abstützungen gesichert.

Anschließend wurden nach
dem abschnittsweisen Abde-
cken des Dachs zwischen jedem
zweiten vorhandenen Binder
neue Nagelplattenbinder samt er-
forderlichenAussteifungsverbän-
de eingebaut. Die Lasten aus der
Unterdecke wurde über Querträ-
ger in die neuen Binder eingelei-
tet, so dass die alten Binder
anschließend oberhalb der Unter-
gurte abgeschnitten und entfernt
werden konnten (siehe Bild).

Dadurch konnte die Decken-
untersicht trotz der Sanierung des
Daches erhalten bleiben, was in
diesem Fall zu einer kostengün-
stigen Lösung führte. Die Ent-
wicklung dieser Sanierungslö-
sung setzte jedoch die voran-
gegangene Begutachtung voraus,
da anhand dieser die Schwach-
stellen identifiziert und verschie-
dene Varianten für die Instand-
setzung entwickelt werden
konnten.

Fertigungsabweichungen u.ä.
die Tragsicherheit von Gebäu-
den reduzieren können.

Um Schäden und deren Fol-
gen für Leib und Leben zu ver-
hindern, sind daher Bauwerks-
prüfungen unerlässlich. Diese
Prüfungen müssen von beson-
ders fachkundigen Personen
durchgeführt werden, da die
Auswirkungen vorhandener Ab-
weichungen und Schäden auf
die Tragsicherheit der Gebäude
erfasst und gegebenenfalls Ge-
genmaßnahmen entwickelt wer-
den müssen.

Begutachtung und
Bewertung der
Tragsicherheit

Ziel der Begutachtung ist es,
die vorhandene Tragsicherheit
von bestehenden Gebäuden zu
bestimmen. Sollten aus dieser
Begutachtung kritische Über-
schreitungen bestimmt werden,
können direkt Instandsetzungs-
maßnahmen unter Berücksichti-
gung weiterer Randbedingun-
gen, wie z.B. Erhaltung von be-
stimmten Bauteilen oder be-
grenzter Zeitraum für die Sanie-
rung, entwickelt werden.

Im Folgenden wird die Be-
gutachtung und Bewertung so-
wohl anhand einer Brettschicht-
holz- als auch Vollholzkon-
struktion am Beispiel des Eis-
stadions Kempten bzw. der
Mehrzweckhalle Reutti vorge-
stellt.

Eingehende Überprüfung
und Instandsetzung der
Eissporthalle in Kempten

Die tragende Hallendachkon-
struktion der 1977 erbauten Eis-
sporthalle in Kempten besteht
aus bogenförmigen Dreigelenk-
bogen aus Brettschichtholz mit

einer routinemäßigen Überprü-
fung der Standsicherheit wur-
den bei einer handnahen Begut-
achtung Risse in den Brett-
schichtholzträgern festgestellt,
welche vom Boden bei den üb-
lichen Sicherheitsbegehungen
nicht aufgefallen waren.

Zur Beurteilung der Klebefu-
gen der Leimbinder wurden
Bohrkerne im Bereich von un-
beschädigten Fugen aus der be-
stehenden Konstruktion ent-
nommen und überprüft. Die ge-
forderten Scherfestigkeiten
wurden jedoch nicht erreicht, so
dass das normativ geforderte Si-
cherheitsniveau für die gesamte
Dachkonstruktion nicht einge-
halten werden konnte.

Als Ursache konnte die Ver-
wendung eines Klebers auf
Harnstoffharzbasis anhand von
durchgeführten Messungen des
Infra-Rot-Spektrums (IR) be-
stimmt werden.

Nach heutigem Wissen sind
Harnstoffharzleime für die Ver-
klebung von Leimbindern in
Eishallen nicht geeignet, da sie
nicht dauerhaft feuchtebestän-
dig sind. Über das Jahr gesehen
quillt und schwindet das Holz,
was den relativ spröden Harn-
stoffleim mit der Zeit zerstört.

Um die Eishalle weiter nut-
zen zu können, wurde eine um-
fassende Instandsetzung der
Brettschichtholzträger erforder-
lich. Lediglich ein Verpressen
der vorhandenen Risse kam auf
Grund des verwendeten Klebers
nicht in Betracht.

Um die weiteren Bauteile zu
erhalten und die Sanierung im
Übergang von Sommer zu Win-
terbetrieb zu ermöglichen, wur-
de eine Verstärkung der beste-
henden Brettschichtholzträger
durch zusätzlich seitlich ange-
brachte Brettschichtholzträ-
ger entwickelt und umgesetzt.

Symposium Bau Innovativ in Nürnberg:

Energieeffizienz und
Wirtschaftlichkeit

Die steigendenAnforderungen an die Energieeffizienz und die zu-
nehmende Nachfrage nach barrierefreien Wohnungen infolge des
demografischen Wandels eröffnen neue Chancen für die Unter-
nehmen der Bauwirtschaft. Vor diesem Hintergrund organisierte
die Bayern Innovativ GmbH das Symposium ‚Bau Innovativ’.
275 Teilnehmern aus dem gesamten Bundesgebiet und dem be-
nachbarten Ausland – darunter Vertreter aus Politik, Wirtschaft,
Kommunen und Forschung - wurden aktuelle Trends für die Sa-
nierung und den Neubau energieeffizienter Gebäude sowie ent-
sprechende Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten präsentiert.

Als Partner waren der Bayeri-
sche Bauindustrieverband, der
Bayerische Industrieverband Stei-
ne und Erden, die Bayerischen
Baugewerbeverbände, das Beton
Marketing Süd, die Kalksand-
steinindustrie Bayern, der Bayeri-
sche Ziegelindustrieverband so-
wie die IHK Nürnberg für Mittel-
franken eingebunden.

Prof. Josef Nassauer, Geschäfts-
führer, Bayern Innovativ GmbH,
hob eingangs hervor, dass vielfäl-
tige neue Technologien in Bauvor-
haben genutzt werden könnten,
um Energieeffizienz und Wirt-
schaftlichkeit zu erhöhen. Hierzu
biete sich Bayern Innovativ als
Drehscheibe an, die auch überre-
gional gezielte Vernetzungen her-
stellt - zu Bereichen wie der Ener-
gietechnik und der Elektronik,
neuen Baumaterialien wie Glas
und Textil oder der Logistik. Al-
lein logistische Abläufe bedingten
rund 25 Prozent der Baukosten
und böten besonderes wirtschaftli-
ches Optimierungspotenzial.

Fünf Megatrends

Beeinflusst wird der Kurs der
Bauwirtschaft maßgeblich von
fünf Megatrends, wie Dr. Veit
Walthelm, Repräsentant des Ba-
yerischen Bauindustrieverbands
und Geschäftsführender Gesell-
schafter eines traditionsreichen
Bauunternehmens, schilderte.
Diese Trends, die die Baubranche
in Zukunft wesentlich beeinflus-
sen werden, ließen sich wie folgt
zusammenfassen: Globalisierung
und neue Märkte, Mobilität und
Kommunikation, wachsende und
alternde Bevölkerung, Energie
und Umweltschutz, sowie Urba-
nisierung. Die Schwerpunkte der

Bauforschung konzentrierten sich
auf Effizienzsteigerung im Bau-
ablauf, z. B. durch neue Partner-
schaftsmodelle, Flächen optimier-
tes Bauen, Lärmreduzierung im
Schienen- und Straßenverkehr und
energieeffizientes Bauen.

Energetische Sanierung

Nicht nur die Initiierung von
Neubauprojekten, sondern auch
die energetische Gebäudesanie-
rung ist eines der zentralen The-
men im Wohnungsbau. Trotz
zahlreicher Förderprogramme ist
der Sanierungsbedarf des alten
Wohnraums um ein Vielfaches
größer als die bereits umgesetzten
Gebäudesanierungen. Sowohl die
hohen energetischen Standards
der ENEV 2009 als auch der stei-
gende Bedarf an altersgerechtem
Wohnraum erfordern Moderni-
sierungsmaßnahmen, die sich
langfristig meist nicht amortisie-
ren. Sind die Defizite an einem
sanierungsbedürftigen Gebäude
zu groß, stellt aus wirtschaftlicher
Sicht im Einzelfall derAbriss und
Ersatzneubau die bessereAlterna-
tive dar. In diesem Punkt waren
sich Reinhard Zingler, Vorstand
der Joseph Stiftung und Professor
Volker Eichener von der EBZ
Business School GmbH einig.

Technische Möglichkeiten

Innovative Lüftungs- und Hei-
zungssysteme tragen sowohl zur
Steigerung der Behaglichkeit als
auch zur Erhöhung der Energieef-
fizienz bei. Dr. Burkhard Schulze
Darup stellte heraus, dass schon
jetzt die technischen Möglichkei-
ten für den Bau von Häusern, die
mehr Energie erzeugen als sie
verbrauchen, sog. Plus-Energie-
häuser, existieren. Innovationen
im Bereich der Gebäudehülle sei-
en beispielsweise innovative Va-
kuumverglasungen, die aufgrund
ihrer optischen und technischen
Eigenschaften eine viel verspre-
chende Ergänzung zu nicht trans-
parenten Bauteilen darstellen. Im
Bereich der Haustechnik sind
hocheffiziente Lüftungsanlagen
mit Wärmerückgewinnung im
Neubau bereits Standard. Laut
Prof. Dr. Gerd Hauser vom
Fraunhofer-Institut für Bauphysik

können durch integrierte Lüf-
tungskanäle in Wärmedämmsy-
stemen moderne Lüftungsanla-
gen nun auch bei der Bestandssa-
nierung eingebaut werden.

Mit den „Chancen und Per-
spektiven der bayerischen Bau-
wirtschaft“ befasste sich in ihrer
Grundsatzrede Wirtschaftsstaats-
sekretärin Katja Hessel. IhrerAn-
sicht nach ist der Bedarf – gerade
für Wohnungen – in Bayern hoch.
So könne seit Jahren die Zahl der
fertig gestellten Häuser nicht mit
der Nachfrage mithalten. 2008
wurden in ganz Bayern weniger
als 32.000 neue Wohnungen fer-
tig gestellt. Der erforderliche Neu-
baubedarf in Bayern werde we-
sentlich höher, nämlich auf rund
55.000 Wohnungen pro Jahr ge-
schätzt. Dieser Mangel an neuem
Wohnraum dürfte in den nächsten
Jahren weiter zunehmen, denn
bis 2020 soll die Bevölkerung
Bayerns wachsen. Vor allem in
den bayerischen Ballungsräumen
werde die Nachfrage nach Wohn-
raum hoch bleiben.

Förderung durch
den Freistaat

Der Freistaat Bayern fördere
den Bau und Erwerb von Eigen-
wohnraum mit dem Bayerischen
Wohnungsbauprogramm, so Hes-
sel. Dieses Programm gewähre
zinsverbilligte Darlehen und Zu-
schüsse.2010 stünden dafür, wie
bereits 2009, Hauhaltsmittel in
Höhe von 215 Mio. Euro zur Ver-
fügung.Auch beim Wohnungsbe-
stand eröffneten sich Chancen für
die Bauwirtschaft. Mit den Mit-
teln aus den Konjunkturpaketen
habe der Freistaat die energeti-
sche Sanierung öffentlicher Ge-
bäude finanziell gefördert. „Ich
sehe einen mindestens ebenso
großen Bedarf für klimaeffizien-
tes Modernisieren und Renovie-
ren bei privaten Häusern in ganz
Bayern“, erklärte Hessel.

Energieeffiziente Gebäude
stellten ein Schlüsselthema in der
Energie- und Umweltpolitik dar.
Mit einem Anteil von etwa 40
Prozent an der in Deutschland
insgesamt verbrauchten Energie
böten gerade die Raumheizung
und Warmwasserbereitung ein
enormes Energiesparpotenzial.
Hier habe man zwei Möglichkei-
ten, den Heizenergiebedarf deut-
lich zu senken und so die Stan-
dards für ein Niedrigenergie- oder
sogar Passivhaus zu erreichen:
zum einen mittels eines besseren
baulichen Wärmeschutzes, der
den Energiebedarf der Gebäude-
dauerhaft reduzieren kann wie die
Fassaden- und Fenstersanierung,

die Dach- und Kellerdeckendäm-
mung und andererseits mittels
moderner Heizungstechnik, die
Brennstoffe effektiver nutzt, wie
die Heizungssanierung durch
Niedertemperaturkessel, Brenn-
wertkessel oder Wärmepumpen.

Auch die regenerativen Ener-
giequellen bieten Hessel zufolge
Einsparpotenziale. Pelletsheizun-
gen im Keller und thermische So-
laranlagen auf dem Dach bewähr-
ten sich in immer mehr Familien-
häusern. Das schone langfristig die
Umwelt und den Geldbeutel. Ein
niedriger Energieverbrauch liege
auch im öffentlichen Interesse.
Der Staat fördere deshalb die
Maßnahmen für eine höhere Ener-
gieeffizienz an Neubauten und
dem Gebäudebestand. Zu nennen
seien hier vor allem das Marktan-
reizprogramm für erneuerbare En-
ergien, die wohnungswirtschaftli-
chen Programme und die Energie-
spar-Programme der KfW für Pri-
vate, für Unternehmen, Kommu-
nen und soziale Einrichtungen, der
seit Anfang 2009 verdoppelte
Steuerbonus für Handwerkslei-
stungen und das Bayerische Mo-
dernisierungsprogramm.

Die Maßnahmen zeigten be-
achtliche Erfolge, fuhr die Staats-
sekretärin fort: So sei der durch-
schnittliche Wärmebedarf über
den gesamten Gebäudebestand in
den vergangenen 20 Jahren um
rund ein Drittel gesunken. Der
Freistaat sei bundesweit deutlich
führend bei der Nutzung erneuer-
barer Energien zur Wärmeversor-
gung von Gebäuden mittels So-
larkollektoren und Wärmepum-
pen. Jeweils gut ein Drittel dieser
in Deutschland installiertenAnla-
gen stehe in Bayern.

Überzeugendes Know-how

Hessel zufolge zeigt dies ganz
deutlich, „dass die bayerischen
Unternehmerinnen und Unter-
nehmer über überzeugende Tech-
niken, pfiffige Lösungen und raf-
finierte Möglichkeiten für Neu-
bauten, aber auch um bestehende
Wohnungen zu sanieren, moder-
nisieren und renovieren, verfü-
gen“. Dieses Know-how sei
natürlich auch in Regionen ge-
fragt, in denen noch enormer
Nachholbedarf besteht. Dies gel-
te beispielsweise „für unsere aus-
ländischen Nachbarn im Süden
und im Osten“.

Um die bayerischen Bauwirt-
schaft in den kommenden Jahren
zu stabilisieren, seien staatliche Fi-
nanzierungs- und Förderinstru-
mente attraktive und wichtige An-
reizsysteme für Investitionen im
Bausektor. Kommunen könnten
die zur Verfügung stehenden
Freiräume nutzen; Banken und In-
vestoren seien aufgerufen, gezielt
Impulse zu setzen, so Bayerns Fi-
nanzstaatssekretär Franz Josef
Pschierer abschließend. DK
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Sparkassen-Finanzgruppe
Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.

Mit LBS-Bausparen wird
aus „Wohn-Riester“
Ihr eigenes Zuhause!
Der Staat hilft Ihnen dabei, Ihren Traum von
den eigenen vier Wänden zu verwirklichen.
Sichern Sie sich attraktive Zulagen und ggf.
eine erhebliche Steuerersparnis, Jahr für Jahr!*
Ihr Berater in Ihrer Sparkasse oder
LBS-Geschäftsstelle sagt Ihnen wie’s
geht und wie viel für Sie drin ist.
Sie werden sehen: Es lohnt sich für Sie!
*Es gelten Fördervoraussetzungen.

Sparkassen durchleuchten
den Immobilienmarkt

Pressekonferenz des Sparkassenverbandes Bayern, der Sparkassen-
Immobilien-Vermittlungs-GmbH und der LBS Bayern

Wohneigentum hat durch die Finanzkrise wieder stark an Stel-
lenwert gewonnen, sei es für Eigennutzer oder für Kapitalanle-
ger. Vier von fünf Bundesbürgern möchten im eigenen Zuhause
leben, weil Wohneigentum nicht nur mehr Lebensqualität bietet,
sondern auch eine sichere Form derAltersvorsorge darstellt. Ei-
ne Rolle spielt dabei, dass viele Leute eine Geldentwertung
fürchten wegen der Liquiditätsflut, der extrem niedrigen Leit-
zinsen und der hohen Staatsschulden.

Experten gehen längerfristig
von einer höheren Inflation aus.
In diesem Umfeld, so erläuterte
Franz Wirnhier, Sprecher der
Geschäftsleitung der LBS Baye-
rische Landesbausparkasse, an-
lässlich der gemeinsamen Pres-
sekonferenz des Sparkassenver-
bandes Bayern, der Sparkassen-
Immobilien-Vermittlungs-
GmbH und der LBS Bayern, gilt
Wohneigentum als wertstabile,
inflationssichere Investition. Er-
leichtert werden solche Investi-
tionen durch die anhaltend nied-
rigen Zinsen für Baukredite und
die noch relativ günstigen Bau-
und Kaufpreise.

Mehr Baufreigaben

Diese positiven Gegebenhei-
ten scheinen sogar im Neubau
anzukommen, denn erstmals in
diesem Jahrtausend haben 2009
die Eigenheim-Genehmigungen
in Bayern mit 18.168 bewilligten
Ein- und Zweifamilienhäusern
(+ 6,3 Prozent) ohne politisch
bedingte Sonderfaktoren zuge-
legt. Nimmt man die Mehrfami-
lienhäuser mit 13.453 Einheiten
(- 1,4 Prozent) hinzu, erhiel-
ten im vergangenen Jahr in Bay-
ern 312.621 Wohnungen in neu-
en Gebäuden die Baufreigabe
(+ 2,9 Prozent).

Am stärksten legten Nieder-
bayern (+ 19,8 Prozent) und die
Oberpfalz (+ 17,7 Prozent) zu.
Auch Mittelfranken (+ 9 Pro-
zent) und Oberfranken (+ 11
Prozent) hatten Zuwächse. Wäh-
rend Unterfranken noch ein Plus
von 2,9 Prozent verzeichnete,
war die Entwicklung in Ober-
bayern (- 1,7 Prozent) und
Schwaben (- 8,5 Prozent) rück-
läufig. Alles in allem aber sieht
man bei den Experten der Spar-
kassen-Finanzgruppe „Anzei-
chen für ein Frühlingserwachen
des Neubaus“.

Großer Nachholbedarf

Diese Entwicklung sei auch
dringend nötig, hieß es, denn
nach Berechnungen des For-
schungsinstituts empirica hat
sich in Bayern bis zum Jahr 2007
schon ein Nachholbedarf von et-
wa 266.000 Wohnungen aufge-
staut. Nach dieser Untersuchung
werden im Freistaat in den 20
Jahren zwischen 2007 und 2027
fast 500.000 zusätzliche Woh-
nungen nachgefragt. Das sind
24.000 pro Jahr. Rechnet man ei-
nen Jährlichen Ersatzbedarf von
0,3 Prozent des Wohnungsbe-
standes hinzu, dann ergibt sich –
bei konstanter Leerstandsquote –
ein Neubaubedarf von 883.000
Wohnungen. Jedes Jahr müssten
also 42.000 neue Wohnungen
entstehen, um der künftigen
Nachfrage gerecht zu werden.
2009 hat es aber gerade einmal
27.466 Fertigstellungen gege-
ben.

Bayernweit werden jährlich
34 neue Wohnungen pro 10.000

Einwohner nachgefragt. Weit
überdurchschnittlich ist der Neu-
baubedarf in den kreisfreien
Städten Landshut, Ingolstadt,
Fürth, München und Schwabach
sowie in den Landkreisen Er-
ding, Landsberg, Freising, Mün-
chen und Ebersberg. Der gering-
ste Neubaubedarf besteht in den
Landkreisen Kronach, Rhön-
Grabfeld, Hof, Schweinfurt und
Tirschenreuth. Zwei Drittel des
Zusatzbedarfs entfallen auf
Wohnungen in Ein- und Zweifa-
milienhäusern.

Für den zusätzlichen Bedarf
gibt es mehrere Gründe. So
wächst in Bayern die Bevölke-
rung noch, und zwar bis 2007
um ein Prozent oder 125 000
Bürger pro Jahr. Entscheidender
aber ist die steigende Zahl der
Haushalte. Sie wird sich laut em-
pirica bis 2027 um 7 Prozent
oder 426 000 Einheiten er-
höhen. Verantwortlich dafür sind
die zunehmende Zahl der
Singles und die demographische
Entwicklung der Bevölkerung.
Die Haushalte werden kleiner
und älter. Hinzu kommen höhere
Qualitätsansprüche an die Woh-
nungen. Wirnhier: „In Bayern
existiert also noch auf lange
Sicht ein hoher Bedarf an Woh-
nungsneubau.

Lohnende Aufmerksamkeit

Die Immobilienexperten sind
der Ansicht, dass es sich für die
Politik lohnen würde, dem Im-
mobilienmarkt wieder mehr Auf-
merksamkeit zu widmen. Eine
aktive Wohnungspolitik böte
Chancen gerade angesichts der
angespannten Haushaltslage,
weil von geeigneten fiskalischen
Anreizen das Wirtschaftswachs-
tum und damit die Steuereinnah-
men nachhaltig profitieren wür-
den. Verbesserte Abschreibungs-
möglichkeiten (degressive Afa)
und direkte Zuschüsse würden, so
die Experten, die Investitions-
tätigkeit schnell und kräftig beflü-
geln. Das wiederum würde Ar-
beitsplätze und Einkommen in
der heimischen Wirtschaft si-
chern und auch neu schaffen, was
wiederum die Konsumnachfrage
stärken und für ein höheres Steu-
eraufkommen sorgen würde.

Umfangreiche
Investitionspotenziale

Aber nach Ansicht der Exper-
ten der Sparkassen-Finanzgrup-
pe gibt es nicht nur im Neubau,
sondern auch im Wohnungsbe-
stand umfangreiche Investitions-
potenziale, dies allein schon
durch energetische Sanierungen
und Optimierungen. In Bayern
ließen sich nach deren Meinung
auf diese Weise Investitionen in
einer Größenordnung von rund
100 Milliarden Euro mobilisie-
ren. Als Beispiel für einen sol-
chen Impuls nannte Wirnhier das
Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG), das einen Fotovoltaik-

Boom ausgelöst hat. Direkt
wirksame staatliche Zuschüsse
und Steuervorteile fänden bei
den Bürgern mehr Anklang als
etwa zinsvergünstigte KfW-Kre-
dite, stellte er fest.

Sehr erfolgreich am Altersvor-
sorge-Markt etabliert hat sich die
vor zwei Jahren zugelassene
Wohn-Riester-Förderung, deren
Nutzen sich beim Bausparen auf
einen Vorteil von bis zu 50 000
Euro summieren kann. Seit dem
1. Januar 2010 sind die Möglich-
keiten sogar noch größer, denn
jetzt können Guthaben auf Rie-
ster-Verträgen, die vor 2008 ab-
geschlossen wurden, zu 100 Pro-
zent für den Bau oder Kauf
selbst genutzten Wohneigentums
entnommen werden.

Günstige Zinsen
für Baukredite

Auf die derzeit besonders gün-
stigen Zinsen für Baukredite
wies Rudolf Faltermeier, Vize-
präsident des Sparkassenverban-
des Bayern, hin. Nach seiner
Darstellung liegen in diesem
Frühjahr die Bauzinsen auf ei-
nem historisch niedrigen Ni-
veau. Aktuell betrag zum Bei-
spiel der Effektivzins für Hypo-
thekenkredite guter Bonität mit
zehnjähriger Zinsbindung zwi-
schen 3,85 und 4,40 Prozent. Im
Bereich der fünfjährigen Zins-
bindung werden Sätze zwischen
2,90 und 3,5 Prozent vereinbart.
Die niedrigsten Werte ergeben
sich bei Darlehen ohne Sonder-
tilgungsmöglichkeiten. Dabei, so
Faltermeier, seien regionale
Schwankungen normal. Ein ein-
heitlicher bayerischer oder deut-
scher Bauzins existiere nicht.

Sinkende Umsätze

Paul Fraunholz, seit 1. April
als Nachfolger von Oliver Gerst-
ner, der in die Geschäftsleitung
der LBS wechselt, Sprecher der
Geschäftsführung der Sparkas-
sen-Immobilien-Vermittlungsge-
sellschaft („Sparkassen-Immo“)
berichtete, dass seit dem Rekord-
jahr 2007 die Immobilienumsät-
ze in Bayern in großen Schritten
wieder zurückgehen und zwar
2008 um 11 Prozent und 2009
um 10 Prozent auf dann 26 Mil-
liarden Euro, was ein eher durch-
schnittliches Volumen sei.

Ursache für den Rückgang sei-
en geringere Umsätze bei ge-
werblichen Immobilien und
deutliche geringere Umsätze in-
ternationaler Investoren. Das
Geschäft mit Wohnimmobilien
wie Eigentumswohnungen, Ein-
familien-, Doppel- und Reihen-
häusern sowie Wohnbaugrund-
stücken entwickelte sich dage-
gen sehr stabil bis positiv.

Die stärksten Schwankungen
gab es in Teilen von Oberbayern
sowie in der Stadt und im Land-
kreis München. Von den 2,9 Mil-
liarden Euro Umsatzrückgang
am bayerischen Immobilien-
markt entfielen auf die Stadt
München und den Landkreis
München allein 1,9 Milliarden
Euro. Dort hat sich der Markt
wider auf dem Niveau von 2005
konsolidiert. Andererseits entfiel
auf die Region München fast ein
Drittel des bayerischen Immobi-
lienumsatzes.

Rückgänge in den
Regierungsbezirken

In Bayern verzeichneten 2009
alle Regierungsbezirke Umsatz-
rückgänge, allerdings in ganz
unterschiedlicher Höhe: Nahezu
stabil war die Oberpfalz mit
-0,4 Prozent. Einstelliger Rück-
gänge verzeichneten Mittelfran-

ken (-6 Prozent) sowie Schwa-
ben und Niederbayern (jeweils
-19 Prozent). Zweistellig waren
die Immobilienumsätze rückläu-
fig in Oberbayern (-11 Prozent)
sowie in Ober- und Unterfranken
(jeweils -13 Prozent). Den stärk-
sten Umsatzrückgang verzeich-
neten Stadt und Landkreis Mün-
chen mit einem Minus von ins-
gesamt 19 Prozent.

Trotz dieser Schwankungen er-
zielte die Sparkassen-Immo ihr
bestes Ergebnis seit mehr als zehn
Jahren. 2009 vermittelten LBS
und Sparkassen 9630 Häuser,
Wohnungen und Grundstück im
Wert von 1,35 Milliarden Euro
(+15 Prozent). Dazu trugen die
Sparkassen zu 89 Prozent bei.
Fraunholz: „Die Sparkassen-Fi-
nanzgruppe ist absolut führend
bei der wohnwirtschaftlichen Im-
mobilienvermittlung. Die Spar-
kassen-Immo ist Bayerns größtes
Maklerunternehmen.“

Vorzüge neu entdeckt

Nach Darstellung der Exper-
ten der Sparkassen-Finanzgrup-
pe haben Kapitalanleger die Vor-
züge von Wohnimmobilien neu
entdeckt. Im vergangenen Jahr
habe es sogar einen kleinen
Nachfrageboom gegeben. Ver-
mietete Wohnimmobilien böten
derzeit im Vergleich zu anderen
Anlageformen durchaus attrakti-
ve Renditen. Bei gebrauchten
Häusern und größeren Eigen-
tumswohnungen mit drei oder
vier Zimmern übersteige die
Nachfrage das Angebot. Bei
Baugrundstücken und Zwei-
Zimmer-Eigentumswohnungen
sind Angebot und Nachfrage
ausgewogen. Ein Überangebot
herrscht noch immer an Ein-
Zimmer-Eigentumswohnungen.
Der Schwerpunkt des Maklerge-
schäftes liegt nach wie vor ganz

klar bei Immobilien aus zweiter
Hand.

Das Preisniveau für Wohnim-
mobilien in Deutschland gilt
nach Aussagen der Sparkassen-
Immo im internationalen Ver-
gleich noch immer als moderat
und auch als sehr realistisch, da
es in den vergangenen Jahren in
Deutschland keine Immobilien-
blase gegeben habe.

Für gebrauchte Häuser – Ein-
und Zweifamilienhäuser, Dop-
pelhaushälften und Reihenhäu-
ser – haben die Preise etwas an-
gezogen. Im Landesdurchschnitt
waren dafür 181.000 Euro (+ 2
Prozent) zu zahlen. Der durch-
schnittliche Preis für gebrauchte
Eigentumswohnungen lag mit
97.500 Euro um 5,5 Prozent
höher als ein Jahr zuvor. Starke
Abweichungen gab es bei neu
gebauten Häusern und Wohnun-
gen. Mit 305.000 Euro lagen die
Preise im Durchschnitt um 10
Prozent höher als im Vorjahr.
Seit vielen Jahren rückläufig
sind die Durchschnittspreise für
neu gebaute Eigentumswohnun-
gen. Mit 194.000 Euro kosteten
sie 16 Prozent weniger.

Bezahlbarkeit

Die genannten landesweiten
Durchschnittspreise (die eher
statistischen Vergleichen die-
nen) können in einzelnen Re-
gionen ganz erheblich abwei-
chen. Das Forschungsinstitut
empirica hat zur Bezahlbarkeit
von Wohneigentum die Ein-
kommensdaten der einzelnen
Landkreise mit den Preisen für
Einfamilienhäuser verglichen.
Danach können sich bundesweit
in zwei von drei kreisfreien
Städten und in mehr als 90 Pro-
zent aller Landkreise Haushalte
mit einem durchschnittlichen
Einkommen ihren Immobilien-

wunsch erfüllen. In einer Reihe
ostdeutscher Landkreise genügt
bereits ein Drittel des durch-
schnittlichen Einkommens.

Aber auch Bayern hat etliche
Landkreise, in denen die Hälfte
des durchschnittlichen Einkom-
mens für den Immobilienerwerb
ausreicht. Dies sind Kronach,
Wunsiedel, Hof, Donau-Ries,
Tirschenreuth, Dillingen und Co-
burg. Teurer ist es dagegen im
Süden Bayerns. Um ein freiste-
hendes Einfamilienhaus bezah-
len zu können, muss über minde-
stens ein Drittel mehr als das
Durchschnittseinkommen verfü-
gen, wer in Starnberg, Augsburg
oder Erlangen kaufen will. Über
mindestens die Hälfte mehr als
ein Durchschnittsbürger muss
verdienen, wer in Bad Tölz-
Wolfratshausen oder Miesbach
kaufen will. Und wer sich in
Garmisch-Partenkirchen oder
München niederlassen will,
muss um 77 Prozent mehr als der
Durchschnittsverdiener nach
Hause bringen, also fast über das
Doppelte dessen Einkommens
verfügen.

Deutliche Zunahme
an Interessenten

2009 hat die Zahl der Immobi-
lien-Interessenten, die sich bei der
LBS oder den Sparkassen haben
vormerken lassen, kräftig zuge-
nommen. Heuer dürfte die Nach-
frage nach Wohnimmobilien um
20 Prozent steigen. Deshalb er-
warten die Experten der Sparkas-
sen-Finanzgruppe in diesem Jahr
erneut leicht steigende Umsätze,
zumal das Neubaugeschäft nach
jahrelanger Flaute wieder etwas
an Fahrt gewinnt. Mit leichten
Preissteigerungen insbesondere
bei gebrauchten Häusern und
größeren Eigentumswohnungen
sei zu rechnen. dhg

http://www.Laumer.de
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Urnenstelen … für eine kleine Ewigkeit

Die ganz große Vielfalt an
Urnenstelen und sinn-
vollem, innovativem
Zubehör im aktuellen
PAUL WOLFF-Katalog.

Jetzt Ihr persönliches
Exemplar sichern. Wir
informieren Sie gerne!

Telefon (0 21 61) 9 30 - 3
Telefax (0 21 61) 9 30 - 5 99
info@paulwolff.de
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Gestaltungsfreiheit durch das variable Platzieren auf Freiflächen.

3er- und 2er-Stelenanordung in Vollgranit „Juparaná India“.
Foto: Weiher

Urnenstelen in Germering:

Gestalterisch und in der
Menge flexibel einsetzbar

Im oberbayerischen Germering wird der Bestand an Urnenstelen
von Paul Wolff auf städtischen Friedhöfen kontinuierlich ausge-
baut. Etwa 20 neue Urnenkammern werden laut Umweltamt je-
des Jahr benötigt, Tendenz steigend. Die besondere Flexibilität
durch dasAufstellen von Urnenstelen überzeugt: keine hohenAn-
schaffungskosten, da sie nach Bedarf angeschafft werden und Ge-
staltungsfreiheit durch das variable Platzieren auf Freiflächen.

Auf den kommunalen Friedhö-
fen der 37.000 Einwohner zählen-
den Großen Kreisstadt spielen
klassische Strukturen keine große
Rolle. Das in unmittelbarer Nähe
zu München liegende Germering
ist sehr urban geprägt. So sind Fa-
miliengräber kaum mehr gefragt,
lediglich Einzelgräber werden neu
belegt. Bei Urnenbestattungen da-
gegen gibt es eine jährliche Stei-
gerung von etwa 60 Prozent. Die
Gründe liegen auf der Hand: ge-
ringere Kosten und kaum Pflege-
aufwand für Angehörige. So wur-
den seit 2003 in fünf Bauabschnit-
ten insgesamt 40 Stelen mit je-
weils vier Doppelkammern für
Überurnen aufgestellt.

Ein überzeugender Faktor für
das städtische Umweltamt, das
auch die Grünflächen der Fried-
höfe betreut, ist der betriebswirt-
schaftliche Faktor. Die Anschaf-
fungskosten sind in einem finanzi-
ell überschaubaren Rahmen, auch
weil man rasch auf den tatsächli-
chen Bedarf reagieren kann. Die
von Paul Wolff gelieferten Urnen-
stelen wurden vom Bauhof auf
das bauseits erstellte Fundament
gestellt – einfach zu handhaben
mittels eines Lkws mit Ladekran.
Auch verursacht die oberirdische
Urnenbeisetzung praktisch keine
Unterhaltskosten.

Besser noch als bei Urnen-
wandsystemen ist die individuelle
Gestaltung auch bei geringerem
Platzangebot sehr gut möglich. So
können je nach Form und Größe
der Friedhofsfreiflächen die Ur-
nenstelen durch die modulareAn-
ordnung entsprechend aufgestellt
und der Platz optimal ausgenutzt
werden. Durch unterschiedliche
Platzierungen der Stelen erhalten
die Plätze ihren besonderen Cha-
rakter und gliedern sich harmo-

nisch in das Landschaftsbild ein.
Regen Zuspruch bei den An-

gehörigen erfahren auch die von
einer ortsansässigen Schlosserei
gefertigten Halterungen seitlich
der Urnenkammern. Hier finden
Blumen in kleinen Gebinden,
Kerzen oder andere Beigaben
Platz. Die individuelle Zuordnung
hat auch einen pragmatischen
Aspekt. Das Ablegen von Grab-
schmuck auf dem Boden entfällt
weitgehend und das Friedhofsper-
sonal hat somit weniger Pflege-
aufwand.

Auch künftig setzt das Germe-
ringer Umweltamt auf die flexible
und ökonomische Lösung. Zwei
weitere Stellplätze mit jeweils 12
Stelen sind in Planung. Nicht nur
um eine einheitliche Gestaltung
zu bewahren, wird der gleiche
Lieferant wieder zum Zuge kom-
men. Urnenstelen von Paul Wolff
haben sich auf den Friedhöfen der
Stadt bewährt.

Zukunftsorientierte Urnengrabstätten aus Vollgranit:

Verbindung zwischen
Tradition und Moderne

So wie sich in der Gesellschaft Veränderungen ergeben, so wandeln
sich auch dem Zeitgeist entsprechend die Bestattungsformen. Nach-
haltigkeit und Erhalt der Kulturstätte Friedhof gehören daher zu
den bedeutsamenAufgaben von Friedhofsverantwortlichen.

Die bundesweit tätige Firma
Weiher aus Freiburg im Breis-
gau plant und baut zukunftsori-
entierte Urnengrabstätten, die
sich ganz individuell in das je-
weilige Friedhofsbild einpas-
sen. Diese tragen dazu bei, die
Akzeptanz des Friedhofes in
seiner traditionellen Form zu er-
halten und tragen gleichzeitig
der Mobilität der Gesellschaft
Rechnung. Darüber hinaus ver-
schaffen sie den Friedhofsver-
antwortlichen wirtschaftlich in-

Doch mit der jüngsten Friedhof-
serweiterung wollten die Verant-
wortlichen der Bevölkerung eine
weitere Möglichkeit in Form ei-
ner Urnenstelenanlage schaffen.

Mit dem Ergebnis der jüngsten
Friedhofserweiterung sind alle
Beteiligten sehr zufrieden. Lan-
genaltheim hat sich für den Bau
einer Weiher-Urnenstelenanlage
als filigrane Alternative zur Wei-
her-Urnenwand aus grauem
Vollgranit entschieden. Mit ihrer
Entscheidung für die Stelenanla-

Frage kommen kann. Das ausge-
klügelte Weiher-Würfelsystem
punktet unter anderem genau da-
mit, dass es trotz der räumlichen
Enge Platz für eine hohe Anzahl
Nischen bietet.

Mit dem Vor-Ort-Aufbau der
Weiher-Musterwand konnten sich
die Verantwortlichen einen ersten
Eindruck über Standort, Farbaus-
wahl und Größenverhältnis ihres
planerischen Konzeptes machen.
Das Weiher-Würfelsystem über-
zeugte die Friedhofsverantwort-
lichen, da es filigran und nicht
überladen am vorgesehenen Stan-
dort eingepasst werden konnte.
Die massiven Natursteinwürfel,
das nicht sichtbare Verschlusssy-
stem und die farblich harmoni-
sche Einpassung in das bestehen-
de Friedhofsbild riefen viel Lob
hervor.

Tobias Weiher: „Unsere spezi-
ellen Würfelsysteme aus 40 mal
40 mal 40 Zentimeter großen
Quadern sind extrem stabil, witte-
rungsbeständig, langlebig und in
modularer Bauweise für jedeAuf-
bauvariante geeignet. Im Gegen-
satz zu herkömmlichen Urnen-
wand- und Urnenstelenanlagen
basiert dieses Würfelsystem auf
der Kombination zweier Materia-
lien mit gleichem Ausdehnungs-
koeffizienten: das Weiher-Träger-
material Fortis-1010 auf den In-
nenseiten und Vollgranit auf den

Außenseiten. Durch die Verwen-
dung dieser speziellen Material-
kombination und der Ober-
flächenkonservierung mit Nano-
technologie halten die WEIHER-
Würfelsysteme garantiert über
Jahrzehnte hinweg jedem Wetter
stand.“

Auf kleinstem Raum wurde
auf dem Friedhof in Langenalt-
heim die Urnenstelenanlage er-
stellt. Ein Würfel bietet Platz
für die Aufnahme von zwei
Schmuckurnen oder alterna-
tiv bis zu vier Aschenkapseln.
„Der Anteil an Urnenbestat-
tungen nimmt auch in unserer
Gemeinde kontinuierlich zu. Ur-
nenerdgräber gehörten schon
längere Zeit zu den angebotenen
Bestattungsmöglichkeiten. Es ist
also nur eine Frage der Zeit, bis
sich die Möglichkeit zur Bestat-
tung in der Urnenstelenanlage in
der Bevölkerung durchgesetzt
hat“, so die Verantwortlichen der
Friedhofsverwaltung.

Ihr Resümee: „Mit der Firma
Weiher konnten wir unsere an-
fängliche Idee in einem sehr ge-
lungenen und eindrucksvollen
Stelenensemble auf dem Friedhof
in Langenaltheim realisieren. So-
wohl in der Planung des Projek-
tes, in der statischen Berechnung,
in der räumlichen Anordnung der
Stelenanlage als auch in der ge-
samten Ausführung der Arbeiten
sprechen wir der Firma Weiher
unser Lob aus. Ein gelungenes
Projekt, das unseren schön gestal-
teten Friedhof eindrucksvoll be-
reichert.“
Weitere Informationen unter:
www.friedhofskonzepte.com,
w w w. u r n e n s t e l e n . c o m ,
www.urnenwand.com

teressante Beisetzungsmöglich-
keiten.

Im Zuge der Friedhofserweite-
rung in Langenaltheim entschlos-
sen sich die Verantwortlichen des
gemeindeeigenen Friedhofs für
den Bau einer filigran anmuten-
den Weiher- Urnenstelenanlage in
Vollgranit.

Auf dem mit großen Rasen-
flächen und altem Baumbestand
gestalteten gemeindeeigenen
Friedhof der rund 2.400 Einwoh-
ner zählenden evangelischen Ge-
meinde Langenaltheim standen
bislang die Bestattungsmöglich-
keiten in Erdgräbern oder Ur-
nen-Erdgräbern zur Verfügung.

ge bewiesen die Verantwortli-
chen Sensibilität und Kreativität.
Denn das halbrunde, aus drei
Dreierstelen und zwei Zweier-
stelen angeordnete Ensemble aus
hellgrauem Vollgranit „Juparana
India“ mit 31 Urnennischen pas-
st sich optisch sehr harmonisch
in das bestehende Friedhofsbild
ein.

Auf der Suche nach geeigneten
Materialien und Möglichkeiten
war für die Friedhofsverantwortli-
chen schnell klar, dass für den nur
begrenzt zur Verfügung stehenden
Raum und die Ansprüche, die an
das Material gestellt werden, nur
das Würfelsystem von Weiher in

Tagung der Deutschen Bundesstiftung Umwelt:

Das Krematorium
der Zukunft

Auch auf dem Weg zur letzten Ruhe ist der Umweltschutz ein
Thema. Die seit Mai 1997 geltende Richtlinie des Vereins Deut-
scher Ingenieure (VDI) „Emissionsminderung Einäscherungs-
anlagen“ für Krematorien in Deutschland etwa trifft Aussagen
zu Emissionsgrenzwerten von Feuerbestattungsanlagen. Unter
anderem wegen der zunehmenden Privatisierung von Krema-
torien überarbeiten Fachleute die Richtlinie zurzeit unter tech-
nisch-wirtschaftlichen und ethischen Gesichtspunkten.

Die Deutsche Bundesstiftung
Umwelt (DBU) hat in den ver-
gangenen Jahren Projekte geför-
dert, die sich mit verbesserten
Verbrennungsprozessen bzw. mit
Möglichkeiten und Auswirkun-
gen der Temperaturabsenkung bei
der Einäscherung in Krematorien
befassten. Das Ziel: Die Umwelt
zu entlasten, zum Beispiel mittels
einer Kohlendioxideinsparung
von bis zu zehn Kilogramm je
Einäscherung. Die Ergebnis-
se wurden während der Tagung
„Krematorium. Technische und
betriebswirtschaftliche Tenden-
zen“ im Zentrum für Umwelt-

kommunikation der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt in Os-
nabrück vorgestellt.

Ziel war es hierbei, aktuelle
Tendenzen für die Gestaltung von
Krematorien aufzuzeigen, wo-
bei neben verfahrens- und pro-
zesstechnischen Aspekten auch
die Möglichkeiten der räumli-
chen Gestaltung unter besonde-
rer Berücksichtigung ethischer
Grundregeln behandelt wurden.

Ein Ergebnis der Tagung ist,
dass die in Deutschland zur Verfü-
gung stehenden verfahrenstechni-
schen Systeme geeignet sind,
höchsten umwelttechnischen
Standards zu genügen. Dies wur-
de, insbesondere im Vergleich zu
den europäischen Nachbarn,
durch den Generalsekretär des
ICF (International Cremation Fe-
deration) in der Diskussion be-
stätigt. Dennoch konnten weiter-
führende Entwicklungen aufge-
zeigt werden, die zum Ziel haben,
den Energieeinsatz weiter zu sen-
ken und damit zur CO2–Reduzie-
rung beizutragen.

Weiteres Resultat: Der Wettbe-
werb zwischen den Krematorien
in Deutschland führt zu einer Ver-
besserung des Qualitätsstandards.
So stellen sich private wie kom-
munale Krematoriumsbetreiber
mittlerweile gängigen Prüf- und
Zertifizierungsverfahren, wie bei-
spielsweise Güte- und Prüfbe-
stimmungen des Deutschen Insti-
tuts für Gütesicherung und Kenn-
zeichnung e.V., des Bundesver-
bandes Deutscher Bestatter e.V.
(Markenzeichen Krematorium)
sowie desArbeitskreises kommu-
naler Krematorien im Deutschen
Städtetag. Die Umsetzung der
Prüfverfahren lässt künftig eine
verbesserte Transparenz erwar-

ten, die eine wichtige Vorausset-
zung ist, negativen Einzelfällen,
wie Zahngoldentnahme oder
Müllverbrennung im Sarg wir-
kungsvoll zu begegnen. Mit die-
sen Qualitätsstandards rückt der
respektvolle und würdige Um-
gang mit Verstorbenen in den
Mittelpunkt der Kremationsab-
läufe.

Anhand vorgestellter Beispiele
aus der Praxis sowie in der Pla-
nung befindlicher Anlagen zeich-
net sich ein klarer Trend von der
„technisch geprägten Einäsche-
rungsanlage“ hin zu einem „Ort
des Abschieds“ ab. Dies stellt
neue Anforderungen an das
Raumkonzept von Krematorien,
das für die jeweilige Trauerge-
meinde Optionen wie Trauer-
und Kondolenzräume vorsehen
sollte. Gerade der Blick über die
Grenzen nach den Niederlanden
hat gezeigt, dass dort der „Weg
zu mehr Gefühl“ bereits erfolg-
reich eingeschlagen wurde. DK

Ingolstadt:

Urnenbeisetzungen
nehmen zu

Ein Bericht der städtischen
Verwaltung über die Entwick-
lung des Bestattungswesens in
Ingolstadt zeigt, dass bei der In-
anspruchnahme von Leistungen
des Bestattungsamts die Bürger
konsequent die kostengünstige-
ren Grabarten und Bestattungs-
möglichkeiten wählten. Zwar
werden nach wie vor auch teure-
re Grabarten nachgefragt, aber
nicht in einem solchen Maß,
dass dieser Entwicklung merk-
lich entgegengewirkt würde.

Auch die Benutzung der Bestat-
tungseinrichtungen wird dabei oft
auf das absolut notwendige Min-
destmaß beschränkt (z. B. Verzicht
auf Benutzung der Aussegnungs-
halle; nur einfache Urnenbeiset-
zung). Dies sei auchAusfluss einer
sich verändernden Bestattungskul-
tur, in der die Art und Qualität der
Bestattung als Ausdruck der Per-
sönlichkeitdesVerstorbenenanBe-
deutung verliert.

Besonders augenfällig ist dies
dem Bericht zufolge auch bei der
Verlängerung von Grabrechten:
Trotz gestiegener Beerdigungs-
zahlen und der damit verbundenen
Grabrechtsvergaben aufgrund der
Mindestruhefristen ging die Zahl
der vergebenen Grabrechte erneut
zurück.

Immer mehr Nutzungsberech-
tigte verlängern das Grabnutzungs-
recht nicht über die Mindestruhe-
frist hinaus bzw. verlängern ablau-
fende Nutzungsrechte nur mehr für
wesentlich kürzere Zeiträume (bis
hin zu einer regelmäßigen jährli-
chen Verlängerung um jeweils nur
ein weiteres Jahr). KI

http://www.paulwolff.de
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 9911-10, Fax: 09453 9911-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de

Henne-Unimog GmbH Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 08912 06-6100, Fax: 08912 06-6127, E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach, Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG Werner-von-Siemens-Str.10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360, Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de

KLMV Kommunal- und Baumaschinenvertrieb GmbH Robert-Bosch-Str.1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 9511-0, Fax: 09286 9511-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de
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Große Leistung.
Kleine Raten.
Flexible Finanzierungen, genau auf Ihre Bedürfnisse abgestimmt: Wir
bieten Ihnen wirtschaftlich effiziente Finanzierungs- und Leasingmodelle,
individuell zugeschnitten auf Ihren Bedarf. Damit Sie bei der Anschaffung
eines Unimog genauso flexibel handeln können, wie beim Einsatz Ihres
neuen Unimog auf und abseits der Straße. Mehr bewegen. Der Unimog.

Mercedes Benz Unimog:

Feuerwehrpremiere
für den Unimog U20
Der kompakte, geländegängige und wendige Feuerwehr-Uni-

mog U20 erfüllt DIN 14530-18 und ist damit förderfähig durch
Landesmittel je nach Bundesland für Freiwillige Feuerwehren.

Die Besondere Eignung des
U20 liegt in seiner enormen Wen-
digkeit (Radstand 2,7 m, Wende-
kreis 12,6 m) und seinen Fahrei-
genschaften auf schwierigem Ter-
rain. Das erlauben ihm die großen
Böschungswinkel von 30 Grad
hinten und 27 Grad vorn sowie
die Portalachsen. Der neue Feuer-
wehr-Unimog verfügt über Diffe-
renzialsperren vorn und hinten so-
wie permanenten Allradantrieb.
Eigenschaften, die den U20 mit
einem zulässigen Gesamtgewicht
von 9,3 t auch für den Waldbrand-
einsatz bestens eignen.

Brandbekämpfung

Der Aufbau stammt von der
Albert Ziegler GmbH. Unmittel-
bar hinter dem serienmäßigen
Fahrerhaus ist der 2.500 Liter
fassende Wassertank, dahinter
der Gerätekoffer mit der feuer-
wehrtechnischen Beladung plat-
ziert. Die vom Fahrzeugmotor
angetriebene Feuerlöschkreisel-
pumpe (Nennleistung 1.000
l/min bei 10 bar, maximal 1.800
l/min bei 8 bar), Schnellangriff-
seinrichtung sowie die Schaum-
zumischung bilden die wesentli-
chen Elemente der Löscheinrich-
tung des Premierenfahrzeuges.

Der kurze Radstand von 2,7 m

ist die Basis für überragende
Handlichkeit. Der Wendekreis
(12,6m) liegt auf dem Niveau
kompakter Transporter und mitt-
lerer PKW und ist kleiner als bei
jedem Allrad-LKW. Mit einer
Motorleistung von 130 kW (177
PS) aus dem Vierzylinder-Tur-
bodiesel OM 904 LA mit 4,25 l
Hubraum bietet der Unimog
U20 ansehnliche Kraftreserven.

Insgesamt werden drei Uni-
mog-Baureihen angeboten - alle
auch mitAufbauten für die Feuer-
wehr. Neben dem U 20 - 7,5 t bis
9,3 t zGG - sind dies die Baurei-
hen U300 - U500 sowie der
hochgeländegängige U4000 bzw.
U5000.

Die Fahrzeuge der Baureihe
U300 bis U500 sind als gelän-
degängige Geräteträger hauptsäch-
lich im Arbeitseinsatz bei Einrich-
tungen des Öffentlichen Dienstes,
bei kommunalen Lohnunterneh-
men, in der Bau- und Energiewirt-
schaft sowie im innerbetrieblichen
Transport und im 2-Wege-Einsatz
(Straße bzw. Schiene) anzutreffen.
Haupt-Einsatzgebiete der Uni-
mogs finden sich bei der Feuer-
wehr in der Waldbrand-Bekämp-
fung, im Katastrophenschutz, im
Expeditionseinsatz sowie bei Ser-
vice- und Wartungsarbeiten in
schwer zugänglichem Gelände.

Der Unimog U20 als Feuerwehrfahrzeug.

Smart Center München stellt Spezialfahrzeuge vor:

Smart für jeden Einsatz
Das smart Center München präsentierte unter dem Motto „ein
smart für alle Fälle“ am 30. März bei der Henne-Unimog in
Heimstetten und am 08. April im smart center München die
smart fortwo Spezialfahrzeuge.

Ob mit Blaulicht im Polizeiein-
satz, signalrot im Dienst der Feu-
erwehr, ob als gelb-schwarz ka-
rierter Follow-me an Flughäfen,
als wendiges Abfallsammelfahr-
zeug in orange oder als Fahrzeug
für das Ordnungsamt - smart bie-
tet mit dem fortwo unzählige
Möglichkeiten. Das smart Center
München stellte bei sich und der
Henne-Unimog in Heimstetten
die praktischen und umweltbe-
wussten Spezialfahrzeuge aus der
Nähe vor.

1999 wurde der erste smart in

den Dienst der guten Sache ge-
stellt. Mit einem signalroten Feu-
erwehr smart fortwo begann die
Erfolgsgeschichte der smart Spe-
zialfahrzeuge. Ihre besonderen
Vorteile: Wirtschaftlichkeit, kom-
pakte Größe und damit hohe
Wendigkeit sowie Umweltver-
träglichkeit. Diese Vorteile spielt
der smart fortwo heute ebenso im
Polizeialltag wie im Flughafenbe-
trieb aus. Mit dem großem Innen-
raum bei kleinsten Außenmaßen
bietet sich der ultrakompakte
smart fortwo zudem als First Res-

ponder an. Mit ihm haben Ret-
tungskräfte ausreichend Platz für
alle wichtigen Hilfsmittel und
kommen schnellstmöglich zu
ihren Patienten - weil im Ernstfall
Sekunden entscheiden.

Wendiger Dienstwagen

Neben den auffallenden Spezi-
alfahrzeugen überzeugt der smart
fortwo durch eine Vielzahl an
Möglichkeiten auch für alle ande-
ren Einsatzzwecke der öffentli-
chen Hand - sei es als Fahrzeug
für die Ordnungsämter, für einfa-
che Botenfahrten oder als wendi-
ger Dienstwagen.

Ein wichtiges Argument für die

Aufnahme des smart fortwo in
den Fuhrpark sind - für Kommu-
nen heute wichtiger denn je - fi-
nanzielleAspekte. Denn der smart
ist und bleibt in der Gesamtko-
stenbetrachtung eines der günstig-
sten Autos auf dem deutschen
Markt. Zahlreiche, unabhängige
Untersuchungen haben den smart
fortwo wiederholt als Spar-Sieger
bestätigt.

Wer smart fortwo fährt, fährt
nicht nur günstig, sondern auch
umweltbewusst.VonAnfang an ist
smart dem Prinzip der Nachhaltig-
keit verpflichtet - dazu gehören
umweltfreundliche Autos mit al-
ternativenAntriebskonzepten. Der
smart fortwo micro hybrid drive
(mhd) mit Start-Stopp-Generator
bietet in diesem Sinn Fortschritt
auf vier Rädern, der vom Öko-
Trend Institut für Umweltfor-
schung mit dem Auto-Umwelt-
Zertifikat ausgezeichnet wurde.

Fendt auf der BAUMA 2010 in München:

Traktoren für
alle Arbeiten

Professionelle Einsätze verlangen modernste Fahrzeug-Techno-
logien. Wachsende Betriebsstundenzahlen sind dabei ebenso
entscheidend wie zeit- und kostensparende Arbeitskombinatio-
nen. Geradezu prädestiniert für anspruchsvolle Einsätze in der
Bauwirtschaft und beim Transport sowie für Mäh- und Pflege-
arbeiten sind die Vario-Traktoren von Fendt. Im Leistungsbe-
reich von 70 bis 360 PS bieten sie höchste Vielseitigkeit, niedrige
Verbrauchswerte sowie lange Wartungsintervalle für eine über-
ragende Wirtschaftlichkeit.

Seit mehr als 30 Jahren bietet
Fendt gemeinsam mit namhaften
Geräteherstellern Komplettlösun-
gen für den gesamten ISU-Be-
reich (Intelligente Lösungen für
Industrie, Straße und Umwelt).
„Mit Fendt erwirbt der Kunde da-
her in Zusammenarbeit mit dem
Vertriebspartner nicht nur ein Trä-
gerfahrzeug, sondern eine lei-
stungsstarke Gerätekombination,
mit der er seine ganz speziellen
Aufgaben zu 100 Prozent und vor
allem äußerst wirtschaftlich erle-
digen kann“, erklärt der Sprecher
der Fendt-Geschäftsführung Pe-
ter-Josef Paffen. Fendt bietet zu-
dem ein Beratungskonzept für in-
dividuelle Problemlösungen. Egal
ob für Bauunternehmen, Kommu-
nen, Einsätze im Bioenergiesektor
oder andere Spezialeinsätze -
Fendt hat eine Lösung.

Der Schlüssel zum Durchbruch

der Fendt-Traktoren im ISU-Be-
reich war eindeutig die Einführung
des Vario-Getriebes im Jahr
1995“, ist Paffen überzeugt. Mit
der stufenlos variablen Geschwin-
digkeit können Leistungsreserven
genutzt werden, die weder Syn-
chron- noch modernen Lastschalt-
getrieben zugänglich sind.

Mit Vario fährt man bei jeder
speziellen Arbeit in der richtigen
Arbeitsgeschwindigkeit - von 20
Metern pro Stunde bis zu 60 Kilo-
metern pro Stunde. Damit werden
in den Zwischenbereichen verbor-
gene Leistungsreserven mobili-
siert und ein Kraftfluss ohne Un-
terbrechung ermöglicht. Im Ver-
gleich zu hydrostatischen Antrie-
ben wird mit dem Vario-Getriebe
zudem ein wesentlich höherer
Wirkungsgrad erzielt. „Die Ge-
samtwirtschaftlichkeit eines Fahr-
zeuges ist entscheidend. Mit unse-

ren Traktoren gelingt es niedrigste
Kosten pro Betriebsstunde zu er-
zielen. Die Höchstgeschwindig-
keit wird bereits bei deutlich redu-
zierter Motordrehzahl erreicht -
die Basis für niedrigen Kraftstoff-
verbrauch“, erklärt Paffen.

Die andere entscheidende
Komponente, die Vario-Trakto-
ren so wirtschaftlich macht, sind
hocheffiziente Motoren mit kom-
promissloser Leistungs- und Ver-
brauchsauslegung. So auch beim
neuen 800 Vario, der mit der er-
sten SCR-Motorentechnologie
ausgestattet ist und damit schon
ein Jahr vor der gesetzlichen Ein-
führung die Abgasnorm der Stufe
3b erfüllt. Die Mehrleistung eines
Vario resultiert zudem aus der
Tatsache, dass der Motor immer
im wirtschaftlichen Optimum be-
trieben werden kann. Die Kraft-
stoffkosten sind mit bis zu 60
Prozent der größte Kostenfaktor,
bezogen auf die Nutzungsdauer.
Bei den Kraftstoffkosten ent-
scheidet sich daher die Kosten-
führerschaft.

Hohe Nutzlasten

Die bei Fendt serienmäßig ho-
hen Achslasten ermöglichen im
außerlandwirtschaftlichen Be-
reich hohe Nutzlasten für schwere
Gerätekombinationen. So können
beispielsweise Tandemmähgeräte
ohne Probleme schon ab dem 414
Vario mit 140 PS angebaut und
bedient werden. Durch das gerin-
ge Leistungsgewicht, welches

beim 415 Vario beispielsweise 35
kg/PS beträgt, werden der Kraft-
stoffverbrauch weiter optimiert
und hohe Nutzlasten ermöglicht.

Wirtschaftliches Optimum

Damit der Kunde sich optimal
auf seine Arbeit konzentrieren
kann ist ein perfekter Bedienkom-
fort unerlässlich. Mit dem Vario-
center und den Teach-in Funktio-
nen VariotronicTI wird es dem
Fahrer ermöglicht immer im wirt-
schaftlichen Optimum zu fahren
und zudem seineArbeit perfekt zu
erledigen - ohne Ermüdungser-
scheinungen. Bei komplexen An-
baulösungen vereinfacht TMS die
Arbeit erheblich - der Fahrer steu-
ert den Traktor bequem über das
Fahrpedal und hat so die Hände
frei für die Bedienung derArbeits-
geräte.

Alle Fendt-Traktoren ab dem
Baujahr 1995 sind zudem unein-
geschränkt RME tauglich. Für
den Einsatz von Raps-Methyl-
Esther nach DIN EN 14214 gibt
es bei Fendt serienmäßig volle
Herstellergarantie - es ist weder
eine Umrüstung noch eine Zu-
satzversicherung erforderlich.

Fendt bietet für den professio-
nellen Einsatz ein hochwertiges
Zusatzgeräteprogramm, wie bei-
spielsweise den Frontlader Fendt-
Cargo - optimal auf die Vario-
Traktoren abgestimmt. Doch
nicht nur aus dem eigenen Hause,
auch Zusatzgeräte namhafter Her-
steller sind entscheidend für opti-

male Gerätekombinationen. Alle
Anbaugeräte werden bei Fendt in-
tensiv geprüft, so dass das Kom-
plettpaket optimal aufeinander ab-
gestimmt ist.

Serviceangebot

Um für jeden Kunden das Opti-
male zu erreichen, bietet Fendt
neben individuellen Kunden-

vorführungen ein umfangreiches
Serviceangebot. Von der Finan-
zierung über Serviceverträge bis
hin zu Mietpaketen, für jede spe-
zielle Anforderung hat Fendt die
passende Lösung. „Kein Bauma-
schinenhersteller verfügt über ein
so dichtes Servicenetz, wie wir es
bieten. In Deutschland haben wir
rund 680 Servicestützpunkte und
europaweit über 1.400.“
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Genossenschaftsverband-Präsident Stephan Götzl:

Großes Potenzial bei
kommunaler Zusammenarbeit

Gründungsboom in Bayern
Umsätze im Waren- und Dienstleistungsgeschäft auch im Krisenjahr stabil

Für die Genossenschaft als Unternehmensform sieht der Genos-
senschaftsverband Bayern, wie sein Präsident Stephan Götzl vor
der Presse betonte, ein großes Potenzial beim Thema „Kommu-
nale Zusammenarbeit“. Die genossenschaftliche Unternehmens-
form habe sich nämlich gerade in Krisenzeiten sehr bewährt.
Dass bewiesen nicht nur die 834 bayerischen Waren- und Dienst-
leistungsgenossenschaften, deren Gesamtumsatz 2009 mit
knapp 10,5 Milliarden Euro nahezu stabil geblieben sei, sondern
das zeige sich auch an der stark gewachsenen Zahl von 48 Ge-
nossenschaftsgründungen in Bayern.

Die Kommunen in Bayern
(und nicht nur hier) stehen, so
Götzl, derzeit vor der Herausfor-
derung, die Versorgungssicher-
heit - etwa bei Strom und Wasser
- weiterhin zu gewährleisten, ob-
wohl ihr Handlungsspielraum auf
Grund klammer Kassen zuneh-
mend eingeschränkt ist. Dies stel-
le für die Städte und Gemeinden
eine gewaltige Aufgabe dar.

In dieser Situation entscheiden
sich viele mittlere und kleine Städ-
te und Gemeinden zwischen einer
Rekommunalisierung der Versor-
gung und der Auftragsvergabe
an große privatwirtschaftliche
Dienstleister für einen drittenWeg,
nämlich den gemeinsamen Be-
trieb der Netze von mehreren
Kommunen, Bürgern und Firmen
in einer Genossenschaft. Dieser
Weg biete Städten und Gemeinden
die Möglichkeit, die Versorgung
der Bürger privatwirtschaftlich si-
cherzustellen und gleichzeitig
die kommunale Unabhängigkeit
durch ein Mitspracherecht in der
Geschäftspolitik der Genossen-
schaft zu erhalten. Außerdem
erleichtere es die in der Genossen-
schaft mögliche Bürgerbeteiligung
gerade klammen Kommunen, die
notwendigen Finanzmittel aufzu-
bringen und gleichzeitig die Iden-
tifikation der Bürger mit der

Stadt oder Gemeinde zu erhöhen.

Informieren und Werben

Doch derzeit wird die Genos-
senschaft bei kommunalen Pro-
jekten nach Ansicht des Verban-
des noch zu selten genutzt. Das,
so Götzl, liege unter anderem
auch daran, dass die an der Vorbe-
reitung interkommunaler Projekte
beteiligten Unternehmensberatun-
gen den Städten und Gemeinden
die Unternehmensform der einge-
tragenen Genossenschaft (eG) in
der Regel nicht anböten. Somit
würden die Vorteile der Genos-
senschaft im kommunalen Be-
reich häufig nicht erkannt. Des-
halb will der Verband die kommu-
nalpolitischen Entscheidungsträ-
ger vermehrt über die Möglich-
keiten der genossenschaftlichen
Rechtsform informieren und noch
stärker für die Erbringung kom-
munaler Dienstleistungen durch
Genossenschaften werben.

Genossenschaften decken nach
Götzls Darstellung mit ihren re-
gionalen Wertschöpfungsketten
zentrale Versorgungsbereiche -
vor allem Ernährung, Energie und
Soziales - ab und gewährleisten
auch langfristig eine effektive
Leistungserstellung. Als Bei-
spiel nannte Götzl die Energiege-

nossenschaften, die auf Basis ih-
res genossenschaftlichen Förder-
auftrages regional dauerhaft und
nachhaltig günstige Energie be-
reitstellen und so ganze Regionen
unabhängiger machen von den
Schwankungen der Energiemärk-
te. Zudem leisteten sie einen
wachsenden Beitrag zur CO2-Re-
duktion.

Die 2006 vollzogene Reform
des Genossenschaftsgesetzes mit
den vorrangigen Zielen, die
Gründung von Genossenschaften
zu erleichtern und die Startbedin-
gungen insbesondere für kleine
Genossenschaften zu verbessern,
hat sich nach Ansicht des Verban-
des gelohnt.

Rückbesinnung auf
das Beständige

Im Jahr 2009 wurden in Bayern
48 Genossenschaften gegründet,
fast so viele wie 2005 im gesam-
ten Bundesgebiet. Im vorigen Jahr
haben sich mehr als 3200 neue
Mitglieder in ganz Bayern für die
Gründung einer Genossenschaft
entschieden. Die Gründungen gab
es vor allem in den Bereichen En-
ergie, Gesundheit und kommuna-
le Zusammenarbeit, aber auch im
traditionell genossenschaftlich
geprägten Handwerk und in
der Landwirtschaft. Als Gründe
für den Boom nannte Götzl die
Rückbesinnung auf das Beständi-
ge („Immer besser anstatt immer
mehr“) und angesichts der Globa-
lisierung die Wiederbesinnung auf
die Regionalität.

Der Gründung geht eine Grün-
dungsprüfung durch den Verband
voraus, die ein stimmiges Ge-

schäftsmodell voraussetzt. „Aus-
sichtslose Projekte werden von
vornherein vermieden,“ so Götzl.
So werde die Insolvenzgefahr ver-
mindert. Vergleiche mit anderen
Unternehmensformen zeigten,
dass Genossenschaften weit selt-
ner zahlungsunfähig seien.

Umwelt, Energie, Wasser

Mit 22 Genossenschaftsgrün-
dungen lag der Schwerpunkt neuer
genossenschaftlicher Kooperatio-
nen in Bayern im Bereich Umwelt,
Energie, Wasser. Hierunter fallen
neben Genossenschaften zum Be-
trieb von Fernwärmenetzen und
der gemeinsamen Beschaffung
von Energie vor allem Genossen-
schaften, die regenerative Energien
erzeugen. Aber auch die Nutzung
von Biogas hat zu Neugründungen
geführt. Die neu gegründeten En-
ergiegenossenschaften haben nach
Verbandsangaben 2009 in Netze
und Anlagen knapp 18 Milliarden
Euro investiert.

Einen weiteren Neugründungs-
schwerpunkt gab es im vorigen
Jahr im Gesundheitswesen. Ärzte
haben ihre Praxisstrukturen aus
Gründen der Kosteneinsparung
neu ausgerichtet und ihre Leistun-
gen gebündelt. So wurden teure
Geräte gemeinsam angeschafft
und Einrichtungen gemeinsam
organisiert unter gleichzeitiger
Wahrung der rechtlichen Eigen-
ständigkeit.

Ende 2009 gab es Bayern 1142
Genossenschaften, darunter 307
Volks- und Raiffeisenbanken,
über die der Verband aber geson-
dert berichtet und auch heuer
schon berichtet hat. Zu den 834
ländlichen und gewerblichen Wa-
ren- und Dienstleistungsgenos-
senschaften zählt auch das Waren-
geschäft von jenen 86 Kreditge-
nossenschaften, die das Waren-
neben dem Bankgeschäft noch
betreiben, wie es der genossen-
schaftlichen Ursprungsidee ein-
mal entsprach. Diese ländlichen
und gewerblichen Genossen-
schaften mit insgesamt 10,5
(2008: 10,6) Milliarden Euro Um-

satz haben etwa 770.000 Mitglie-
der und bieten in Bayern mehr als
26.800 Arbeitsplätze. Sie finden
sich in 35 Branchen, vom Handel
über das Handwerk bis hin zur
Landwirtschaft. Die Handelsge-
nossenschaften setzten im Be-
richtsjahr 4,4 (4,7) Milliarden Eu-
ro um, die Handwerksgenossen-
schaften 596 (618) Millionen, die
milchwirtschaftlichen Genossen-
schaften als größte ländlich Ge-
nossenschaftsgruppe 2,3 (2,7)
Milliarden Euro und das ländliche
Warengeschäft 985 (1.020) Mil-
lionen. Zunehmende Bedeutung
haben die 22 Genossenschaften
aus dem Gesundheitsbereich,
zu dem auch Pharmahändler
gehören. Sie erwirtschafteten 3,3
(2,7) Milliarden Euro. Die 106
Genossenschaften aus den Berei-
chen Umwelt, Energie und Was-
ser zählen auch zu den Wachs-

tumsträgern und brachten es auf
332 (166) Millionen Euro.

Verarbeitungstiefe

Für die Landwirtschaft fordert
Götzl mehr Zusammenarbeit und
über die Schaffung von Wert-
schöpfungsketten eine größere
Verarbeitungstiefe, vor allem in
der Nahrungsmittelproduktion.
Zielführend seien in Bayern die
Schaffung einer zentralen Organi-
sation zur Förderung von Marke-
ting und Export und eines bayeri-
schen Kompetenzzentrums für
Ernährung. Die Stärke liege in der
Schaffung regionaler Marken.
Um bei agrarischen Erzeugnissen
weniger stark von den amerikani-
schen Terminbörsen abhängig zu
sein, fordert der Genossenschafts-
verband Bayern eine Warenter-
minbörse in Europa. dhg

Commerzbank-Studie:

Kein strategischer Richtungswechsel
im bayerischen Mittelstand

Krise wird als konjunkturelles Phänomen betrachtet
58 Prozent der mittelständischen Unternehmen aus Bayern sehen
in der Krise keinen Anlass, ihre strategische Ausrichtung auf den
Prüfstand zu stellen. Für sie ist die derzeit noch andauernde wirt-
schaftliche Schieflage lediglich konjunkturell bedingt; dass darü-
ber hinaus größere strukturelleAufgaben zu bewältigen sind, wird
nicht erwartet. Zu diesem Ergebnis kommt die Studie der Com-
merzbank-Initiative UnternehmerPerspektiven mit dem Titel
„Mittelstand in der Krise - Umsteuern für denAufschwung?“. Für
die Studie befragte TNS Infratest von November 2009 bis Januar
2010 bundesweit über 4.000 mittelständische Unternehmer unter-
schiedlicher Branchen, davon 630 aus Bayern.

Kostenmanagement ist das Mit-
tel der Wahl für den kommenden
Aufschwung: 39 Prozent der mit-
telständischen Unternehmen aus
Bayern wollen nach der Krise ver-
stärkt auf ihre Profitabilität achten.
Dabei werden für knapp die Hälf-
te der Unternehmen Kosten-
senkungen bei Zulieferern wichti-
ger als vorher. Ein zweiter Trend
ist, die Geschäfte langfristig auf
möglichst gesicherte Grundlagen
zu stellen: 42 Prozent der bayeri-
schen Unternehmen wollen
zukünftig enger mit anderen Un-
ternehmen kooperieren; 35 Pro-
zent ihre Umsätze durch langfri-
stige Liefer- und Zulieferverträge
absichern. Wachstumsstrategi-
en treten hinter Absicherung und
Konsolidierung deutlich zurück.

Kosten im Blick

„Die Kosten im Blick zu behal-
ten ist sicherlich wichtig. Die Un-
ternehmen sollten aber auch ihre
Strategien überprüfen, um für den
kommenden Aufschwung gerü-
stet zu sein. So können eventuelle
Strukturprobleme rechtzeitig ent-
deckt und Chancen genutzt wer-
den“, kommentiert Marc Stein-
kat, Leiter der Gebietsfiliale

München der Commerzbank, die
Studienergebnisse.

„Nur elf Prozent der Unterneh-
men aus Bayern geben an, dass
überdurchschnittliches Wachstum
für sie nach der Krise wichtiger
sein wird. Wir als Bank sehen uns
hier in der Pflicht, denn Unter-
nehmen, die wachsen wollen,
brauchen nicht nur Mut, sondern
auch die Unterstützung von Poli-
tik und den Banken.“

Strukturelle
Herausforderungen

In Bayern gibt es überdurch-
schnittlich viele Unternehmen, die
eine weitreichende Veränderung
ihrer Geschäftsausrichtung vor-
nehmen: 41 Prozent der befragten
Unternehmen geben an, dass sie
im Zuge der Wirtschaftskrise ihre
strategische Ausrichtung grundle-
gend oder zumindest in wesentli-
chen Eckpunkten verändert haben
bzw. verändern werden.

Diese Veränderungen sind oft-
mals auf strukturelle Herausforde-
rungen zurückzuführen: 53 Pro-
zent aller befragten Unternehmen
in Deutschland, die einen Strate-
giewechsel vollziehen oder voll-
zogen haben, aber nur 22 Prozent

der Unternehmen ohne weitrei-
chende strategische Umstellung
haben durch die Wirtschaftskrise
Schwachstellen im eigenen Haus
entdeckt.

Strategiebewusstsein

Die strategiebewussten Betrie-
be setzen in Fragen der Geschäfts-
ausrichtung oder im Personalwe-
sen keine grundsätzlich anderen
Schwerpunkte, gehen die anste-
henden Aufgaben jedoch wesent-
lich konsequenter an als Firmen,
die nicht umsteuern. Bei der
Marktbearbeitung nehmen diese
Unternehmen eindeutig Kurs auf
Wachstum: Sie setzen auf neue
Produkte, Diversifikation ihrer
Produkt- und Servicepalette und
wollen ihren Vertrieb stärken, um
neue Kunden zu gewinnen.

„Dass sich der Mut zur Verän-
derung auszahlt, belegt der bun-
desweite Vergleich zwischen Un-
ternehmen, die umgesteuert haben
und Firmen, die ihre strategische
Ausrichtung nicht grundlegend
verändert haben“, konstatiert
Marc Steinkat. „Der Strategie-
wechsel wurde zwar häufig auf-
grund einer Verschlechterung der
Geschäftslage vollzogen, wird
aber dafür auch mit deutlich posi-
tiveren Perspektiven belohnt.“

Insbesondere Betriebe aus den
technologiestarken Branchen Che-
mie und Pharma, Maschinenbau,
IT und Telekommunikation sowie
exportierende Unternehmen zeig-
ten sich veränderungsbereit.

Der deutsche Mittelstand kennt
seine Stärken und baut auch in Zu-
kunft darauf: trotz zurückliegender

Einbrüche sollen Forschung und
Entwicklung sowie das Exportge-
schäft weiter vorangetrieben wer-
den. So gibt jedes dritte forschen-
de Unternehmen an, dass die Be-
deutung von Forschung und Ent-
wicklung zunimmt. Darüber hin-
aus wollen immerhin 9 Prozent al-
ler befragten Unternehmen, die
bisher gar nicht forschen und ent-
wickeln, nach der Krise erstmals
in Forschungsaktivitäten investie-
ren. In Bayern betreiben 38 Pro-
zent der Firmen Forschung und
Entwicklung.

Auch der Export soll keinesfalls
eingeschränkt, sondern vielmehr
intensiviert werden. 42 Prozent
der exportierenden Unternehmen
möchten den Export innerhalb, 34
Prozent außerhalb Europas aus-
bauen. Jedes fünfte Unternehmen
plant den Aufbau eigener Nieder-
lassungen im Ausland. Zudem
möchte ein gutes Viertel der ex-
portierenden Unternehmen seine
Geschäfte auch im eigenen Land
verstärken. 61 Prozent der befrag-
ten Unternehmen aus Bayern -
und damit überdurchschnittlich
viele - exportieren insAusland.

Themenraum

Die Initiative Unternehmer-
Perspektiven und die Studien-
UnternehmerPerspektiven ist
eine Initiative der Commerz-
bank. Ihr Ziel ist es, einen Raum
für Themen zu schaffen, die
Unternehmen aktuell bewegen.
Grundlage sind repräsentative
Umfragen bei 4.000 mittel-
ständischen Unternehmen in
Deutschland. Die Studienergeb-
nisse werden mit Wirtschaft,
Verbänden, Politik und Wissen-
schaft diskutiert, um Verständ-
nis füreinander zu schaffen und
tragfähige Lösungsansätze für
die Herausforderungen des Mit-
telstands zu entwickeln.
Weitere Informationen: www.
unternehmerperspektiven.de

Raiffeisens Erben
Warum immer mehr Bürgermeister

unter die Genossenschaftsgründer gehen
Dass Friedrich Wilhelm Raiffeisen zu einem der Gründerväter
der deutschen Genossenschaftsbewegung avancierte, lag nicht
zuletzt an seinem Beruf: Er war hauptamtlich Bürgermeister
verschiedener Gemeinden im Westerwald. So war Raiffeisen
sehr nah an den Sorgen der kleinen Leute, erlebte mit ihnen
Hungersnöte und Wirtschaftskrisen. Dies schärfte sein Gespür
für die Probleme der Menschen - deren Lösung fand er in der
Genossenschaftsidee.

Raiffeisen hat heute eine Viel-
zahl von Erben: Immer mehr Bür-
germeister stoßen in ihren Ge-
meinden Genossenschaftsgrün-
dungen an. Galt in den frühen Jah-
ren der Bundesrepublik der Staat
als allein selig machender Pro-
blemlöser, ist Selbsthilfe heute ge-
fragter denn je. Zu den Genossen-
schaftsfans unter den Gemeinde-
vorständen gehört zum Beispiel
Hans Kummert, Bürgermeister
der Marktgemeinde Hahnbach in
der Oberpfalz. Gemeinsam mit
acht weiteren Kommunen trieb
seine Gemeinde die Gründung der
AOVE-BioEnergie eG voran, die
Mitglied des Genossenschaftsver-
bands Bayern ist.

Brennstoffautarkie

AOVE steht für „Arbeitsge-
meinschaft Obere Vils Ehen-
bach“. Die Genossenschaft hat
sich nicht weniger vorgenommen,
als die gesamte Region bis 2020
durch Nutzung heimischer Ener-
gieträger brennstoffautark zu ma-
chen. „Der eine Grund hierfür
sind natürlich die steigenden En-
ergiekosten, aber uns treibt auch
der Wunsch, die Wertschöpfung
der Energieerzeugung hier in un-
seren Gemeinden zu halten“, sagt
Kummert. Bereits 2003 hatten die
neun AOVE-Gemeinden daher
eine Solarenergie GmbH gegrün-
det. „Damals war von Genossen-
schaften noch keine Rede“, sagt
der Bürgermeister. Erst der Vor-
stand der örtlichen Kreditgenos-
senschaft machte ihn auf die Un-
ternehmensform aufmerksam.
Zwar war Kummert schon seit er
als Stift sein erstes Geld zur Bank
brachte ein „Raiffeisen-Fan“, aber
dass die Rechtsform auch für an-
dere Unternehmen als Banken,
Lagerhäuser und Molkereien in-
frage komme, war ihm nicht be-
wusst. „Der gemeinschaftliche,
demokratische Gedanke der Ge-
nossenschaft hat meine Kollegen
und mich dann aber sofort davon
überzeugt, dass die eG die richtige
Rechtsform für unsere Pläne ist“,
so der Lokalpolitiker: Sie sei die
einfachste und sicherste Form, ge-
meinschaftlich Interessen wahrzu-
nehmen.

Ähnliche Erfahrung hat auch
Hans-Peter Laschka gemacht. Er
ist Bürgermeister der Gemeinde
Mitwitz in Oberfranken. Eigent-
lich wollte seine Kommune nur
die Wärmeenergie eines neuen
Hackschnitzelkraftwerks nutzen,
um einige öffentliche Gebäude zu
beheizen. „Als dieser Plan an die
Öffentlichkeit drang, wurde
die Idee zum Selbstläufer“,
sagt Laschka.Auf einmal wollten
viele von der preiswerten und

umweltfreundlichen Nahwär-
meversorgung profitieren.

Da sich für das Projekt auch die
Bürger begeisterten, stellte sich
die Frage, in welcher Rechtsform
das Nahwärmenetz organisiert
werden sollte. „Wir haben uns
dann für das Prinzip ein Mann, ei-
ne Stimme entschieden, denn wir
wollten nicht abhängig werden
von einem einzelnen großen Ak-
teur“, erzählt der Bürgermeister.
Auch die Gemeinde hat daher nur
eine Stimme in der Genossen-
schaft, der Rest verteilt sich auf
über 100 Bürger, die ihre Heizen-
ergie künftig über die Energie
Mitwitz eG beziehen. „Die Men-
schen identifizieren sich mit der
Genossenschaft“, sagt der Kom-
munalpolitiker. Daher seien viele
Probleme, die normalerweise
hochkochen, wenn man ein Heiz-
werk errichtet, etwa die Standort-
frage, gar nicht erst entstanden, er-
klärt Laschka zufrieden.

Eine genossenschaftliche
organisierte Nahwärmeversor-
gung gibt es seit Kurzem auch in
der 2100-Seelen-Gemeinde Rin-
gelai im Bayerischen Wald. „Als
2008 die Heizölpreise explodier-
ten, haben wir überlegt, was die
Gemeinde tun kann, um einerseits
eine günstigere Energieversor-
gung zu erschließen und anderer-
seits die Wertschöpfung in der Re-
gion zu halten“, erinnert sich Bür-
germeister Max Köberl.

GleicheAugenhöhe

Schnell kristallisierte sich her-
aus, dass ein Hackschnitzel-
heizwerk mit angeschlossener
Nahwärmeversorgung hierzu die
besten Möglichkeiten bietet:
„Schließlich können wir im
Bayerischen Wald nicht über
Holzmangel klagen.“

Auch über die Rechtsform herr-
schte bald Klarheit: Zwar hatte
man zu Gründungszwecken
zunächst mit einer GbR angefan-
gen. Diese wollte man aber so
schnell wie möglich in eine eG
umwandeln: „Nur die Genossen-
schaft integriert Kunden, Geldge-
ber, Rohstofflieferanten auf glei-
cher Augenhöhe unter einem
Dach“, erklärt der Kommunalpo-
litiker. Ein weiterer Vorteil sei,
dass die Bürger in der neugegrün-
deten Energiegenossenschaft Rin-
gelai eG etwas sähen, das man al-
lein und ohne Hilfe von außen ge-
meinsam geschaffen habe.
„Die Genossenschaft hilft daher
nicht nur, jedes Jahr 250.000 Liter
Heizöl einzusparen, ihre Grün-
dung hat auch in unserem Ge-
meinwesen etwas angestoßen“, so
das Fazit des Bürgermeisters.

Heiko Haffmans
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Jahresbilanz der Sparkasse Augsburg:

Starke Verbesserung
gegenüber dem Vorjahr

Hervorragende Eigenkapitalausstattung
Keine Kreditklemme - 64,7 Mio. € Betriebsergebnis

„Wir konnten sowohl im Kreditgeschäft, als auch im Einlagen-
geschäft ein sehr gutes Ergebnis erzielen. Die Finanzmarktkrise
war für unser Haus kein Thema mehr.“, so Vorstandsvorsitzen-
der Rolf Settelmeier zum erfolgreichen Geschäftsjahr der Spar-
kasse Augsburg.

Die Stadtsparkasse konnte ihre
Kapitalbasis weiter stärken. Da-
zu Settelmeier: „Unseren Ab-
stand zur gesetzlich vorgeschrie-
benen Anforderung von 8 %
konnten wir noch weiter ausbau-
en. Die Quote für haftende Ei-
genmittel lag zum Jahresende
bei 14,5 %.“

Die nötigen Abschreibungen
bei der BayernLB wurden schon
2008 zum Großteil verarbeitet, so
dass die Abschreibung in 2009
mit 1,3 Mio. € in Relation zum
Vorjahr (19,9 Mio. €) gering ge-
halten werden konnte. Das Be-
triebsergebnis vor Bewertung be-
trug 64,7 Mio. €. Nach Steuern
wurde ein Jahresüberschuss von
9,0 Mio. € erzielt.

6000 Neukunden

„Die Stadtsparkasse ist ein
Haus mit erstklassiger Bonität
und ein verlässlicher Geschäfts-
partner. Die aktuellen Zahlen be-
stätigen dies.“, so der Vorstand
der Stadtsparkasse Augsburg.

Die Stadtsparkasse Augsburg
hat den größten Marktanteil bei
privaten und gewerblichen Kun-
den in Schwaben und ist die fünft-
größte Sparkasse in Bayern mit ei-
ner Bilanzsumme von rund 4,4
Mrd. €. Das Kreditinstitut war auf-
grund hoher Zuflüsse von Kunden-
geldern nicht auf zusätzliche Liqui-
dität über die Bundesbank ange-
wiesen und führte hier bewusst die
Refinanzierung zurück, wodurch
die Bilanzsumme im Vergleich
zum Vorjahr um 3,1 % abnahm.
Die Stadtsparkasse Augsburg ist
der Ansprechpartner für über
280.000 Kunden in der Region. Im
Jahr 2009 konnten rund 6.000
Neukunden gewonnen werden.

Erreichbarkeit

Die Stadtsparkasse Augsburg
hat ein engmaschiges Geschäfts-
stellennetz mit 42 Filialen und 18
Kompetenzcentern für Privat-, Ge-
werbe- und Unternehmenskunden
im Wirtschaftsraum Augsburg.
Insgesamt stehen den Kunden 91
Geldautomaten und 80 Kontoaus-
zugsdrucker zur Verfügung.

„DieAnfang 2009 eingeführten
Kompetenzcenter haben sich be-
währt. Durch die Bündelung von
Wissen können wir unsere Kun-
den noch besser und bedürfnisori-
entierter vor Ort beraten. Wir bie-
ten Kompetenz, nicht nur zentral,
sondern in der Fläche. Die Reso-
nanz unserer Kunden auf die neu-
en Kompetenzcenter war sehr po-
sitiv. Wir werden auch in Zukunft
unseren Fokus auf Individualität
und Qualität legen.“, resümiert
Rolf Settelmeier.

Das Kreditvolumen hat um 115
Mio. € auf 3,0 Mrd. € zugelegt.
Hierzu Dr. Walter Eschle, Vor-
standsmitglied: „Insgesamt haben
wir ein Volumen von 500 Mio. €

neu bewilligt, eine Steigerung ge-
genüber dem Vorjahr von 12,4 %.
Bei der Stadtsparkasse gibt es kei-
ne Kreditklemme, wir stehen zu
unseren Kunden, auch wenn es
dort mal nicht so rund läuft. In
2009 haben wir 45 Existenzgrün-
dungen finanziert, 10 mehr als im
Vorjahr. Wir freuen uns, dass fast
alle der uns vorgelegten Konzepte
qualitativ hochwertig sind.“

Staatliche Förderdarlehen über
die KfW, LfA und die LR-Bank
werden von den Kunden stark
nachgefragt. So wurden Neuan-
träge mit einem Volumen von
93,3 Mio. € bewilligt, gegenüber

dem Vorjahr mit 52 Mio. € Neu-
anträgen, ein enormerAnstieg.

Die Stadtsparkasse Augsburg
schaffte wieder einen Top-Platz
im Leasinggeschäft unter den
deutschen Sparkassen. Mit insge-
samt 68,2 Mio. € erreichte die
Stadtsparkasse Augsburg in
Deutschland Platz 4 (Vorjahr Platz
5) nach den drei großen Sparkas-
sen aus Köln und Hamburg - und
in Bayern zum 3. Mal in Folge
Platz 1. „Leasing ist ein boomen-
der Bereich und wir spielen in der
ersten Liga mit. Immobilienlea-
sing und Maschinenleasing neh-
men eine hervorgehobene Rolle
ein. Unsere Kunden vertrauen uns
auch hier, wie die neuesten Ergeb-
nisse zeigen, das freut mich ganz
besonders.“, fasst Dr. Walter Es-
chle zusammen.

Volumenausweitung

Neben der Finanzierung von ge-
werblichen Immobilien entwickel-
te sich auch die private Baufinan-
zierung sehr erfreulich: insgesamt
wurden hier 154 Mio. € zugesagt.
Cornelia Kollmer: „Dies ent-
spricht einer Volumenausweitung
gegenüber dem Vorjahr von rund
20 %. Unser Kerngeschäft kon-
zentriert sich auf die Region – da-
mit kommt dieses Spitzenergebnis
auch den regional ansässigen

Bauunternehmen zu gute!“
Die Stadtsparkasse Augsburg

hat sich mit ihren Baufinanzie-
rungscentern zum zweiten Mal ei-
nem Audit des TÜV unterzogen
und hat für ein weiteres Jahr das
TÜV-Siegel „Geprüfte Kundenbe-
ratung Baufinanzierung“ erhalten.

Die Preise am Augsburger Ge-
braucht-Immobilienmarkt sind im
Jahr 2009 weitest gehend konstant
geblieben. Während sich der
Mietpreis um ca. 2 - 3 % erhöht
hat, sind die Preise für gebrauchte
Wohnimmobilien, wie in den letz-
ten Jahren, in einem Seitwärt-
strend. Gebrauchte Wohnungen
liegen im Schnitt zwischen 1.400
€ und 1.700 € pro Quadratmeter.

Anders dagegen ist die Situati-
on auf dem Neubaumarkt. Hier
sind zum ersten Mal seit Jahren
die Anträge für Baugenehmigun-
gen wieder gestiegen. Auch im
Jahr 2010 nimmt die Anzahl der
Neubauprojekte weiterhin zu.
Die Umwandlung ehemaliger
Kasernenflächen in Wohngebiete
schreitet voran, ehemalige Indu-
strieflächen werden ebenfalls für
Wohnbebauung entwickelt.

Insgesamt blickt die Stadtspar-
kasse Augsburg auf ein erfolgrei-
ches Immobilienjahr 2009 zurück.
Es wurden über 350 Objekte ver-
mittelt, mit einem Volumen von
50 Mio. Euro. Damit befindet sich
das Immobilien-Center der Stadt-
sparkasse erneut unter den Top 3
Immobilienvermittlern in Bayern.

Cornelia Kollmer, Vorstands-
mitglied: „Wir erwarten weiterhin

eine starke Nachfrage auf dem
Augsburger Immobilienmarkt.
Das derzeit günstige Zinsniveau
und die aktuellen Inflationsdis-
kussionen dürften die Immobilie
besonders interessant für potenzi-
elle Käufer machen.“

Die Einlagen sind mit rund 3,5
Mrd. € auf einem sehr hohen Ni-
veau. „Während sich 2009 die
Spareinlagen und Termingelder
eher rückläufig entwickelten, hat
der kurzfristige Einlagenbereich
etwas zugelegt. Die Umsätze im
Wertpapiergeschäft waren 2009
aufgrund der schwierigen Markt-
situation unter denen des Vorjah-
res gelegen. Festzustellen ist, dass
die Umsätze in den ersten beiden
Monaten 2010 sich über dem Ver-
gleichszeitraum 2009 bewegen.
Der Markt scheint anzuziehen.“
so der Vorstand.

Altersversorgung

„Altervorsorge war auch im
Jahr 2009 ein großes Thema.“, so
Cornelia Kollmer. Die sogenann-
ten Riesterprodukte standen hier-
bei weit oben in der Gunst der
Kunden. Insbesondere der Wohn-
riester der LBS erfreute sich
großer Beliebtheit. „Die Stadtspar-
kasse landete nach Gesamtstück-
zahlen beim Absatz von Riester-
produkten auf Platz 3 in Bayern.“

Zum Jahresende beschäftigte
die Stadtsparkasse Augsburg
1.263 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, darunter 81Auszubilden-
de. Dazu Settelmeier: „Wir brau-
chen gute Nachwuchskräfte und
wollen im Schnitt 90 Auszubil-
denden die Möglichkeit eines Be-
rufsstarts in der Bankenwelt er-
möglichen. Qualifizierte Bewer-
ber sind bei uns jederzeit will-
kommen!“ Die Ausbildung bei
der Stadtsparkasse Augsburg ist
jetzt noch attraktiver. Der TÜV
Hessen hat diesen Bereich geprüft
und vor wenigen Tagen das Zerti-
fikat „Premium-Ausbildung“ ver-
liehen. Bestätigt wurden u.a. ein
faires und nachvollziehbares Be-
werbungsverfahren, eine über-
zeugende Unternehmenskultur
und gute Entwicklungschancen
nach derAusbildung.

Rolf Settelmeier: „Das ist unser
Plus: eine individuelle und fundier-
te Ausbildung. Wir gewährleisten
so, dass unsere Kunden auch
zukünftig ganzheitlich und mit ho-
her Qualität beraten werden. In die-
sem Jahr steht noch eine weitere
Zertifizierung an. Wir haben uns
einem Audit zum Thema Verein-
barkeit von Beruf und Familie ge-
stellt und erwarten, dass in Kürze
die Zertifizierung durch die Hertie
Stiftung erfolgreich bestätigt wird.“

Weiterentwicklung

Die Stadtsparkasse Augsburg
ist nicht nur in ihrem Kernge-
schäft als Kreditinstitut für die
Menschen in Schwaben da. Sie
arbeitet aktiv an der Weiterent-
wicklung der Region mit. In 2009
hat die Stadtsparkasse Augsburg
dank des guten Betriebsergebnis-
ses rund 6 Mio. € Unterstützung
in Form von Spenden und Spon-
sorings geben können. „Wir tun
unser Möglichstes, um Kunst,
Kultur, Sport, Bildung und die
Wirtschaft in Augsburg und Um-
gebung zu fördern. Wir tragen da-
zu bei, die Lebensqualität der
Menschen vor Ort zu verbessern.
Der öffentliche Auftrag steht bei
unserer Prioritätenliste ganz
oben.“, betont Settelmeier.

Settelmeier weiter: „Als Stadt-
sparkasseAugsburg sehen wir un-
sere Aufgabe darin, unsere
langjährigen Kundenverbindun-
gen zu erhalten und weiter auszu-
bauen. Unsere Kunden schenken
uns viel Vertrauen. Dafür sind wir
dankbar. Als Sparkasse sehen wir
uns dem Mittelstand besonders
verpflichtet. Ebenso wichtig sind
für uns die Themen Vermögens-
anlage und Immobilien. Qualität
geht bei uns vor Risiko. Für den
Wirtschaftsraum Augsburg sehen
wir langfristig viele Chancen. Wir
erwarten für unser Haus ein erfolg-
reiches Jahr 2010.

BayernLB:

Münchner Tag des
Familienunternehmens
Finanzierung, Unternehmensnachfolge, soziale Verantwortung:
Um diese und weitere Themen ging es auf dem „Münchner Tag
des Familienunternehmens“, der am 16.April in der Zentrale der
BayernLB in München stattfand. Die auf die speziellen Bedürf-
nisse von Familienunternehmen zugeschnittene ganztägige Kon-
ferenz diente dem Austausch von Informationen und Erfahrun-
gen sowie dem Ausbau persönlicher Netzwerke. Neben Fachvor-
trägen standen eine Diskussionsrunde und mehrere Roundtable-
Gespräche mit Firmenlenkern auf dem Programm. Etwa 150
mittelständische Unternehmerinnen und -unternehmer aus dem
Freistaat Bayern nahmen an der Veranstaltung teil.

Randolf Rodenstock, Präsident
der vbw Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft e. V., sagte zum
Auftakt: „Gerade in wirtschaft-
lich schwierigen Zeiten hat sich
erneut gezeigt, dass Familienun-
ternehmen ein wichtiger Garant
für Kontinuität und Wohlstand in
Deutschland sind.

Weitsicht

Mit Weitsicht und unternehme-
rischer Verantwortung engagieren
sie sich jeden Tag für wirtschaftli-
chen Erfolg, für ihre Mitarbeiter
und für ihre Region. Werte wie
Tradition, Gestaltungskraft und
das Bewusstsein für Verantwor-
tung sind uns Ansporn und Ver-
pflichtung zugleich.“

Langfristige
Orientierung

Professor Dr. Christoph Kaserer
vom Lehrstuhl für Finanzmanage-
ment und Kapitalmärkte an der
Technischen Universität Mün-
chen, erklärte zu den aktuellen
Trends in der Unternehmensfi-
nanzierung: „Familienunterneh-
men sind ein bedeutendes Seg-
ment unseres Kapitalmarktes.
Weil Sie langfristig orientiert sind,
haben Sie sich mit höheren Eigen-

kapitalquoten gegen die Krise ge-
wappnet. Das hat sich im Nach-
hinein als großer Vorteil herausge-
stellt.“

Wichtiger Teil
des Mittelstands

BayernLB-Mittelstandsvor-
stand Jan-Christian Dreesen sag-
te: „Die BayernLB hat sich zum
Ziel gesetzt, ihre Position im
bayerischen und bundesweiten
Firmenkundengeschäft deutlich
auszubauen. Gerade auch Famili-
enunternehmen, die einen großen
Teil des für Deutschland so wich-
tigen Mittelstandes stellen, wol-
len wir von unseren Leistungen
überzeugen. Deshalb freuen wir
uns, gemeinsam mit den anderen
Kooperationspartnern am ,Mün-
chner Tag des Familienunterneh-
mens mitwirken zu können.“

Veranstaltet wurde die Konfe-
renz von sieben Kooperationspart-
nern, zu denen neben der Bayern-
LB, die Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft, Creditreform,
die Wirtschaftskanzlei Görg, das
Dienstleistungsunternehmen Sas-
se AG sowie die Beratungen Eco-
vis und Naviget gehören. Eine er-
neuteAusrichtung des „Münchner
Tag des Familienunternehmens“
ist geplant.

Eckpunkte zur
Bankenrestrukturierung

Stabilitätsfonds für künftige
Krisen oder Abwicklungen

Banken müssen nach dem Willen der Regierung für Kosten
künftiger Finanzkrisen mit aufkommen. Das Bundeskabinett
hat Ende März entsprechende Eckpunkte für eine Bankenabga-
be und den Umbau insolvenzgefährdeter Banken beschlossen.
Nach Mitteilung der Bundesregierung sollen Bundesfinanz- und
Bundesjustizministerium jetzt anhand dieser Vorgaben einen
Gesetzentwurf erarbeiten, den das Kabinett bis zur Sommer-
pause 2010 verabschieden will.

Vorgesehen sei unter anderem
ein Stabilitätsfonds, der künftige
Restrukturierungen oder Ab-
wicklungen finanzieren soll,
meldete die Bundesregierung.
Gespeist werde dieser aus einer
Sonderabgabe aller Banken. Die
Abgabe werde am jeweiligen sy-
stemischen Risiko eines Instituts
bemessen. Nach den Plänen der
Bundesregierung soll die Bun-
desanstalt für Finanzmarktstabi-
lisierung (FMSA) mit der Re-
strukturierung und der Verwal-
tung des neu zu schaffenden
Fonds beauftragt werden.

Besonderes
Insolvenzplanverfahren

Außerdem sei ein gesondertes
Insolvenzrecht für systemrele-
vante Banken vorgesehen, das
sich am Insolvenzplanverfahren
orientieren soll. Damit wird es
laut Bundesregierung künftig
leichter, angeschlagene Institute
in einem geordneten Verfahren
abzuwickeln. Eine Kettenreakti-
on, die mit dem Zusammen-
bruch einer Bank wie im Falle
der amerikanischen Lehman
Brothers angestoßen werde, sol-
le dadurch künftig verhindert
werden.

Die Verjährungsfristen für die
Haftung von Vorständen undAuf-
sichtsräten börsennotierter Akti-
engesellschaften wird nach den

Plänen der Regierung von bisher
fünf auf zehn Jahre verlängert.

Längere Haftung für
Vorstände undAufsichtsräte

Die Durchsetzung von Ersatz-
ansprüchen bei Managementfeh-
lern dürfe nicht an zu kurzen Ver-
jährungsfristen scheitern. Die
Bundesregierung will damit un-
ternehmerische Gewinnchancen,
Verantwortung und Haftung wie-
der zusammenführen.

Deutsch-französisches
Positionspapier
verabschiedet

An der Kabinettsitzung nahm
mit der französischen Finanzmi-
nisterin Christine Lagarde erst-
mals ein Kabinettsmitglied des
Nachbarlandes teil. Gemeinsam
wurde ein deutsch-französisches
Positionspapier für internationale
Finanzmarktregulierungen verab-
schiedet. Es sieht gemeinsame
Abwicklungsmechanismen für
marode Institute vor, fernerAbga-
ben, die sich am systemischen Ri-
siko eines Instituts orientieren.
Diese sollen sowohl auf europäi-
scher Ebene als auch auf der der
G20-Staaten kommen, um glei-
che Wettbewerbsbedingungen zu
gewährleisten.

Quelle: beck-aktuell-
Redaktion, Verlag C. H. Beck.

FDP zu Doppik:

Verpflichtende Einführung
bei bayerischen Kommunen
Der Landesfachausschuss Wirtschaft, Finanzen und Technolo-
gie der FDP Bayern befasste sich auf seiner letzten Sitzung mit
dem bayerischen Haushaltsrecht. Dort wies der Kommunalpoli-
tiker und Bilanzexperte Dr. Helmut Kaltenhauser aus Alzenau
darauf hin, dass noch immer mit der unzulänglichen Kamerali-
stik hantiert wird. Er mahnte eine betriebswirtschaftliche Ist-
Rechnung mit periodengerechten Zuordnungen von Erträgen
und Aufwendungen an. Eine gesetzliche Verpflichtung das ka-
meralistische Zahlenwerk durch betriebswirtschaftliche Rech-
nungen zu erweitern, verfehle das Transparenzgebot.

Klaus Breil, MdB und Vorsit-
zender des Fachausschusses der
FDP-Bayern, betonte, dass nur
bei transparenter betriebswirt-
schaftlicher Rechnungslegung
erkennbar würde, wie sich der
Wert des kommunalen Vermö-
gens verändere, und wo sich ein
Investitionsstau abzeichne.

Schönrechnen vermeiden

Dr. Kaltenhauser wies auf die
gemachten Erfahrungen des
Kreistags Aschaffenburg hin, der
als erster bayerischer Kreis eine
Doppik-Eröffnungsbilanz für
2009 beschloss. Da sei deutlich
geworden, dass auch eine Einbe-
ziehung von ausgelagerten Akti-
vitäten in die Rechnungslegung
erfolgen müsse, also eine Kon-
zern-Bilanz und - G +V unbedingt
notwendig sei. Viel zu oft würden
ansonsten stille Lasten in Stadt-
werke oder Kommunalbetriebe
ausgelagert, oder umgekehrt
durch übermäßige Eigenkapital-

ausstattung oder intrakommunale
Kreditgewährung schön gerech-
net. Schließlich müsse man der-
zeit gültige Bewertungsregeln in
der freien Wirtschaft möglichst
weitgehend auch bei kommunaler
Rechnungslegung anwenden. Ein
Ausweis der Sparkasse in der Bi-
lanz mit dem Wert Null, sei z.B.
nicht aussagekräftig.

Klaus Breil fasste zusammen:
Gerade in konjunkturell schwieri-
gen Zeiten ist Transparenz bei der
Vermögensentwicklung und Er-
gebnisrechnung in Kommunen
unabdingbar. Nur ein echtes dop-
pisches Rechnungswesen kann
dies erreichen. Deshalb darf Bay-
ern hier nicht das Schlusslicht bil-
den. Das Gebot der freiwilligen
Anwendung muss in einen ver-
bindlichen Zeitrahmen münden,
wann alle Kommunen samt Be-
trieben Doppik anwenden müs-
sen. Dies gelte auch und gerade,
wenn sich eine „Überschuldung“
der Kommune dabei offenbaren
würde.

BayernLB finanziert Ankauf
von Münchner „Rodenstock-Areal“

Die BayernLB hat den Ankauf des ca. 13.000 m² umfassenden
Münchner „Rodenstock-Areals“ finanziert. Das Gelände des Mün-
chner Traditionsunternehmens „Rodenstock“ in der Isar-Vorstadt
wurde von dem Bauträgerunternehmen Baywobau erworben. Die-
se auch für Münchner Verhältnisse große Grundstückstransaktion
wurde auf Verkäuferseite von Corpus Sireo begleitet.

Das noch etwa zwei Jahre für Gewerbezwecke genutzte Gelände
soll für den Wohnungsbau planerisch entwickelt werden.
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UnternehmerKonferenz der bayerischen Sparkassen in Nürnberg:

ABS für Entscheider
„Special Kommunen“ mit neuesten Trends aus der Praxis

Als Kommune ist man den Turbulenzen des Alltags unerbittlich
ausgesetzt. Wer hier bestehen will, braucht eine große Portion
Mut, Wissen und Verstand. Das Kommunalforum auf der Un-
ternehmerKonferenz der bayerischen Sparkassen am 19. Mai in
Nürnberg bringt die Kommunen in Position.

Erstmals wurden im vergange-
nen Jahr Vertreter der Kommu-
nen mit einem eigenen Schwer-
punktthema angesprochen. Nach
dem positiven Echo ist auch 2010
das „Special Kommunen“ ein
wichtiger Bestandteil der Veran-
staltung, wie Prof. Rudolf Falter-
meier, Vizepräsident des Sparkas-
senverbandes Bayern, gegenü-
ber der Bayerischen Gemein-
deZeitung betonte. Unter dem
Motto „Aufschwung - Balance -
Stabilität“ biete die Tagung im
MesseCongressCentrum CCN
Ost ein ABS für Entscheider, mit
dem sie Schieflagen vermeiden
und für nachhaltigen Erfolg sor-
gen können.

Trends aus der Praxis

Top-Experten bringen die neue-
sten Trends aus der Praxis mit. In
Vorträgen, Expertenrunden und
Diskussionsveranstaltungen wer-
den Themen durchleuchtet, die
die Vertreter der Kommunen
ebenso ansprechen wie Unterneh-
mer. Hier ist vor allem der Beitrag
zum Private Public Partnership
(PPP) zu nennen. Dr. Detlef Lupp
(Bayerische Bauindustrie) wird
dazu eine prominent besetzte
Runde willkommen heißen.

Praxisnähe und -tauglichkeit der
Themen wird neben den Experten
von Finanzdienstleistern durch
die Einladung von Bürgermei-
stern, Kämmerern und Vertretern
von Stadtwerken gewährleistet. So
referiert beispielsweise Dr. Florian
Bieberbach (Stadtwerke Mün-
chen) über die Chancen der regio-
nalen Energieversorgung.

Gerade auch energiepolitische

Aspekte und kommunale Zu-
kunftskonzepte zählen zu den
Herausforderungen, die aus den
Megatrends Klimawandel und
Nachhaltigkeit entstehen. „Nach-
haltigkeitsprojekte und Zukunfts-
visionen im kommunalen Be-
reich“ lautet das Thema einer Po-
diumsdiskussion, die von Martin
Reents (Energiewende Oberland
Bürgerstiftung für Erneuerbare
Energien und Energieeinsparung)
geleitet wird.

Ganz konkret wird außerdem
Thomas Aumer (Bayern FM) das
Thema „Nachhaltige Immobilien-
bewirtschaftung“ nahe bringen
und sein Kollege Martin Wieland
sich mit der Optimierung von
(kommunalen) Immobilien befas-
sen. Eine kommunale Verschul-
dungsdiagnose wiederum zeigt
Chancen zur Wirtschaftlichkeits-
optimierung auf. Moderiert wird
diese Diskussionsrunde von And-
rea Bastian, Bayerischer Sparkas-
senverband. In komprimierter
Form gibt es Antworten auf drän-
gende Fragen.

Laut Projektleiter Michael
Zehnter vom Sparkassenverband
Bayern „reagieren wir auf die Si-
tuation der Kommunen und auf
die Nachfrage, die wir 2009 erlebt
haben“. Kommunen agierten und
reagierten immer stärker wie Un-
ternehmen, dächten in Investiti-
onszyklen und Effizienz-Maßnah-
men. Staat und Land übertrügen
den Städten und Gemeinden im-
mer mehr Aufgaben und Ausga-
ben.

Durch sinkende Einnahmen aus
der Gewerbesteuer und die Erfül-
lung z. B. von energetischen Sa-
nierungsmaßnahmen werde

dieser Spagat zu einer wachsen-
den Herausforderung.

Finanzierungslösungen

Die Sparkassen tragen hier Vi-
zepräsident Faltermeier zufolge
ihren Teil der Verantwortung, in-
dem sie zusammen mit ihren Part-
nern stabile Finanzierungslösun-
gen anbieten, aber auch als
Schnittstelle zwischen den Ge-
meinden und Unternehmern auf-
treten. „Wir sind in den Regionen
verwurzelt, und das bedeutet, wir
sind der Wirtschaft und den Kom-
munen gleichermaßen verpflichtet
und verstehen uns als Partner für
langfristige Lösungen und Projek-
te“, machte Faltermeier deutlich.
Nicht zuletzt gehe es auch um die
Attraktivität des Standorts.

Weitere Themenschwerpunkte
der UnternehmerKonferenz sind
stabile Finanzierungsstrukturen,
unternehmerische Erfolgsfakto-
ren, internationales Geschäft, Zu-
kunftsmärkte, Energie-Manage-
ment und nachhaltige Immobili-
en-Wirtschaft. Über 30 Fachvor-

träge, eine hochkarätige Keynote
von Dr. Marco Freiherr von Mün-
chhausen zum Thema: Die klei-
nen Saboteure – So managen Sie
den inneren Schweinehund im
Unternehmen“ sowie ein mit-
reißender Best-Practice-Vortrag
von Hermann Scherer („Chance-
nintelligenz - Warum manche le-
benslang Chancen suchen und
andere sie täglich nutzen“) garan-
tieren hohe Praxisorientierung.

Wie Vizepräsident Faltermeier
darlegte, werden zurVeranstaltung
im MesseCongressCenter rund
1000 Teilnehmer erwartet. Die
UnternehmerKonferenz findet
laut Zehnter dieses Jahr zum ach-
ten Mal statt und hat sich als eine
breite Informations- und Know-
how-Plattform zum Knüpfen und
Vertiefen von Business-Kontak-
ten etabliert.

Gründerpreisverleihung

Im Anschluss an die Konferenz
findet die Verleihung „Bayeri-
scher Gründerpreis 2010“ statt.
Diese höchste Auszeichnung für
Unternehmer in Bayern wird für
besondere und herausragende Er-
folge beimAufbau und Erhalt von
Unternehmen in den Kategorien
Konzept, StartUp, Aufsteiger,
Nachfolge, Sonderpreis und Le-
benswerk verliehen. DK
Weitere Informationen : www.
unternehmerkonferenz.de

Im Gespräch (v. l.): Andrea Bastian, Kommunalreferentin
Bayerischer Sparkassenverband, Prof. Rudolf Faltermeier, Vi-
zepräsident des Sparkassenverbandes Bayern, und Anne-Marie
von Hassel, Chefredakteurin Bayerische GemeindeZeitung.

BayernLB:

Häusler übernimmt
Vorstandsvorsitz

Gerd Häusler hat das Amt des Vorstandsvorsitzenden der Bay-
ernLB übernommen. Als seine beiden wichtigsten Ziele bezeich-
nete er dabei, die Bank zum einen dauerhaft im Bereich
schwarzer Zahlen zu etablieren und sie zum anderen mittelfri-
stig für Investoren hinreichend attraktiv zu machen. In dieser
Aufgabe sehe er sich als Sachwalter des bayerischen Steuerzah-
lers, um im Verlauf der nächsten Jahre dem Freistaat als Ei-
gentümer der Bank einen schrittweisen Ausstieg zu erlauben.

Ministerpräsident Horst See-
hofer knüpfte hohe Erwartungen
an den Amtsantritt des neuen
Vorstandsvorsitzenden. Seehofer
sagte: „Mit dem heutigen Tag le-
gen wir eine große Aufgabe ver-
trauensvoll in die Hände von
Gerd Häusler. Gerd Häusler ist
ein international renommierter,
erfolgreicher und erfahrener Fi-
nanzfachmann. Ich freue mich,
dass es uns gelungen ist, ihn für
diese Aufgabe zu interessieren.
Für die Bank geht es jetzt darum,
in enger Abstimmung mit der
EU die Restrukturierung konse-
quent voranzutreiben. Die Zah-
len für 2009 stimmen vorsichtig
optimistisch, dass dieser Re-
strukturierungsprozess gelingt.
So belief sich das operative Er-
gebnis bereinigt um die Verluste
aus der HGAA auf 885 Millio-
nen Euro. Die Aufarbeitung der
Vergangenheit bei der BayernLB
findet im dafür vom Bayerischen
Landtag eingesetzten Untersu-
chungsausschuss statt.“

Große Erfahrung

Finanzminister Georg Fah-
renschon begrüßte den neuen
Vorstandsvorsitzenden: „Gerd
Häusler verfügt über drei Jahr-
zehnte Erfahrung im öffentli-
chen und im privaten Banksek-
tor, die er sowohl im Inland als
auch im Ausland gesammelt hat.
Er bereichert bereits seit August
2009 als stellvertretender Ver-
waltungsratsvorsitzender die Ar-
beit im Aufsichtsgremium der

Landesbank mit seinen vielfälti-
gen Erfahrungen und Sachkennt-
nissen. Mit diesem Rüstzeug in
verschiedenen Bereichen des
Bankgeschäfts wird er der Lan-
desbank die erforderlichen Im-
pulse geben, um ihr auf dem be-
reits eingeschlagenen Weg der
Restrukturierung und Neuaus-
richtung zum Erfolg zu verhel-
fen.“ Gerd Häusler betonte in
seiner Antrittsrede: „In der Spra-
che des Eiskunstlaufs haben wir
eine Pflicht und eine Kür vor
uns.“ Als „Pflicht“ sehe er es an,
dass die Bank dauerhaft ein posi-
tives Ergebnis erzielt. Hier gelte
es unter anderem, das eingeleite-
te Transformationsprogramm
„Herkules“ fortzusetzen, also die
Bank auf ein vertretbares Maß
an Risikoappetit und Kosten-
strukturen zu trimmen. Die Bay-
ernLB werde aber auch, sofern
dies im Kundeninteresse liegt,
Gelegenheiten zu unternehme-
risch motivierter Expansion
wahrnehmen.

Rentabilität steigern
für Eigentümerwechsel

„Die Kür wiederum wird darin
bestehen, in den nächsten Jahren
die Rentabilität des Hauses so zu
steigern, dass ein Eigentümer-
wechsel möglich wird und der
Freistaat Bayern sein eingesetztes
Kapital möglichst weitgehend
zurückerhält“, sagte Häusler. Der
neue Vorstandsvorsitzende sprach
dabei von einer hinreichend ho-
hen Eigenkapitalrendite der Bay-
ernLB, die erforderlich sei, um
für Kapital von außen attraktiv zu
sein. Häusler betonte in diesem
Zusammenhang: „Wir werden
uns in den nächsten Jahren auf
das Geldverdienen konzentrieren
müssen. Nur eine solche Konzen-
tration auf das Bankgeschäft
außerhalb der politischen Arena
erlaube es, die hoch gesteckten
wirtschaftlichen Ziele erreichen
zu können.“

Gestaltungsfreiheit

Die strategischen Handlungs-
spielräume für die BayernLB sind
nach Einschätzung von Häusler
aufgrund der zu erwartendenAuf-
lagen der EU-Kommission oh-
nehin eng gesteckt. „Wer staatli-
che Beihilfe in Anspruch nimmt,
verliert aufgrund der EU-Beihilfe-
regeln weitgehend seine unter-
nehmerische Gestaltungsfreiheit“,
sagte er. Gleichwohl sieht Häusler
realistische Chancen, die Bayern-
LB auch im Kontext eines harten
Wettbewerbs in eine stabile Zu-
kunft zu führen: Das Geschäfts-
modell der deutschen Landesban-
ken sei zwar seit jeher internatio-
nal marktunüblichen Restriktio-
nen unterworfen und enge die ge-
schäftlichen Handlungsspielräu-
me deutlich ein. Die konsequente
Umsetzung des Geschäftsmodells
mit der Konzentration auf Kun-
den in den wirtschaftsstarken Re-
gionen Bayern und Deutschlands
biete aber dennoch eine hinrei-
chend solide Grundlage, um am
Markt erfolgreich zu sein. Die be-
reits erreichten Erfolge im opera-
tiven Geschäft wertet der neue
Vorstandsvorsitzende als erste Be-
stätigung für diesen Kurs. Die
BayernLB müsse sich aber noch
konsequenter an den Bedürfnis-
sen der Kunden ausrichten: „Kun-
denorientierung wird in dieser
Bank unter meiner Führung ober-
ste Maxime sein.“

Kernkompetenz der
Sparkassen stärken

Zellner als Sparkassenpräsident ins Amt eingeführt
Der neue Geschäftsführende Präsident des Sparkassenverbandes
Bayern, Theo Zellner, hat seineAmtsgeschäfte angetreten. DieAuf-
gabe des Sparkassenverbandes sei es, als Dienstleisterdie 73 bayeri-
schen Sparkassen imWettbewerb zu unterstützen. Ein Sparkassen-
Regionalverband sei keine Konzernzentrale, sondern ein Wirt-
schaftsfachverband für autonome regional tätige Kreditinstitute.

Vorrangig gehe es ihm darum,
dass die Sparkassen in ihrer Kern-
kompetenz als moderne regionale
Finanzinstitute gestärkt werden.
Dazu gehören ein flächendecken-
des Angebot von Finanzdienstlei-
stungen für alle Bevölkerungs-
schichten und die Kreditversor-
gung des Mittelstandes. Zellner
wolle sich dabei immer die Frage
stellen: „Wie wirken sich die Gre-
mien-Entscheidungen auf das
Land aus?“ Neben diesem von
ihm verfochtenen Regionalprinzip
gelte es, das bewährte „Drei-Säu-
len-Modell“ aus Sparkasssen, Ge-
nossenschaftsbanken und privaten
Kreditbanken zu verteidigen.

Ein besonderes Anliegen seien

ihm auch die Entwicklung moder-
ner Vertriebswege für die Sparkas-
sen. Die dazu notwendigen Ge-
schäftsabläufe betriebswirtschaft-
lich zu optimieren und Innovatio-
nen voran zu bringen, gehöre zu
denAufgaben, die der Sparkassen-
verband leisten müsse, so Zellner.

Beratung

Darüber hinaus berate der
Sparkassenverband Bayern die
ihm angeschlossenen Institute in
Rechtsfragen, übernehme die
Rechnungsprüfung und organi-
siere die zentrale Bildungsarbeit
der Sparkassen in der Sparkas-
senakademie Landshut.

Empfang in der Verbandsgeschäftsstelle des Sparkassenverbandes Bayern anlässlich der Amtsein-
führung des neuen Präsidenten (v. l.): Heinrich Haasis (Präsident des Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes), Theo Zellner (Geschäftsführender Präsident Sparkassenverband Bayern), Mini-
sterpräsident Horst Seehofer und Bayerns Staatsminister der Finanzen, Georg Fahrenschon.

Deutscher Landkreistag:

Sparkassen keine Rettungsengel
für Landesbanken

Vor dem Hintergrund der derzeitigen Entwicklungen im Bereich
von Landesbanken und Sparkassen in Bayern, Nordrhein-West-
falen und Schleswig-Holstein hat der Deutsche Landkreistag dazu
aufgefordert, keine Entscheidungen zu treffen, die im Ergebnis
die Sparkassen schwächen. Präsident Landrat Hans Jörg Duppré
hob hervor, dass die kommunalen Sparkassen keinesfalls bereit-
stünden, um vor einer Privatisierung die „Braut Landesbank
noch einmal aufzuhübschen“. Duppré mahnte an, dass zudem
endlich Klarheit geschaffen werde müsse, wohin der Kurs der
Landesbanken führen solle. „Ist dies klar, kann auch entschieden
werden, wie eine Zusammenarbeit mit den Sparkassen - z. B. im
Großkundengeschäft - gestaltet werden kann.“ Gleichzeitig un-
terstrich er die ablehnende Haltung des Deutschen Landkreista-
ges zu den Plänen, der HASPA eine Beteiligung an den schleswig-
holsteinischen Sparkassen zu ermöglichen.

Mit Blick auf die aktuellen Dis-
kussionen um die Konsolidierung
der WestLB und der BayernLB
fand der DLT-Präsident deutliche
Worte: „Zunächst einmal müssen
die Länder wissen, was sie über-
haupt wollen. Spielen die Landes-
banken für sie noch eine Rolle
oder werden sie aufgegeben und
privatisiert? Erst wenn hier Klar-
heit herrscht, kann auch über Opti-
mierungsmöglichkeiten in der Zu-
sammenarbeit und Arbeitsteilung
von Sparkassen und Landesban-
ken nachgedacht werden.“

ÖffentlicherAuftrag

Die Landesbanken dürften aber
keinesfalls auf dem Rücken der
funktionierenden Sparkassen
konsolidiert werden. Dies gel-
te erst recht, wenn die Landes-
banken anschließend zu einem
möglichst hohen Preis verkauft
werden sollen. „Die Sparkas-
sen haben einen dem Bürger und
der lokalen Wirtschaft verpflich-
teten öffentlichen Auftrag und
nicht die Aufgabe, die finanziel-

len Folgen von Fehlengagements
im Landesbankensektor für das
Land erträglicher zu machen.“

Ablehnende Haltung

Auf klareAblehnung des kom-
munalen Spitzenverbandes stößt
auch der Gesetzentwurf zur No-
vellierung des schleswig-holstei-
nischen Sparkassengesetzes. Der
DLT-Präsident appellierte an den
schleswig-holsteinischen Lan-
desgesetzgeber, das Gesetzesvor-
haben umgehend zurückzuzie-
hen. „Anderenfalls führt dies ge-
radewegs in eine Öffnung des
Sparkassensektors für private
Dritte.“

Eigenes Interesse an
Mittelstandsförderung

Er hob weiter hervor, dass es
seinen guten Grund habe, warum
sich die Sparkassen selbst in der
Krise so erfolgreich als Stütze der
Wirtschaft und des Mittelstands
erwiesen hätten: „Die kommuna-
len Sparkassen unterliegen nicht

dem Diktat von privaten Rendite-
interessen und sind auch keine In-
vestmentbanker. Vielmehr sind sie
ausschließlich auf ihr jeweiliges
Trägergebiet konzentrierte öffent-
liche Institute, die ein eigenes In-
teresse an der Förderung der
Mittelstands haben und so zur ge-
deihlichen wirtschaftlichen Ent-
wicklung vor Ort beitragen.“

Allgemeinwohl

Wolle man die Sparkassen für
private Investoren öffnen, würde
man zwangsläufig die Institute
in ihrem Kern verändern und
entwerten. „Über kurz oder lang
würden Renditeinteressen die
Geschäftspolitik bestimmen und
nicht mehr das Agieren zum
Wohle der Allgemeinheit. Das
wäre der Anfang vom Ende der
Sparkassen und hätte erhebliche
Auswirkungen für die Versor-
gung von Bürgern und Wirt-
schaft mit Finanzdienstleistun-
gen“, so Duppré. Im Ergebnis
würde die Kreditbeschaffung ge-
rade für kleine und mittelständi-
sche Unternehmen erschwert
werden.
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Wir versichern Bayern.

Auch wenn man noch so vorsichtig ist – kein Mensch kann an alles denken oder
gegen jede Gefahr vorsorgen. Es gibt halt im Leben Zufälle, Unfälle – und für den
Fall der Fälle uns, die Versicherungskammer Bayern.
Wir versichern alles, was Ihnen lieb und teuer ist: das eigene Haus, das wertvolle
Hab und Gut, das neue Auto oder die seltenen Sammelstücke, die Ihnen ans Herz
gewachsen sind. Wir beraten Sie ausführlich – denn Versicherungen schließt man
nicht nebenbei ab.
Sollte dann doch aus heiterem Himmel ein Donnerwetter passieren, haben Sie mit
uns Glück im Unglück. Denn einer unserer Betreuer ist bestimmt auch in Ihrer
Nachbarschaft. Kein Wunder bei über 4 000 Beratungsstellen in Bayern und der Pfalz
oder unter www.versicherungskammer-bayern.de. Wir helfen dann blitzschnell –
damit aus Krach nicht noch Ärger wird.

Wir schützen Ihr Zuhause –
als wär’s unser eigenes.

Versicherungskammer Bayern zieht Bilanz:

Beiträge und Ergebnis
weiter gewachsen

In der Lebensversicherung nachhaltige Verzinsung gesichert
Klima-Kasko-Tarif ein großer Erfolg

Das können mit Blick auf das Jahr 2009 nicht viele Unterneh-
men von sich behaupten: „Wir haben die Finanzmarktkrise oh-
ne Blessuren überstanden und uns sogar sehr gut weiterent-
wickelt. Wir stehen sehr stabil da.“ Die breit gestreuten Kapital-
anlagen böten eine gute Basis für langfristig sichere Erträge.
Dies insbesondere auch für Produkte, die der Altersvorsorge
dienten. „Auch bei einem langfristigen Niedrigzinsszenario
wären wir immer noch in der Lage, unsere Verpflichtungen zu
erfüllen.“ Die nach eigenem Verständnis wertkonservative Ver-
sicherungskammer Bayern stellte diese Aussage mit sehr guten
Geschäftsergebnissen, interessanten neuen Produkten und ei-
nem bemerkenswerten sozialen Engagement unter Beweis, wie
Vorstandsvorsitzender Friedrich Schubring-Giese in der Bilanz-
pressekonferenz darlegte.

Der öffentlich-rechtliche Versi-
cherer, der in Bayern, im Saar-
land, in Berlin und in Branden-
burg tätig ist und bundesweit für
alle öffentlich rechtlichen Versi-
cherer das Krankenversicherungs-
geschäft betreibt, ist profitabler
gewachsen als die Branche im
Durchschnitt. Im Berichtjahr
konnten die gesamten Beitrags-
einnahmen um 6,4 Prozent auf
6,27 Milliarden Euro gesteigert
werden. Der Markt brachte es auf
ein Plus von 4,1 Prozent. Den
größten Anteil mit 40 Prozent
steuerte die Lebensversicherung
bei. Die Kompositversicherer
(Schaden- und Unfallversicherer)
sowie die beiden Krankenversi-
cherer (Bayerische Beamtenkran-
kenkasse und Union Krankenver-
sicherung) brachten es jeweils auf
30 Prozent.

Kostenquote gesenkt

Da die Kostenquote weiter ge-
senkt werden konnte und das Net-
toergebnis der Kapitalanlagen auf
1,38 (Vorjahr: 0,90) Milliarden
Euro stieg, was eine Nettoverzin-
sung des Gesamtbestandes von
4,0 Prozent bedeutet, erhöhte sich
der Jahresüberschuss auf 135,9
(74,6) Millionen Euro. Dabei ist

zu berücksichtigen, dass die stil-
len Lasten von 532,5 Millionen
auf 93 Millionen Euro abgebaut
und die stillen Reserven um 55
Prozent auf 4,3 (3,4) Prozent des
Kapitalbestandes erhöht wurden
und die Kammer aus ihrem Lan-
desbank-Engagement 44 Millio-
nen Euro Zinsausfälle zu verkraf-
ten hatte. Freilich hofft sie, die
Hälfte der Ausfälle über Wertstei-
gerungen wieder aufholen zu kön-
nen. Etwa der halbe Jahressüber-
schuss wurde an die Eigentümer
(Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken) ausgeschüttet, das
Übrige thesauriert.

Lebensversicherungen
profitieren von Erholung

Die Lebensversicherung als
größte Sparte hat nach Schubring-
Gieses Worten von der Erholung
an den Kapitalmärkte profitiert,
insbesondere von der Erholung an
den Aktienmärkten. Dennoch
merkte der Kammer-Chef an, er
sei sich nicht sicher, ob die alten
Theorien noch Gültigkeit hätten,
dass man auf lange Sicht mitAkti-
en immer mehr verdiene - wenn
diese Theorien denn je gestimmt
hätten. In den letzten Jahren seien
regelmäßig Blasen auf dem Kapi-

talmarkt geplatzt. Deshalb seien
langfristig investierte Kapitalanla-
gen in gute Bonitäten so wichtig.
Der Ertrag in Leben stammt zu 80
Prozent aus Zinsanlagen, wobei
man in lange Laufzeiten investiert
hat. Der Rest wurde in Unterneh-
mensanleihen und Immobilien ge-
steckt, wodurch es eine hohe Risi-
kodiversifikation gebe. Die Kam-
mer glaubt nicht an weiter fallen-
de Zinsen, hat sich aber vorsorg-
lich dagegen durch sogenannte
Swaptions abgesichert.

Besser als der Markt

In Leben stiegen die Brutto-
beiträge um 9,9 Prozent auf 2,47
Milliarden Euro, und zwar im
Neugeschäft um 37,7 Prozent auf
1,17 Milliarden Euro. Das Ein-
malgeschäft legte um 329,9 Mil-
lionen auf 1.010,9 Millionen Euro
zu. Wachstumsträger im Einmal-
geschäft, das nur für abgelaufene
Lebensversicherungen angeboten
wird, waren Rentenversicherun-
gen. Mit einer Stornoquote von
5,5 Prozent liege man deutliche
besser als der Markt mit 6,2 Pro-
zent, so Schubring-Giese.

Gute Gesamtverzinsung

Interessant ist der Blick in die
Kapitalanlagen der Lebensversi-
cherung. Die Nettoverzinsung er-
reichte 3,9 Prozent. Zum Jahres-
ende 2009 hatten alle Lebensver-
sicherer des Konzerns Bewer-
tungsreserven (früher: stille Re-
serven) von 704,7 Millionen Eu-
ro, was 3,3 Prozent des Kapital-
anlagenbestandes entspricht. Da-
zu der Kammer-Chef: „Vor dem
Hintergrund der niedrigen Markt-
zinsen haben wir nach wie vor ei-
ne gute Gesamtverzinsung. Bei

der Bayern-Versicherung liegt die
laufende Verzinsung unverändert
bei 4,15 Prozent. Zusammen mit
den Schluss-Überschussanteilen
ergibt sich bei laufender Beitrags-
zahlung eine Gesamtverzinsung
von 4,9 Prozent, bei Einmalversi-
cherungen von 4,4 Prozent. Im
Rentenbezug bleibt es bei einer
Gesamtverzinsung von 4,7 Pro-
zent. Schubring-Giese betonte
noch einmal, dass die Kammer
ihren Kunden auch künftig die
größtmögliche Sicherheit für de-
ren Altersvorsorge geben könne.
Eine nachhaltige Verzinsung sei
gesichert, das biometrische Risi-
ko kostengünstig abgedeckt.

Demographische
Entwicklung

In der Krankenversicherung
wuchsen die Beträge um 6,4 Pro-
zent auf 1,93 Milliarden Euro.60
Prozent entfielen aufs Neuge-
schäft, immerhin 40 Prozent auf
Beitragsanpassungen. Versichert
waren 2,75 Millionen Personen,
davon 505.000 in der Vollversi-
cherung. Die Leistungsausgaben
stiegen um 5,1 Prozent auf 1,30
Milliarden Euro. Die demographi-
sche Entwicklung bleibe eine
große Herausforderung in der
Kranken- und Pflegeversiche-
rung. Es gehe darum, eine genera-
tionengerechte Finanzierung hin-
zubekommen. Die Pflegeversi-
cherung sei nach wie vor nur eine
„Teilkaskoversicherung“. Dem
wolle die Kammer mit zwei neu-
en Zusatztarifen gegensteuern.
Der „PflegePlus“-Tarif leiste be-
reits vor Eintritt der Pflegebedürf-
tigkeit, also vor Zuordnung einer
Pflegestufe, wenn auf Grund einer
eingeschränkten Alltagskom-
petenz wie z.B. Demenz ein er-
heblicher Betreuungsbedarf beste-
he. Und der Tarif „PflegePrivat“
beinhalte zusätzliche Geld- und
Serviceleistungen, so dass sich

pflegende Angehörige für maxi-
mal sechs Monate ohne Gehalts-
verlust zur Pflege Angehöriger
freistellen lassen könnten.

Klima-Kasko

Die Schaden- und Unfallversi-
cherung wird stark durch die Kfz-
Versicherung geprägt, auf die 37
Prozent der Prämieneinnamen
von insgesamt 1,88 Milliarden
Euro (+ 2,2 Prozent) entfielen.
Das Wachstum stammt vor allem
aus der Wohngebäude- und Un-
fallversicherung, wobei die „Kli-
ma-Kasko“-Versicherung mit 90
ProzentAnteil im Neugeschäft ei-
ne besondere Rolle spielt. Diese
Versicherung, für die die Kammer
bisher eineAlleinstellung hat, bie-
tet eine Komplettdeckung für
Feuer, Leitungswasser, Sturm/Ha-
gel und weitere Elementargefah-
ren. Selbst eventuelle Schäden
durch die Lava-Asche des isländi-
schen Vulkans Eyjafjallajökull
wären gedeckt. Die Zahl der Ver-
träge in Komposit hat um 2,9 Pro-
zent auf 10,6 Millionen zugelegt.
2009 war ein durchwachsenes
Schadenjahr mit einer Schaden-
quote von 73,8 (Vorjahr: 72,4 Pro-
zent) durch hohe Schadenbela-
stungen in Vollkasko durch Un-
wetter, was 1,48 Milliarden Euro
(+8,1 Prozent) kostete.

Wachstum, aber nicht
um jeden Preis

Im laufenden Jahr setzt das Un-
ternehmen weiter auf Wachstum.
„aber nicht um jeden Preis“. Man
will nur ertragsreich wachsen. Er-
wartet werden etwa 4 Prozent und
ein Jahresüberschuss, der etwas
über dem von 2009 liegen könnte.
Die Zahl der Mitarbeiter ist mit
über 6400 stabil geblieben. Als
Münchens ausbildungsstärkstes
Unternehmen der Branche soll die
Zahl der Azubis von derzeit 329

um weitere 40 erhöht werden. Die
Kammer, so Schubring-Giese,
fühle sich nicht nur den Kunden
und Eigentümern verpflichtet,
sondern gleichermaßen auch den
Mitarbeitern, „den an jedem Ar-
beitsplatz hängen Familien, im
Konzern so viele Menschen, wie
z.B. die Stadt Freising Bürger
hat“. Eine familienfreundliche
Personalpolitik sei für die Kam-
mer eine nachhaltige Investition
in die Zukunft. Da durch die de-
mographische Entwicklung viele
Mitarbeiter auf Grund von pflege-
bedürftigen Angehörigen in einen
Konflikt zwischen ihren fami-
liären Pflichte und beruflichen
Anforderungen kommen dürften,
hat die Kammer-Initiative beruf-
undfamilie die Aktion “Essen to
go“ kreiert, für die man aber of-
fenbar keine deutsche Bezeich-
nung gefunden hat. Mitarbeiter
können für ihre Familien Essen -
frisch und transportgerecht ver-
packt - aus der Betriebskantine
mit nach Hause nehmen. Die Mit-
arbeiter sollen so im Unterneh-
men gehalten werden.

Online-Vertrieb

Der Online-Vertrieb über „Ba-
variaDirekt“, vor allem in der
Kfz-Versicherung üblich, macht
inzwischen 10 bis 15 Prozent des
Neugeschäftes aus. Dieser Ver-
triebsweg soll auf andere Sparten,
etwa die Kranken-Zusatzversi-
cherung, ausgedehnt werden. Ge-
dacht ist auch an Kooperationen,
etwa zwischen Sparkassen und
Agenturen. Für Fusionen oder
Übernahmen gebe es im Moment
keine Optionen, auch nicht inner-
halb der Gruppe. Ein Zusammen-
gehen im Rahmen der Südschiene
(die beiden Kammer-Krankenver-
sicherer mit der Sparkassenversi-
cherung in Stuttgart) „wäre zwar
immer noch effizient“, aber auch
hier tue sich zurzeit nichts. dhg

Bilanzpressekonferenz Sparkassen-Bezirksverband Niederbayern:

Stabile Geschäftsergebnisse
Bewährung in der Krise

Trotz der anhaltenden Finanzkrise hat der Bezirksverband der
niederbayerischen Sparkassen bei seiner Jahrespressekonferenz
in Pfarrkirchen eine überwiegend positive Bilanz für das Ge-
schäftsjahr 2009 gezogen. Wie Bezirksobmann Walter
Strohmaier hervorhob, habe sich das Geschäftsmodell der Spar-
kassen gerade in der Finanzmarktkrise bewährt. Die nieder-
bayerischen Sparkassen seien gestärkt aus der Krise hervorge-
gangen.

Der Regener Landrat Heinz
Wölfl wies darauf hin, dass die
Sparkassen in Niederbayern ihr
Engagement für die Region
langfristig betrachtet sehen wol-
len. Seit rund 170 Jahren stünden
sie für wirtschaftliche und sozia-
le Stabilität. Wölfl bekannte sich
zur ursprünglichen Idee, jedem
Menschen, ungeachtet seiner so-
zialen Herkunft, die Möglichkeit
zur finanziellen Vorsorge und
zur Absicherung seines Lebens-
unterhalts zu bieten.

Betriebsergebnis
über Durchschnitt

Die Bilanzsumme der acht
niederbayerischen Sparkassen
lag mit 15,1 Milliarden Euro
rund 0,9 Prozent über dem Vor-
jahresniveau. Das durchschnittli-
che Betriebsergebnis vor Bewer-
tung betrug 1,2 Prozent der Bi-
lanzsumme und liegt dabei über
dem Schnitt der Sparkassen in
Bayern. Die Einlagen von Kun-
den waren im Jahr 2009 zwar
mit minus 0,7 Prozent leicht
rückläufig, die niederbayeri-
schen Sparkassen verwalten aber
immer noch ein Kundenvermö-

gen im Gesamtvolumen von
11,9 Milliarden Euro.

Die Ausleihungen und Kredite
an Kunden beliefen sich zum
Jahresende 2009 bei den nieder-
bayerischen Sparkassen auf 9,2
Milliarden Euro und nahmen so-
mit gegenüber dem Vorjahr um
5,5 Prozent zu. Der bayernweite
Durchschnitt liegt hier bei 2,3
Prozent. Gestiegen ist auch der
Bestand an Ausleihungen an Un-
ternehmen und Selbstständige:
um 281 Millionen Euro auf der-
zeit 4,7 Milliarden Euro.

Soziale unhd karitative
Projekte und Aktionen

Passaus Landrat Franz Meyer
erinnerte daran, dass der Ge-
schäftserfolg der niederbayeri-
schen Sparkassen nicht nur weni-
genAnteilseignern diene, sondern
allen Bürgern. Gewinne würden
in Kredite für neue Investitionen
und in zahlreiche soziale und kul-
turelle Projekte investiert. Die nie-
derbayerischen Sparkassen hätten
allein im vergangenen Jahr für
Kultur, karitative und soziale
Zwecke, Sport- und Umweltför-
derung rund 3,7 Millionen Euro

zur Verfügung gestellt.
Auf die Kompetenz desVerbun-

des der Sparkassen-Finanzgruppe
machte Josef Borchi, Sparkassen-
direktor in Rottal-Inn und Schrift-
führer im Verband der nieder-
bayerischen Sparkassen, aufmerk-
sam. Mit der Versicherungskam-
mer Bayern als größtem öffentli-
chem Versicherer Deutschlands,
der Bayerischen Landesbauspar-
kasse LBS und der Investmentge-
sellschaft DekaBank könne man
Service aus einer Hand bieten.

Wichtiger Steuerzahler

Aufgrund der guten Ergebnis-
se der niederbayerischen Spar-
kassen ist die geleistete Gewer-
besteuer des Bezirksverbandes
Niederbayern der Sparkassen im
Jahr 2009 auf rund 19,9 Millio-
nen Euro (2008: 12,1 Millionen
Euro) gestiegen. Wie Pfarrkir-
chens Bürgermeister Georg
Riedl als Vorsitzender des Städ-
tetages in Niederbayern bemerk-
te, gehörten die Sparkassen in
Niederbayern bereits seit vielen
Jahren zu den bedeutendsten
Steuerzahlern im Bezirk.

Dingolfing-Landaus Land-
kreischef Heinrich Trapp befas-
ste sich schließlich mit der Rolle
der Sparkassen als Arbeitgeber.
Mit 4324 Mitarbeitern und da-
von 406 Auszubildenden (2008:
362) stellten die Sparkassen ei-
nen der großen Arbeitsplatz-An-
bieter dar. DK
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Schule der Dorf- und Landentwicklung in Thierhaupten:

Das regionale Netz
ist eng geknüpft

Wirtschaftsband A9 Fränkische Schweiz wird auf der
Informationsplattform www.sdl-inform.de vorgestellt

Die Initiative ist jung und erfolgreich: 2006 hat sich die Region
entlang der A9 zwischen Bayreuth und Nürnberg zur Zusam-
menarbeit im Bereich der integrierten ländlichen Entwicklung
entschieden. Zwei Jahre später wurde die kommunale Arbeits-
gemeinschaft Wirtschaftsband A9 Fränkische Schweiz gegrün-
det. Unterstützt vom Amt für Ländliche Entwicklung Ober-
franken konnte das Projekt kurze Zeit später in die Umset-
zungsphase starten. Grundlage dafür ist ein gemeinsam erar-
beitetes Konzept zur integrierten ländlichen Entwicklung
(ILEK). Die Informationsplattform www.sdl-inform.de bün-
delt bayernweit das Know-how über besonders erfolgreiche
Entwicklungsprojekte im ländlichen Raum.

Die Stärke des ILEK sehen die
beteiligten Kommunen vor allem
im gemeinsamen Handeln und
die dadurch bewirkte bessere Ver-
netzung der Region. 18 Städte
und Gemeinden entlang der A9,
die sich über die Landkreise Bay-

reuth im Norden und Forchheim
im Süden erstrecken, haben sich
im Wirtschaftsband A9 Fränki-
sche Schweiz zusammengeschlos-
sen.

Die Region ist geprägt von ei-
ner heterogenen Wirtschaftsstruk-

tur, zu der landwirtschaftlich ge-
nutzte Landstriche ebenso gehö-
ren, wie Gemeinden mit einem
starken Industrie-, Dienstlei-
stungs- oder Tourismussektor.

Seminar als Grundstein

Grundstein für die erfolgreiche
interkommunale Zusammenar-
beit war ein Seminar der Schule
der Dorf- und Flurentwicklung
(SDF) in Klosterlangheim. Das
Weiterbildungsinstitut hat in der
Folgezeit die Konzeptentwick-
lung sowie erste Projekte intensiv
begleitet.

Das Maßnahmenpaket, das seit
2008 auf Basis des ILEK umge-
setzt wird, berücksichtigt sowohl
die Belange verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen, als auch die der
Unternehmen in der Region.

Projekte für Schüler
und Senioren

So werden zum Beispiel über
ein Schülerpatenprojekt, das bei
einem landesweiten Wettbewerb
den 1. Platz belegte,Ausbildungs-
plätze vermittelt. Die neu gegrün-
dete Wirtschafts- und Junioren-
akademie unterstützt Jugendliche
bei der Gestaltung der Über-
gangsphase von Schule und Be-
ruf und vernetzt so die Bereiche
Bildung und Wirtschaft.

Senioren profitieren von unab-
hängigen, kostenfreien Beratun-

gen, von der Vernetzung sozialer
Einrichtungen und der Schaffung
eines Ehrenamtsnetzwerks. Be-
sondere Beachtung kam dem
Projekt „Lebensperspektive für
Senioren“ zuteil, das vom Bayeri-
schen Sozialministerium als Mo-
dellprojekt eingestuft wurde.

Regionaler
Gewerbeflächenpool

Insbesondere die Errichtung ei-
nes regionalen Gewerbeflächen-
pools innerhalb des Wirtschafts-
band A9 Fränkische Schweiz, ist
ein gelungenes Beispiel für ver-
netztes, interkommunales Han-
deln. Gemeindliche Gewerbe-
flächen werden in einen virtuellen
Pool eingebracht und aktiv ver-
äußert. Dadurch gewinnen auch
Gemeinden ohne eigene gewerb-
liche Entwicklungsmöglichkeit
Poolanteile und profitieren so von
der Gesamtentwicklung.

Unternehmen und
landwirtschaftliche Betriebe

Unternehmen sind ein wichti-
ger Faktor für die Leistungsfähig-
keit der Region. Deshalb setzt die
kommunale Arbeitsgemeinschaft
auf Maßnahmen, die deren Wett-
bewerbsfähigkeit stärken: ein ge-
meinsames Standortmarketing,
die Schaffung von innovations-
freundlichen Rahmenbedingun-
gen und die Gründung von Unter-
nehmensnetzwerken.

Auch die Landwirtschaft, die
maßgeblich zum Erhalt der Kult-
urlandschaft beiträgt, spielt beim
integrierten ländlichen Entwick-
lungskonzept eine herausragen-
de Rolle. Deren Wertschöpfung
soll durch die Erzeugung von Le-
bensmitteln und nachwachsenden
Rohstoffen sowie durch den Auf-
bau agrartouristische Angebote
gesteigert werden.

Pegnitz’ Bürgermeister Manfred Tümmler (3. v. r.) mit seinen
wichtigsten Partnern.

Fachsymposium des Landkreises Fürth:

Recht auf
individuelle Bildung

Unter dem Motto „Wertvoll – Ganzheitliche und individuelle Bil-
dung“ befasste sich ein Fachsymposium des Landkreises Fürth
mit der kommunalen Jugendarbeit. Die Teilnehmer kamen über-
wiegend aus dem Kindertagesstätten-Bereich, den Schulen sowie
aus der Jugendarbeit, von Fachberatungsstellen und der Politik.

Renommierte Fachleute wur-
den als Referenten gewonnen.
Moderiert wurde die Veranstal-
tung von Maximilian Gaul, dem
Vorsitzenden des Runden Tisch-
es Familie.

Wie der stellvertretende Land-
rat Franz X. Forman in seiner
Begrüßung betonte, sei das
Recht auf wertschätzende Bil-
dung ein wichtiger Bestandteil
der UN-Menschenrechtskonven-
tion. Bildung müsse sich ganz-
heitlich und dennoch individu-
ell gestalten und vor allem Alle
erreichen. „Natürlich wollen Al-
le nur das ‚Beste’ für unsere
Kinder, aber was ist das Be-
ste?”, fragte Forman einleitend.

Kinder sind neugierig

Antworten darauf gab zu-
nächst Dr.Armin Krenz. Er zeigte
auf, dass Kinder neugierig sind
und gerne lernen. In seinen Aus-
führungen stellte er dar, welche
Förderung welche nachhaltige
Lernauswirkung hat. Krenz arbei-
tet seit 1985 am außeruniver-
sitären „Institut für angewandte
Psychologie und Pädagogik“ in
Kiel mit demArbeitsschwerpunkt
„Elementarpädagogik“. Zahlrei-
che Publikationen, unter anderem
das Standardwerk „Handbuch für
Erzieherinnen in Krippen, Kin-
dergarten, Kita und Hort“, stam-
men aus seiner Feder.

Fühlen-Denken-Lernen

Dr. Karl Gebauer, ehemaliger
Rektor einer Grundschule in Göt-
tingen und Autor zahlreicher Pu-
blikationen zu Erziehungs- und
Bildungsfragen, vermittelte in sei-
nem Vortrag, von welchen Fakto-
ren erfolgreiches Lernen beein-
flusst wird. Dabei spiele der Zu-
sammenhang von Fühlen-Den-
ken-Lernen eine große Rolle.
Auch den Facetten des Begriffs
„klug“ ging Dr. Karl Gebauer in
seinem Referat nach. In seinem
Workshop wurde außerdem erar-
beitet, warum Lernen Vertrauen
braucht.

Vorstellung einer
Schülerfirma

Lüder Bischoff, Rektor der
Theodor-Heuss-Ganztagschule
in Rotenburg/Niedersachsen
stellte gemeinsam mit seinen
Schülern seine Schülerfirma vor.
Die „Geschäftsidee“ der Schü-
lerfirma mit dem Titel „Abtei-
lung Innovation“ ist die Ermitt-
lung von innovativen Ideen, die
sich als Schulprojekt umsetzen
lassen. Die machbaren Projekte
werden wirtschaftlich abgesi-
chert und den Schülern angebo-
ten. Die Projektbegleitung und
Öffentlichkeitsarbeit gehört eben-
falls zu den Aufgaben der Abtei-
lung. Abgerundet wurde das

Fachsymposium durch einen
Workshop von Grit Eißler, die
schließlich wertvolle Spieli-
deen für die pädagogische Pra-
xis vorstellte. DK

Landkreis Passau:

BundesweiteAuszeichnung
für Breitbandoffensive

Die bundesweite Untersuchung „Erfolgreiche kommunale/re-
gionale Projekte zur Überwindung von Breitbandversorgungs-
lücken“, welche im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie in Auftrag gegeben wurde, würdigt
auch den Landkreis Passau und bringt ihm die Bewertung
„Best Practice-Beispiel“ ein.

„Ich freue mich sehr, dass wir
auch deutschlandweit mit unserer
Breitband-Koordinierungsstelle
zu den Auserwählten gehören“,
so Landrat Franz Meyer. „Es war
richtig, dass Thema Breitband zu
einem Schwerpunktthema meiner
Landkreispolitik zu machen und
dieses Thema konsequent umzu-
setzen.“ Dem Landrat war es da-
bei wichtig, seine Gemeinden mit
dieser komplexen Thematik nicht
allein zu lassen und eine intensive
Betreuung und Begleitung zu ge-
währleisten.

Aber auch finanziell unterstützt
der Landkreis Passau seine Kom-
munen und hat dafür im Haushalt
jährlich 500.000 Euro für den
Breitbandinfrastrukturausbau ein-
gestellt. Damit ist Passau wohl
der einzige Landkreis in Bayern,
der koordiniert und finanziert.

Die nunmehrige Auszeich-
nung bestätigt die Richtigkeit
des eingeschlagenen Weges.
Der Landkreis Passau kann in
Sachen Breitband folgende Er-
folgsgeschichte vorweisen:

Die Machbarkeitsstudien
und Markterkundungen wurden
für alle 38 Kommunen durchge-
führt.

Es wurden 45 Auswahlver-
fahren abgewickelt und auch
abgeschlossen. Derzeit laufen
aktuell noch 6 Auswahlverfah-
ren im Breitbandportal.

3 Kommunen werden durch
eigenwirtschaftlichen Ausbau
der Breitbandinfrastruktur von
Telekommunikationsbetrieben
ausgebaut.

16 Förderbescheide für
Breitbandprojekte im Landkreis
Passau sind schon eingegangen.

12 Förderanträge liegen be-
reits bei der Regierung von Nie-
derbayern zur Verbescheidung.

9 Breitbandprojekte warten
noch auf die Zustimmung der
zuständigen Gremien in den
Kommunen

7 Telekommunikationsunter-
nehmen setzen mit unterschied-
lichen Techniken die Breitband-
anforderungen der jeweiligen
Auswahlverfahren um.

„Digitale Dividende“

Fünf Telekommunikations-
projekte erhalten keine Förde-
rung. Entweder weil die Kom-
mune schon den 100.000 Euro-
Zuschuss für ein vorhergehen-
des Breitbandprojekt abgerufen
hat, oder weil die Gesamtsum-
me des Infrastrukturausbaus un-
terhalb der Bagatellgrenze von
15.000 Euro liegt.

Die Aktion der Bundesnetz-
agentur zur Versteigerung von
Funkfrequenzen im Bereich der
„digitalen Dividende“ wird von
Landrat Meyer ausdrücklich be-
grüßt. „Dieser Ausbau ist po-
sitiv und wird es uns ermögli-
chen unserer Aufgabe der flä-
chendeckenden Breitbandversor-
gung zu erfüllen, wobei man aber
nicht davon ausgehen darf, dass
die Lücken von heute auf morgen
geschlossen werden können“, so
Landrat Franz Meyer zum Ab-
schluss seiner Ausführungen.

Weltwasserwoche im Oberpfälzer Freilandmuseum:

„Reines Wasser für
eine gesunde Welt“

Unter dem Motto „Reines Wasser für eine gesunde Welt“ fand
im Oberpfälzer Freilandmuseum in Neusath-Perschen die elfte
Weltwasserwoche statt. Bayerns Umweltstaatssekretärin Me-
lanie Huml hatte die Veranstaltung eröffnet.

Rund 100 Schulklassen mit
etwa 2.300 Schülern besuchten
das Bezirksmuseum, um Wis-
senswertes zum Thema Wasser
zu erfahren. Der von den Ver-
einten Nationen ausgerufene
Weltwassertag ist in den ver-
gangenen Jahren im Oberpfäl-
zer Freilandmuseum zu einer
ganzen Aktionswoche gewor-
den.

Keine Selbstverständlichkeit

Die Weltwasserwoche wurde
von den Wasserwirtschaftsäm-
tern Weiden, Amberg und Re-
gensburg zusammen mit dem
Landratsamt Schwandorf und
dem Freilandmuseum sowie
zahlreichen Oberpfälzer Um-
weltstationen, Behörden und
Umweltverbänden organisiert.
Den Kindern soll auf dem Lehr-
pfad die Bedeutung von Wasser
näher gebracht werden. Ihnen
soll bewusst gemacht werden,
dass es längst nicht in allen Län-
dern Alltag ist, Wasser unbe-
grenzt zur Verfügung zu haben.

Die teilnehmenden Schul-
klassen lernten in verschiede-
nen Stationen auf dem Gelände
des Oberpfälzer Freilandmu-
seums Themen aus der Gewäs-

serbiologie und der Ökologie
kennen. So konnten die Schüler
je nach Parcours Bodenprofile
und Wasserproben untersuchen
oder mit einer Zille fahren.
Beim Hirtenhaus des Oberpfäl-
zer Freilandmuseums erfuhren
die Schüler viel über den häusli-
chen Wassergebrauch und er-
lebten durch das Pumpen und
das Tragen von schweren Was-
sereimern, dass man früher mit
dem kostbaren Nass vorsichti-
ger umgegangen ist als heute.
Auf der Station Sandsackfüll-
maschine füllten die Kinder und
Jugendlichen selbst Sandsäcke
ab und konnten mit diesen
Dämme bei Hochwasser bauen
und verstärken.

Partnerbeiträge

Zahlreiche Partner beteiligten
sich an der Weltwasserwoche
mit eigenen Beiträgen: Das
technische Hilfswerk und auch
die Freiwillige Feuerwehr aus
Nabburg waren mit vor Ort. Das
Gesundheitsamt gab grundsätz-
liche Informationen zum Thema
Wasser und Gesundheit. Ein
Aquarium zeigte die heimische
Fischwelt, der LBV beschäftig-
te sich mit der Gewässergüte
und das Amt für Landwirtschaft
und Forsten brachte den
Schülern bei, dass Wald und
Feldböden wichtige Wasser-
speicher sind. Das Landesamt
für Umwelt zeigte, dass Wasser
nicht im Überfluss vorhanden
ist und jeder sorgsam damit um-
gehen muss. Die Wasserwirt-
schaftsämter machten schließ-
lich klar, dass Wasser ein wich-
tiger Lebensraum ist. DK

„Kempten und ein
bisschen mehr“ erleben

Tipps zu Kultur und Freizeit, eine Auswahl an 50 Gastrono-
miebetrieben in Kempten und Umgebung sowie 26 Vorschläge
für Ausflüge in die Region: Dies und mehr enthält die Bro-
schüre „Kempten und ein bisschen mehr“.

Der Verein Kempten Regio
Tourismus e. V. hat die Broschüre
für Gäste und Einheimische zur
Planung eines Aufenthaltes für
das Jahr 2010 neu aufgelegt.

Die Rubrik Kultur und Freizeit
informiert über die Museen in
Kempten, die Führungsangebote,
Veranstaltungs-Höhepunkte,
Sport- und Freizeitmöglichkeiten
sowie überAngebote für Kinder.

Dazu gibt es Informationen
über die Allgäu-Walser-Card, zu

neuen Angeboten wie die Schau-
kapelle Erasmus oder Stadtfüh-
rungen mit Audio-Guide und zu
Souvenirartikel aus Kempten.

VielfältigeAuswahl

Unter dem Thema Gastronomie
findet sich eine Auswahl an Re-
staurants, Gaststätten, Cafés und
Bistros in Kempten und Umge-
bung. Neben den Öffnungszeiten
sind auch die kulinarischen Spe-

zialitäten der einzelnen Betriebe
aufgeführt. Zusätzlich werden 26
Ausflugsmöglichkeiten z. B. das
Glasmacherdorf Schmidsfelden,
die Erzgruben-Erlebniswelt, der
Bodensee oder die Königsschlös-
ser näher beschrieben.

Zur besseren Orientierung ent-
hält die Broschüre einen Innen-
stadtplan sowie eine Panorama-
karte desAllgäus.
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„Die Natur lässt die Puppen
tanzen und der Mensch wird
mit all seiner Technik zum Sta-
tisten beim Spiel ihrer Kräfte
degradiert.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, machte eine
nachdenkliche Miene, als er
auf die Bilder von gestrandeten
Passagieren auf den internatio-
nalen Flughäfen oder von ge-
spenstisch verwaisten Start-
und Landebahnen zeigte.

Und tatsächlich: Der unver-
mittelte Ausbruch eines Vulkans auf einer Insel
im Nordmeer hat uns die ganze Verletzlichkeit
unseres auf Mobilität und Austausch ausgerich-
teten Systems des Lebens und Wirtschaftens vor
Augen geführt. Flugverbote über Europa haben
einerseits Menschen an ihren Urlaubsorten fest-
gehalten, andererseits Hotels veröden lassen,
die auf Gäste warteten. In Kenia wurden zum
Export bestimmte Rosen geschreddert, in Bay-
ern standen wegen fehlender Zulieferteile

Fließbänder still und die Aktien der Fluggesell-
schaften kamen ins Trudeln wie schlecht gefal-
tete Papierflieger.

Aber es ist ja auch kaum zu glauben, dass wir
so am Tropf eines funktionierenden Flugverkehrs
hängen! Jeder Tag ohne „the sound of freedom“
verursacht volkswirtschaftliche Schäden in Höhe
von einer Milliarde Euro. Ich glaube, da haben
wir Dank des isländischen Rauchspuckers mit
dem unaussprechlichen und kaum zu schreiben-
den Namen mal einen guten Einblick bekommen,
wie eng die Zahnrädchen nebeneinander mon-
tiert sind, die die Maschine antreiben, die unser
normales Leben am Laufen hält.

Es gibt ja eine fast ironische Parallele zur Fi-
nanzkrise: Auch da rieb man sich anfangs die
Augen, warum Zahlungsausfälle bei ein paar
US-amerikanischen Hypothekenschuldnern
plötzlich einen Einfluss darauf haben sollen, ob
eine mittelständische Schreinerei bei uns noch
Kredite von ihrer Hausbank bekommt oder ob
Landesbanken über den Jordan gehen. Auch
hier: Die enge Verflechtung von allem mit je-
dem garantiert in guten Zeiten hohe Effizienz,
der Ausfall eines Rädchens aber bringt das Sy-
stem an den Rand des Zerreißens. Dass Island

eines der Symbole der Finanz-
krise wurde, weil eine kleine
Gruppe von Kamizake-Speku-
lanten in winzigen Banken die-
ses 360.000-Einwohner-Lan-
des die Gier von Zinsfüchsen
und Renditejägern auch hier-
zulande mit immer fantasti-
scheren Angeboten reizte, erst
diese und dann das sympathi-
sche Volk im hohen Norden
fast in den Ruin trieb, hat auch
seinen Niederschlag in „Flug-

asche“-Witzen gefunden.
Naja, der Mensch ist halt doch die Krone der

Schöpfung, weshalb er sich auch in solchen Si-
tuationen zu helfen weiß. Eine Ikone des briti-
schen Humors, der Monty-Python-Schauspieler
John Cleese, überbrückte die Distanz von Oslo
nach London damit, dass er für 3.800 Euro mit
dem Taxi nach Brüssel fuhr und von dort die
Bahn auf seine Insel nahm. Mit dem Auto rei-
sten Russen 24 Stunden zur Hannover-Messe,
Polen 12 Stunden zur BAUMA. Japanische Tou-
risten wurden in Züge gequetscht, als wolle man
ihnen das Gefühl einer Fahrt in der Tokioter
U-Bahn geben. Video-Konferenzen ersetzten Ta-
gesmeetings und man kann zur Umwelt- und
Ressourcenschonung nur hoffen, dass manche
geschäftigen Vielflieger diese Form der translo-
kalen Kommunikation für sich neu entdeckt ha-
ben, denn damit wird wirklich nur in den Mee-
tings die eh unvermeidbare heiße Luft produ-
ziert – klimaneutral und ohne Einsatz fossiler
Brennstoffe.

Mein Chef, der Bürgermeister, denkt an den
Auftrag der Bibel, der Mensch solle sich die Er-
de untertan machen. Nun ja, der Untertan wird
noch nicht ganz beherrscht – Vulkanausbrüche,
Erdbeben, Stein- und Gerölllawinen zeigen,
dass die Natur schon ihren eigenen Willen und
ihre eigenen Gesetze hat, die umgekehrt dem
Menschen den Rhythmus diktieren. Wir müssen
weiterhin damit umgehen und uns schlicht in
dem üben, was uns übrig bleibt, wenn plötzlich
und unerwartet in das Räderwerk unserer per-
fekten Lebensorganisation eingegriffen wird:
Geduld haben. Und an das zu denken, was der
französische Schriftsteller Jean Giono, auf dem
heutigen Kalenderblatt sagt: „Die Natur rächt
sich nicht, aber sie präsentiert ihre Rechnung.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Der Mensch als
Spielball der Natur

Innovationsregion Bayerischer Wald:

Gelungene Vernetzung
Landkreis Regen „Bayerns Region des Jahres“

Seit dem vergangenen Jahr darf sich der Landkreis Regen
„Bayerns Region des Jahres“ nennen. Die Urkunde hierfür
überreichte Wirtschaftsminister Martin Zeil jüngst am Tech-
nologiecampus Teisnach im Rahmen der Veranstaltung „Inno-
vationsregion Bayerischer Wald“ an Landrat Heinz Wölfl.

Minister Zeil lobte die „Inno-
vationsregion Bayerischer Wald“,
das gut funktionierende Regio-
nalmanagement und die Vernet-
zung von Wirtschaft und Wis-
senschaft. Professor Dr. Peter
Sperber, der Leiter des Techno-
logiecampus Teisnach, machte
deutlich, dass die Zahl der For-
schungsaufträge für die Industrie
bereits jetzt sämtliche Erwartun-
gen übertroffen habe. Auch das
Firmengelände werde wohl bald
erweitert werden müssen, so
Sperber.

FITnessprogramm

Als einen „wichtigen Bestand-
teil unserer Bemühungen im Be-
reich von Forschung und Ent-
wicklung“ nannte Zeil das „FIT-
nessprogramm Nord- und Ost-
bayern“. Damit werde die klassi-
sche regionale Strukturpolitik der
Investitionsförderung um eine
neue, stark innovationsorientierte
Komponente erweitert. „Wir un-
terstützen gezielt Unternehmen in
ländlich strukturierten Räumen,
damit diese sich noch besser auf
den Weltmärkten behaupten kön-
nen“, so Zeil.

Zielgruppen

Zielgruppen seien vorrangig
mittelständische Hochtechnolo-
gie-Unternehmen, technologieo-
rientierte Unternehmensgründer
sowie das innovative Handwerk.

Gefördert werde dabei nicht
nach dem Gießkannenprinzip,
„sondern wir konzentrieren uns
auf die Standorte, an denen be-
reits eine ausreichende kritische
Masse technologischer Kompe-
tenz vorhanden ist“, sagte Zeil.
Dabei setze man ganz gezielt auf
die Weiterentwicklung der Tech-
nologietransferzentren. Sie seien
in besonderer Weise geeignet,
um Lücken. zwischen Grundla-
genforschung und marktfähigen
Produkten zu schließen. Die-
Technologietransferzentren sei-
en an leistungsstarke Hochschu-
len angegliedert, stärkten die
Hochschulpräsenz in der Fläche
und förderten Unternehmensan-
siedlungen.

Technologietransfer

Die Technologietransferzen-
tren der FH Deggendorf in Teis-
nach, Freyung und Cham sind
dem Minister zufolge viel ver-
sprechende Beispiele für die-
ses Projekt. Sie würden feder-
führend von Wissenschaftsmini-
ster Dr. Wolfgang Heubisch in
enger Abstimmung mit Zeil vor-
angetrieben. Mit dem Technolo-
gie- und Wissenstransfer zwi-
schen Hochschulen und Unter-
nehmen werde die Innovations-
fähigkeit von Unternehmen ge-
stärkt. Auch trüge er dazu bei,
hoch qualifizierte junge Men-
schen in der Region zu halten.
Solche Projekte seien Bausteine,

um die Zukunft der Region aktiv
zu gestalten. Damit entstünden
Kristallisationskerne für zukünf-
tige Cluster.

Strukturen der Zukunft

Netzwerke sind nach ZeilsAn-
sicht „die Strukturen der Zu-
kunft“. Viele wichtige Initiativen
im Landkreis Regen gingen ge-
nau in diese Richtung - vom Re-
gionalmanagement über das Un-
ternehmernetzwerk bis zum Netz-
werk Forst & Holz. Idealerweise
würden solche Netze in meh-
reren Dimensionen geknüpft,
nämlich zwischen Unternehmen,
zwischen Wirtschaft und Ver-
waltung und zwischen Regio-
nen.

Netzwerk Forst und Holz

Als ein Beispiel aus der Wirt-
schaft verwies Zeil auf das Netz-
werk Forst und Holz Bayerischer
Wald. Verschiedene Partner aus
sechs Landkreisen trügen we-
sentlich dazu bei, die Forst- und
Holzwirtschaft in der Region ge-
zielt zu stärken. Eine ähnliche
Zielrichtung verfolge der Cluster
Forst und Holz. Er vernetze eine
Vielzahl von Akteuren, die eine
breite Wertschöpfungskette ab-
bilden.

Regionalmanagement

Auf eine noch umfassendere
Vernetzung zwischen den Akteu-
ren einer Region zielt nach Dar-
stellung des Minister das Regio-
nalmanagement. Fachübergrei-
fende Netzwerke zwischen Un-
ternehmen, Verwaltung, Wissen-
schaft, Verbänden und Kammern
förderten neue Ideen. So entstün-
den Freiräume für Innovationen.
Im Bayerischen Wald hätten sich
sämtliche Landkreise dieser In-
itiative angeschlossen: Regen,
Cham, Freyung-Grafenau, Pas-
sau und Deggendorf.

Sinnvolle Kooperation

Bei der regionalen Vernetzung
gehe es in Ostbayern vor allem
um eine verstärkte Zusammenar-
beit mit Böhmen und Oberöster-
reich, machte Martin Zeil deut-
lich. Eine solche Kooperation
bezeichnete er „gerade in den
Bereichen Tourismus, Marke-
ting, Umweltschutz und Ver-
kehr“ als „ausgesprochen sinn-
voll“. Als gelungenes Beispiel
führte der Minister die Grenzen
überwindende Dreiländermesse
in Passau an. Sie unterstütze die
verbindende Dimension des eu-
ropäischen Gedankens sowohl
auf einer unternehmerischen als
auch auf einer menschlichen
Ebene. DK

Bezirk Unterfranken:

„Jung sein – was heißt das heute?“
Auftaktveranstaltung zur Fortschreibung des Kinder- und Jugendprogramms

Vor dem Hintergrund aktueller Veränderungen in der Gesell-
schaft wie dem zurückgehenden Anteil junger Menschen an
der Gesamtbevölkerung, dem wachsenden Anteil junger Men-
schen mit Migrationshintergrund, dem Thema Kinderarmut,
der Situation von Menschen mit Behinderung und der demo-
graphischen Entwicklung im ländlichen Raum lud der Bezirk
Unterfranken mit dem Bezirksjugendring Unterfranken zur
Auftaktveranstaltung der Fortschreibung des Kinder- und Ju-
gendprogramms nach Würzburg ein.

Wie Bezirkstagsvizepräsidentin
Eva-Maria Linsenbreder eingangs
erläuterte, sei die Jugend an sich
schon eine komplizierte Lebens-
phase - Stichwort Pubertät, Be-
ginn der Berufsausbildung bzw.
des Studiums, Abnabelung vom
Elternhaus. „Wir tun also gut dar-
an, uns um die Bedürfnisse der
jungen Leute zu kümmern“, stell-
te Linsenbreder fest, denn: „Ohne
Jugend ist kein Staat zu machen!“

Dr. Mike Seckinger vom Deut-
schen Jugendinstitut arbeitete in
seinem Grundsatzreferat an-
schließend die „gesellschaftlichen
Veränderungen in Bezug auf jun-
ge Menschen und Herausforde-
rungen an die Jugendarbeit“ her-
aus und stellte einige Ergebnisse
der Enquete-Kommission „Jung
sein in Bayern“ vor.

Seckinger eröffnete seinen Vor-
trag mit der Feststellung, dass es
„die“ Jugend nicht gebe, sondern
stets „unterschiedliche Formen
des Jungseins“. In diesen Formen
spiegle sich die zunehmende
Spaltung der Erwachsenen-Ge-
sellschaft. Deshalb unterstütze
moderne Jugendpolitik die Ju-
gendlichen „bei der Bewältigung
ihrer alterstypischen Anforderun-
gen“, wie bereits der Bayerische
Landtag in seiner Enquete-Kom-

mission festgestellt habe. Deshalb
gelte es zu berücksichtigen, dass
sich junge Menschen noch in ihrer
Entwicklung befänden und sie
„unterschiedliche Identitätsent-
würfe erproben und ihre Möglich-
keiten und Grenzen ausloten“
wollten. Jugendpolitik sei so gese-
hen eine Querschnittspolitik, sie
müsse den jungen Menschen die
Chance zur Beteiligung bieten
und die „Möglichkeit der Weltan-
eignung eröffnen“. In jedem Fall
sei Jugendpolitik „Lobbyarbeit
für Jugendliche“.

Seckinger zufolge ist die Gebur-
tenquote in Deutschland seit Jahr-
zehnten unverändert. Früher sei sie
lediglich durch Zuwanderung auf-
gefüllt worden. Die Zahl der unter
18-Jährigen werde daher bis 2028
„nur“ von 2,36 auf 2,06 Millionen
sinken – prozentual immerhin eine
Abnahme um 12,4 Prozent. Aller-
dings werde die Bevölkerung im-
mer älter: In Bayern werde derAn-
teil der über 60-Jährigen im Ver-
gleichszeitraum von 3,08 auf 4,14
Millionen steigen – eine Zunahme
um 36,60 Prozent.

Der wissenschaftliche Referent
unterstrich in diesem Zusammen-
hang die regionalen Unterschiede
der demographischen Verände-
rungen. Insbesondere die ländli-

chen Räume seien davon betrof-
fen, wenn etwa die Zahl junger
Menschen in einem Dorf drama-
tisch sinke und es nicht mehr die
Infrastruktur gebe, um Jugendbe-
gegnungen zu ermöglichen und
soziale Netzwerke aufrecht zu er-
halten. In Anlehnung an die En-
quete-Kommission des Bayeri-
schen Landtags plädierte der Re-
ferent zudem für einen einheitli-
chen schulfreien Nachmittag, da-
mit sich Jugendliche auch außer-
halb des Klassenverbands treffen
und engagieren könnten. Sonst
verlaufe die Entwicklung der jun-
gen Menschen „zu alters- und bil-
dungshomogen“.

Mit Blick auf die Bedeutung des
Ehrenamts in der Jugendarbeit
meinte Seckinger, dies sei für die
jungen Leute die Möglichkeit,
„verschiedene Identitäten zu er-
proben“. Zudem sah er in der Be-
reitschaft, Verantwortung zu über-
nehmen, eine Möglichkeit, „das
eigene Tun als sinnhaft zu begrei-
fen“ und zu erfahren, dass „die
Welt gestaltbar ist“. Zunehmend
werde die Jugendarbeit zu einem
„verlängerten Arm der Schule“,
stellte Seckinger fest. 44 Prozent
der Jugendverbände arbeiteten mit
Schulen zusammen. Der Vertreter
des Deutschen Jugendinstituts
machte aber auch deutlich, dass
den Jugendverbänden daraus kei-
ne finanziellen Vorteile erwüchsen
und sie eventuell Probleme mit
ihrem Selbstverständnis bekämen.
Mit Nachdruck forderte er dieVer-
treter der Jugendverbände auf, die
Mitarbeit in Schul- oder Lehrer-
konferenzen zu suchen. DK

Vielfältiges Arbeitsangebot: Schreinerei, Wäscherei, Metall-
verarbeitung, Montage- und Verpackungsdienstleistungen stel-
len die Kernbereiche der Pidinger Werkstätten GmbH der Le-
benshilfe BGL dar (Quelle: PWLH).

EuRegio Dialog 2010:

Start bei Pidinger
Werkstätten der Lebenshilfe

Im Rahmen des EuRegio Dialogs werden heuer erstmals sechs
Unternehmen, je zwei aus den Landkreisen Berchtesgadener
Land und Traunstein sowie aus dem Land Salzburg, besucht.
Eingeladen sind Unternehmer und Unternehmerinnen aus
dem gesamten EuRegio-Gebiet. Die Auftaktveranstaltung im
Jahr 2010 fand nun gemeinsam mit EuRegio-Präsident Land-
rat Georg Grabner bei der Firma Pidinger Werkstätten GmbH
der Lebenshilfe Berchtesgadener Land in Piding statt.

Im Zuge des EuRegio Dialogs
gibt es immer wieder besondere
Unternehmen zu entdecken. In
den Pidinger Werkstätten der Le-
benshilfe BGL zeigen 220 Men-
schen mit Behinderung ihr über-
durchschnittliches Engagement
und erhalten durch Aufträge von
Unternehmen aus dem Bereich
der EuRegio Selbstvertrauen
und Wertschätzung. Berufliche
Förderung und Bildung wird auf
anspruchsvollen Arbeitsplätzen
geboten.

Qualität zu fairen Preisen

Für die Auftraggeber und Part-
ner aus Industrie, Handel und
Handwerk beweisen die zerti-
fizierten Betriebe (DIN ISO
9001:2008) der Pidinger Werk-
stätten täglich, dass Qualität zu
fairen Preisen möglich ist: Mon-
tage/Industriedienstleistungen,
Verpackung / Konfektionierung,
Schreinerei, Metallverarbeitung,
Wäscherei und Digitale Archi-
vierung/Mailing-Service. Dabei

werden Aufträge im Regelfall
innerhalb der Werkstätte ab-
gewickelt. Darüber hinaus wer-
den Dienstleistungen immer öf-
ter auf Außenarbeitsplätzen, di-
rekt beim Auftraggeber vor Ort
erbracht.

Rundgang und Fachvortrag

Neben einem Firmenrund-
gang erwartete die Gäste an die-
sem interessanten Nachmittag
auch ein Fachvortrag zum The-
ma „Konzeptionelle Modelle
der Integration von Menschen
mit Behinderung in Arbeitspro-
zesse (Virtuelle Werkstatt, Ver-
längertes Dach der Werkstatt,
begleitete Außenarbeitsplätze in
Unternehmen); Erfolgsfaktoren
und Risiken“ von Christian
Wimmer (Leiter Sozialdienst)
und Florian Huber (Leiter Fach-
bereich Montage).
Nähere Informationen unter
www.euregio-salzburg.eu
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Sportgeräte

Tel. 07195 /69 05-0 · Fax: 0 71 95 / 69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Schacht-Ausrüstungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Winterdiensttechnik, die
begeistert – weltweit!

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz
Tel.: +49 (9604) 93267-0
info@gmeiner-online.de
www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

Fahnenmasten/Fahnen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — bestrasst — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters.

z. B. BW-Tragetaschen 500 St. einfarbig bedruckt
€360,00 + MwSt. + Film.

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt eine
Beilage der Firma Weiher, Freiburg, bei.
Wir bitten um freundliche Beachtung.

Suche ab Juli 2010
eine Stelle als

Verwaltungsfachangesteller

Näheres auf meiner
Bewerber-Homepage unter:

www.oereitinger.de

Stellengesuch

Vorschau auf GZ 10
In unserer Ausgabe Nr. 10, die am 14. Mai erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Umwelt und Abfall
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Sicherheitstechnik . Brand- und Katastrophenschutz
Schulungen für Kommunalpolitiker
und kommunale Angestellte
Kommunale Museen
Kommunal-Marketing

Hartz IV:

Karmasin erwägt
erneuten Gang
nach Karlsruhe

Der Fürstenfeldbrucker Landrat
und Sprecher der oberbayerischen
Landräte, Thomas Karmasin, er-
wägt eine neuerliche Anrufung
des Bundesverfassungsgerichts für
den Fall, dass das Hartz-IV-Ge-
setz so beschlossen wird wie vor-
gesehen.

Kommunalrechtliche Frage

Das neue Gesetz lässt 41 weite-
re sogenannte Optionskommunen
zu, die den Vollzug der Hartz-IV-
Regelungen alleine, also ohne die
Mischverwaltung mit der Bundes-
agentur für Arbeit gestalten dür-
fen. Allerdings sieht das Gesetz
auf Bestreben der SPD-Bundes-
tagsfraktion vor, dass sich für die-
se Option nur solche Kommunen
bewerben dürfen, die dies in ihren
politischen Gremien mit Zweidrit-
telmehrheit beschlossen haben.

In einem Schreiben an Minister-
präsident Horst Seehofer und den
Chef der CSU-Landesgruppe im
Deutschen Bundestag, Dr. Hans-
Peter Friedrich, trägt der Landrat
hiergegen verfassungsrechtliche
Bedenken vor. Mit welcher Mehr-
heit eine Kommune ihre Entschei-
dungen treffe, sei eine kommunal-
rechtliche Frage, für die dem Bund
die Gesetzgebungskompetenz feh-
le. Karmasin war einer der Kläger,
die schon das ursprüngliche Hartz-
IV-Gesetz in Karlsruhe zu Fall ge-
bracht hatten.

Bürgermeister des Landkreises Nürnberger Land:

Für Mittelschule ab
Schuljahr 2011/2012

Die Mittelschule als Weiterentwicklung der Hauptschule ist ein
Schwerpunkt der Bayerischen Bildungspolitik. Ziel ist es, die
Hauptschulen flächendeckend einzeln oder in Schulverbünden
zu Mittelschulen auszubauen, um den Schülern eine breite Pa-
lette pädagogischer Elemente in ihrem Bildungsangebot zu ga-
rantieren.

Der Vorsitzende des Bayeri-
schen Gemeindetags Kreisver-
band Nürnberger Land, Erster
Bürgermeister Konrad Rupprecht
aus Feucht, freute sich, bei einem
Informationsaustausch der Bür-
germeister des Landkreises Nürn-
berger Land in Lauf den frisch
vereidigten neuen Bürgermeister
der Stadt Hersbruck, Robert Ilg,
im Kollegenkreis willkommen zu
heißen.

Großer Zeitdruck

Die anwesenden Bürgermei-
ster waren sich einig, dass die
Bildung von Schulverbünden der
Hauptschulen im Landkreis
Nürnberger Land zur Erlangung
des Status Mittelschule nicht so
schnell geschehen könne, wie

dies vom Schulamt angedacht ist.
Danach müssten mit großem

Zeitdruck unter anderem ver-
schiedene Verträge zwischen den
beteiligten Kommunen geschlos-
sen werden, um einen Start der
Mittelschule für das kommende
Schuljahr zu ermöglichen.

Detailprobleme

Da die gesetzlichen Grundla-
gen dazu voraussichtlich erst im
August 2010 feststehen werden
und es noch viele Detailproble-
me zu lösen gilt, sprachen sich
die anwesenden Bürgermeister
für eine Realisierung der Haupt-
schulverbünde und damit der ge-
meinsamen Mittelschulen erst ab
dem Schuljahr 2011/2012 aus.
Ausgenommen davon sind nur

die Hauptschule in Röthenbach
a. d. Pegnitz, welche die Kriteri-
en einer Mittelschule ohne wei-
teren Partner alleine bewerkstel-
ligen kann und die Hauptschule
Burgthann, die mit den Ober-
pfälzer Partnern Postbauer-Heng
und Pyrbaum bereits seit länge-
rer Zeit erfolgreich kooperiert.

Keine Nachteile für Schüler

Nachteile für die Schüler im
Landkreis sind nicht zu befürch-
ten, da die bisherige bewährte
Zusammenarbeit der Hauptschu-
len, beispielsweise zur Einrich-
tung von M-Klassen, auch im
Schuljahr 2010/2011 fortgeführt
wird.

Kliniken im Landkreis Rottal-Inn:

Die Würfel sind gefallen
Die Zukunft der drei Krankenhäuser im Landkreis Rottal-Inn
ist besiegelt: Der Kreistag hat entschieden, dass die drei Klini-
ken in Pfarrkirchen, Eggenfelden und Simbach am Inn neue
Strukturen erhalten sollen und in kommunaler Hand verblei-
ben. Auch bleiben alle im Landkreis vorhandenen Notarzt-
Standorte erhalten.

Im Herbst des vergangenen
Jahres hatte ein Bürgerentscheid
verhindert, dass die drei Kran-
kenhäuser an einen privaten
Klinikkonzern, die Rhön-Klini-
kum AG, verkauft werden. Da-
mals sprachen sich 89,4 Prozent
der Stimmberechtigten gegen
eine Veräußerung aus. Bislang
musste der Landkreis die Häu-
ser jährlich mit einer Millionen-
summe subventionieren und
wollte das Geld anderweitig
verwenden.

Tragende Funktion für
Eggenfeldener Klinik

Dem Eggenfeldener Kran-
kenhaus soll nunmehr mit den
bereits vorhandenen Spezialge-
bieten und hochwertiger Inten-
sivmedizin eine tragende Funk-
tion zukommen. Dort kümmern
sich die Spezialisten künftig
auch um Lungenheilkunde und
Schlafmedizin - Fachgebiete, die
bislang in Pfarrkirchen angesie-
delt waren.

Wie zuvor bleiben die Gynä-
kologie und Geburtshilfe, die
chirurgischen Fachabteilungen
sowie die Belegabteilung für
Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde in
Eggenfelden. Hinzu kommt die
urologische Belegabteilung, die
bislang in Pfarrkirchen unterge-
bracht war. Eggenfelden ist im
neuen Konzept außerdem ambu-
lantes und kurzzeitchirurgisches
OP-Zentrum.

Am Standort Pfarrkirchen soll

ein Zentrum für Altersmedizin
entstehen, das Akutmedizin und
Rehabilitation verbindet. Die
bestehende und gut etablierte
Fachabteilung für Geriatrische
Rehabilitation wird hierfür er-
gänzt um Akutgeriatrie, ein in-
ternistisches Spezialgebiet.

Standort Simbach am Inn

Noch nicht vollständig ge-
klärt ist hingegen die Zukunft
des Standorts Simbach am Inn.
Dort wird gemeinsam mit dem
Krankenhaus Sankt Josef im
angrenzenden österreichischen
Braunau/Inn noch einmal ver-
sucht, das grenzübergreifende
Europa-Klinikum zu verwirkli-
chen. Bis Ende Juli sollen die
entsprechenden Verhandlungen
abgeschlossen sein. Fest steht
allerdings, dass in Simbach die
Fachklinik für Psychosomatik
auf mindestens 120 Betten aus-
gebaut wird.

„Zukunftsträchtiges
Konzept“

Landrätin Bruni Mayer, die
sich vor dem Bürgerentscheid für
den Verkauf der Kliniken ausge-
sprochen hatte, meinte: „Wir sind
als Demokraten verpflichtet, den
Willen der Bürger umzusetzen,
da gibt es gar keine Frage.“ Das
jetzt verabschiedete Konzept ist
ihrer Auffassung nach „zukunft-
strächtig und mit großen Chancen
verbunden“. DK

Informationsaustausch in der Kreisstadt Lauf.
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